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Krankes 

Gesundheitssystem 

Widerstand gegen Per¬ 
sonalsituation in der 
Berliner Charite. 
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Jenseits der Ekelschwelle 

Wie der wachsende Anteil 
Nichtwähler zeigt, gibt es 
trotz RTL-Pro-Sat7 bei vielen 
noch eine intakte Ekelschwel¬ 
le 
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Typischer DDR-Autor 

Er hat weit mehr ge¬ 
schrieben als „Die Spur 
der Steine”: Der Schrift¬ 
steller Erik Neutsch ist 
gestorben. 
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Angriff am Antikriegstag? 

Koalition der „Willigen“ gegen Syrien 



F riedensnobelpreisträger Obama 
gibt den Bush. Es sind dieselben 
Schiffe, die im östlichen Mittel¬ 
meer aufmarschiert sind, die schon 
Libyen unter Beschuss genommen 
haben, als dort die Regimegegner 
nicht mehr auf einen Sieg ohne In¬ 
tervention hoffen konnten. Es ist die¬ 
selbe Arroganz der Macht wie 1999, 
als die NATO einen völkerrechts¬ 
widrigen Angriffskrieg gegen Jugo¬ 
slawien führte und die Bundeswehr 
von einer SPD-Grünen-Regierung zu 
ihrem ersten Kriegseinsatz nach 1945 
abkommandiert wurde. 

Die Meldungen über einen Giftga¬ 
seinsatz in den östlichen Vororten der 
syrischen Hauptstadt Damaskus kom¬ 
men zu einem Zeitpunkt, da die mili¬ 
tanten Regierungsgegner zunehmend 
an Boden verlieren und in die Defen¬ 
sive geraten sind. Meldungen über 
Zwangsrekrutierungen von Kindern 
in Flüchtlingslagern, Terror gegen die 
kurdische Bevölkerung und das Er¬ 
starken islamistischer Kampfgruppen, 
haben die Stimmung im Westen ab¬ 
gekühlt. Es sind nicht zuletzt rangho¬ 
he US-Militärs, die immer wieder auf 
die Gefahr hinweisen, dass man sich 
in Syrien zum Helfer von Al Kaida 
und Co machen könnte. 

Seit US-Präsident Obama den Ein¬ 
satz von Giftgas in Syrien als rote Li¬ 
nie definiert hat, deren Überschreiten 
eine direkte militärische Interventi¬ 
on der USA auslösen wird, haben die 
Anti- Assad-Truppen eine Art Zweit¬ 
schlüssel für den Kriegseinsatz der 
USA. 

Das Säbelrasseln aus Washington, 
London und Paris ist auch ein massi¬ 
ver Einschüchterungsversuch gegen¬ 
über Russland, das bislang nicht be¬ 
reit war, sich eine Zustimmung zum 
Krieg gegen Syrien abkaufen zu las¬ 
sen. Noch Anfang August weilte der 
saudische Geheimdienstchef zu Ge¬ 
sprächen in Moskau und versprach 
Milliardeninvestitionen in Russland 
und Unterstützung für russische Öl- 
und Gasinteressen im Mittelmeer ge¬ 
gen eine Preisgabe von Syrien und 
Iran. Offenbar kam der Deal nicht wie 
gewünscht zustande. Die geplante Sy¬ 
rien-Konferenz „Genf 2“ hätte so un¬ 
weigerlich die geschwächte Position 
der „Regimewechsler“ in Damaskus 
dokumentiert. Obama sah sich wohl 


in dieser Konstellation zum Handeln 
gezwungen. Die Vorbereitungsgesprä¬ 
che für „Genf 2“ wurden Anfang der 
Woche von den USA ausgesetzt. 
Obama und sein britischer Kampfge¬ 
fährte David Cameron wollen rasch 
zur Tat streiten. Niemand will die 
Analysen der UN-Inspekteure hören. 
Man hat sich bereits auf eine Linie 
festgelegt: Die Giftgasangriffe wur¬ 
den von der Assad-Regierung aus¬ 
geführt. Wenn nicht von Regierungs¬ 
truppen, dann von Milizen, die gegen 
die bewaffneten Regierungsgegner 
kämpfen. Finden die UN-Inspekteu¬ 
re nicht die geeigneten Beweise dafür, 
dann hat sie die syrische Regierung 
beseitigt. 

Aufhorchen lassen auch Informatio¬ 
nen, wonach die USA „Aktivisten“ in 
Syrien ausgebildet hat, die Informati¬ 
onen über Giftgaseinsätze liefern. Of¬ 
fenbar sollen sie die Legitimation für 
einen Angriff auf Syrien unter Miss¬ 
achtung des Völkerrechtes liefern. Die 
US-Regierung würde sich dann auf 


ihre „Schutzverantwortung“ berufen 
und auf die UNO pfeifen. 

Medien in den USA und Israel berich¬ 
ten über eine aktualisierte Zielliste 
für Angriffe mit Marschflugkörpern 
auf Syrien. Laut „Washington Post“ 
geht es dabei um Einrichtungen der 
syrischen Armee, „die nicht direkt in 
Verbindung mit dem Chemiewaffen- 
Arsenal des Landes stehen“. 

Jetzt ist auch die Stunde der regiona¬ 
len Machthaber, die ihre eigenen In¬ 
teressen forcieren. Die türkische Re¬ 
gierung hat erklärt, man werde sich 
„jeder Koalition“ gegen Syrien an¬ 
schließen. In Ankara weiß man so gut 
wie in Washington, dass es mit zwei¬ 
tägigen Raketenangriffen nicht ge¬ 
tan ist, um die syrische Regierung zu 
Fall zu bringen. Die Türkei will eine 
militärisch von westlichen Armeen 
gesicherte Pufferzone im syrischen 
Grenzgebiet schaffen, aus der heraus 
sich der Kampf gegen die kurdischen 
Autonomiebestrebungen in Syrien or¬ 
ganisieren ließe. Aus der israelischen 


Regierung werden Verbindungslinien 
zum Iran gezogen und auch eine mi¬ 
litärische Antwort auf das iranische 
Atomprogramm ins Spiel gebracht. 
Die Bundesregierung ist trotz Wahl¬ 
kampf sehr rasch auf Kurs Kriegsun¬ 
terstützung gegangen. Zwar hat der 
Entwicklungsminister den Einsatz 
deutscher Soldaten ausgeschlossen, 
aber Außenminister und Kanzlerin 
machen deutlich, dass man anders 
wie beim Krieg gegen Libyen, dies¬ 
mal ganz engen Schulterschluss mit 
der Kriegskoalition hersteilen wird. 
Dazu könnten die „Patriot“-Ein- 
heiten in der Türkei verstärkt, Auf¬ 
klärungsergebnisse für die Zielaus¬ 
wahl geliefert oder Tankflugzeuge 
für Kampfjets zur Verfügung gestellt 
werden. Der oberste Soldat der Bun¬ 
deswehr, Generalinspekteur Wieker, 
hat sich bereits mit den Generalstab¬ 
schefs der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs in Frontnähe (Jordanien) 
getroffen. 

Arno Neuber 


Thema der Woche 


Erklärung 

des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag zum Weltfriedenstag (Anti¬ 
kriegstag) 2013: „... Die Lehre aus 
den beiden Weltkriegen des 20. Jahr¬ 
hunderts lautete: Nie wieder Krieg, 
nie wieder Faschismus! Daran erin¬ 
nern auch in diesem Jahr wieder Ge¬ 
werkschaften und Friedensbewegung, 
die im ganzen Land über 200 Ver¬ 
anstaltungen in mehr als 120 Orten 
durchführen - häufig auch gemein¬ 
sam. Die häufigsten Themen, die bei 
den zahlreichen Veranstaltungen, 
Mahnwachen, Demonstrationen und 
Kundgebungen angesprochen wer¬ 
den, sind die bedrohlichen Konflikte 
im Nahen Osten und im arabischen 
Raum, die Rüstungspolitik der Bun¬ 
desregierung, die Militarisierung des 
gesellschaftlichen Lebens sowie ge¬ 
nerell die Rückkehr des Krieges in 
die Politik ... “ 
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Auszug aus der Erklärung des 
Sekretariats des PV der DKP 

DKP: Hände 
weg von Syrien! 

(...) Kein Krieg gegen Syrien! 

Es darf keine deutsche Beteiligung 
an einem Kriegseinsatz gegen Sy¬ 
rien geben. Wir rufen alle Parteien 
und die Bundesregierung auf, sich 
öffentlich allen Kriegsplänen ent¬ 
gegenzustellen. Der Konflikt würde 
sich sofort auf den Libanon und die 
Region ausweiten. 

Wir rufen die Bundesregierung auf, 
bei den USA, anderen Verbündeten, 
innerhalb der EU und der NATO ein¬ 
deutig gegen alle Angriffspläne 
Stellung zu beziehen. 

Wir rufen die Regierungen Russ¬ 
lands und der VR China auf, alle di¬ 
plomatischen Mittel wahrzuneh¬ 
men um diesen völkerrechtswid¬ 
rigen Angriffskrieg zu verhindern. 

Die DKP sagt: 

Hände weg von Syrien! 

Keine Stimme den Kriegsparteien! 

Die DKP ruft auf: 

Protestiert überall gegen den Krieg! 

Essen, 27. August 2013 
(Der vollständige Text steht auf 
www.dkp.de) 


Die DKP im Internet 

www.dkp.de/ 

mit der Seite des Parteivorstan¬ 
des 

• www.dkp-online.de/ 

mit der Seite der UZ 

• www.unsere-zeit.de/ 

mit dem neuen Newsportal 

• news.dkp.de 


24. August 2013: Lynchmobstim¬ 
mung gegen rumänische und bulga¬ 
rische Sinti- bzw. Roma-Flüchtlinge 
und rechte Gewalt gegen Antirassis¬ 
ten in Duisburg-Rheinhausen. Mas¬ 
siv-bedrohlicher Übergriff von sach- 
sen-anhaltinischen Faschos, teils mit 
SS-Tätowierung, auf ein Bitterfel¬ 
der Camp von Flüchtlingen, die eben 
noch im Hungerstreik standen für ein 
Recht auf Arbeit, auf Abschaffung 
der sogenannten Residenzpflicht, für 
freie Wahl von Wohnort und Unter¬ 
kunft. Zielgerichtete Hetze der NPD 
ä la Sarrazin gegen die Aufnahme 
von Flüchtlingen aus Kriegs- und 
Krisengebieten - zum dritten Mal 
binnen sechs Wochen am Rathaus 
Berlin-Hellersdorf. Wie „chronisch 
brandaktuell“ ihre lärmblockierten 


21 Jahre nach Rostock-Lichtenhagen 

Hetze und Aktionen der NPD in Berlin-Hellersdorf gegen Flüchtlinge 


Serien-Versuche sind, die 
Bewohner des östlichen 
Außenbezirks der Haupt¬ 
stadt in Geiselhaft zu neh¬ 
men, zeigten am 14. Juli 
sechs NPD-Aktivisten per 
T-Shirt-Aufdruck: „22.- 
26.8.1992“. Damals durfte 
in Rostock-Lichtenhagen 
ein angeführter Mob mör¬ 
derisch wüten, um die öf¬ 
fentliche Meinung für die 
staatlich einzuschränken¬ 
de Asylgesetzgebung reif 
zu schießen und auf die 
Abschiebewelle einzu¬ 
stimmen. 

Nachdem der Berliner Se¬ 
nat die Zahl der Flücht¬ 
lingsunterkünfte über 







Jahre reduziert hatte, sucht 
die NPD die durch Kriegs¬ 
politik wieder zunehmend 
genutzte Einrichtung zu 
verhindern. Nach Anfangs¬ 
erfolgen in Ortsteilen wie 
Rudow und Britz wurden 
am 9. Juli auch Anwohner 
bei einer Hellersdorfer In¬ 
formationsveranstaltung in 
die Meinungsmangel von 
etwa 50 Aktivisten aus dem 
NPD-Spektrum genommen. 
Unmittelbar darauf vernetz¬ 
te sich bei Facebook eine 
stimmungmachende, ano¬ 
nym auftretende „Bürger¬ 
initiative Marzahn-Hellers¬ 
dorf“. Nicht zuletzt aufgrund 
von detailliert vorliegenden 


Antifa-Recherchen über konkrete 
Hintermänner sieht sich jetzt der Ver¬ 
fassungsschutz zur Klärung gezwun¬ 
gen, ob es sich um eine rechtsextre¬ 
mistische Internet-Chimäre handelt. 
Der von Blaulicht-Transportern und 
Polizeischutz charakterisierte Einzug 
der ersten traumatisierten Flücht¬ 
linge aus Afghanistan und Syrien in 
ein leerstehendes Schulgebäude wird 
durch wachsame Helfer aus einem 
breiten solidarischen Spektrum be¬ 
gleitet. Fernab von herbeiphantasier¬ 
ten „Parallelgesellschaften“ fordern 
sie ein Bleiberecht für Migranten ge¬ 
mäß ihren Lebensrealitäten, dezentral 
und mit Arbeitserlaubnissen. 

Hilmar Franz 

{Siehe auch Seite 5) 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Ab in die Armutsrente 


Regierung und Kapital singen ein¬ 
stimmig und immer lauter das verlo¬ 
gene Lied vom Fachkräftemangel in 
Deutschland. Das hat mit der Realität 
genauso viel zu tun wie ihre Wahlpro¬ 
gramme mit ihrem tatsächlichen Re¬ 
gierungshandeln nach der Wahl. Fakt 
ist: 2012 waren 27 Prozent mehr Men¬ 



schen der Generation über 55 arbeits¬ 
los gemeldet als im Jahr 2008 und der 
Skandal dauert fort. Dennoch sind die 
älteren Beschäftigten für Ursula von 
der Leyen (CDU) die „Gewinner am 
Arbeitsmarkt“. Statt die Arbeitslosig¬ 
keit mit aller Kraft und Entschlossen¬ 
heit zu bekämpfen, führt diese asoziale 
Regierung einen unerklärten, gnaden¬ 
losen Krieg gegen die Arbeitslosen. 
Um diese Sauerei zu vertuschen, wer¬ 
den gleichzeitig mit viel Theaterne¬ 
bel und Tricks die Arbeitslosenzahlen 
schöngerechnet: Erwerbslose, die ei¬ 
nen Weiterbildungskurs antreten, gel¬ 
ten sofort nicht mehr als „Arbeitslose“, 
obwohl sie noch immer keine sozial¬ 
versicherungspflichtige B eschäf tigung 
gefunden haben. Arbeitslose, die krank 
sind, einen Ein-Euro-Job haben oder 
an Weiterbildungen teilnehmen, wer¬ 
den schon jahrelang nicht mehr als ar¬ 
beitslos gezählt. Auch Arbeitlose, die 
älter als 58 sind, werden nicht in der 
offiziellen Statistik geführt. Sobald pri¬ 
vate Arbeitsvermittler ins unfaire Spiel 
kommen, zählt der von ihnen betreu¬ 
te Arbeitslose seit 2009 nicht mehr als 
arbeitslos, obwohl er keine Arbeit hat. 
Und nun kommt seit geraumer Zeit 
immer öfter eine nicht ganz neue 
„Wunderwaffe“ zum Einsatz: Die vor¬ 
zeitige Verrentung, sprich die Zwangs¬ 
verrentung. Wie viele Menschen im 
Jahr in den erzwungenen Ruhestand 
geschickt werden, ist offiziell nicht be¬ 
kannt. Daran hat die Regierung auch 
wirklich kein Interesse. Die Arbeits¬ 


losenzahlen müssen stattdessen trotz 
steigender Arbeitslosigkeit nach unten 
gedrückt werden. 

Die Jobcenter nutzen die Möglichkeit, 
die ihnen der Paragraph 12a SGB II 
bietet, um Hartz IV-Empfänger, die 
das 63. Lebensjahr vollendet haben, zu 
einem Antrag auf Frührente zu zwin¬ 
gen. Kommen sie der Aufforderung 
hierzu nicht nach, kann das Jobcenter 
sogar selbst einen Antrag für den Hil¬ 
febedürftigen bei der Rentenversiche¬ 
rung stellen. Für die Zwangsverren¬ 
tung durch das Jobcenter können im 
Jahr 2013 die Jahrgänge 1950 herange¬ 
zogen werden, hier liegt das Renten¬ 
eintrittsalter schon bei 65 Jahren und 
fünf Monaten. Demzufolge belaufen 
sich die dauerhaften Einbußen auf 
29 Monate x 0,3 = 8,7 Prozent. 

Die finanzielle Renteneinbuße einer 
so erzwungenen Frührente ist enorm. 
Für jeden Monat, den die Rente vor 
der Regelaltersgrenze beantragt wird, 
wird ein Rentenabschlag von 0,3 Pro¬ 
zent gemacht. Wer also mit 63 statt 67 
(Regelaltersgrenze ab Jahrgang 1964) 
Frührente beantragt, hat eine dauer¬ 
haftes Minus von 14,4 Prozent. Der 
maximale Rentenabschlag wird erst bei 
18 Prozent gedeckelt. Zwangsverren¬ 
tung ist also Altersarmut per Gesetz, 
denn schon jetzt garantiert selbst die 
gesetzliche Rente für viele Ruheständ¬ 
ler kaum das Nötigste zum Leben. 
2012 bekam fast jede(r) zweite Rent- 
nerln weniger als 700 Euro Rente und 
damit weniger als die Summe, die Seni¬ 
oren im Schnitt als Grundsicherung im 
Alter inklusive Miete und Heizung zu¬ 
steht. Mit der Zwangsverrentung sinkt 
mit einem Streich sowohl die Zahl der 
Arbeitslosen, wie die der Hartz IV- 
Empfänger. Kanzlerin Merkel kann 
weiter lächelnd behaupten sie führe 
die erfolgreichste Bundesregierung al¬ 
ler Zeiten. Die so unsanft geschaffenen 
„Frührentner“ zahlen den Preis. 

Wie das gehen soll? Als Frühverren- 
tete teilen sie dann eben das Schicksal 
hunderttausender anderer Rentnerln- 
nen, denen die Rente auch nicht zum 
Leben reicht, und daher immer noch 
nur vom wohlverdienten Ruhestand 
träumen können. Allein im Herbst 
2012 zählte selbst die Bundesagen¬ 
tur für Arbeit mehr als 812 000 Mi¬ 
nijobber, die älter als 65 Jahre waren. 
Machen wir den kommenden Wahl¬ 
tag zum Zahltag. Andernfalls „Armes 
Deutschland“! 


Beschäftigte fordern 
Mindestbesetzung 

ln der Berliner Charite kommt eine Pflegekraft auf 15 Patientinnen 



D ie Tarifverhandlungen an der 
Berliner Charite sind angelau¬ 
fen. Die Beschäftigten und ver. 
di fordern ausreichend Personal für 
Europas größtes Uniklinikum. Allein 
die Aufnahme der Verhandlungen er¬ 
forderte schon, dass ver.di und Charite- 
Betriebsrat mit Warnstreiks drohten. 
Die Charite-Geschäftsführung hat in 
den vergangenen Jahren notwendige 
Investitionen (geschätzter Sanierungs¬ 
bedarf 640 Mill. Euro) mit einer gna¬ 
denlosen Sparpolitik auf Kosten der 
Beschäftigten betrieben. 
Ausgliederungen, Ausgründungen und 
Beteiligungen (Charite CFM Facility- 
Mangement GmbH oder Ev. Geriat¬ 
riezentrum mbH u.a.) schaffen Vor¬ 
aussetzungen, das Gesundheitssystem 
auf Gewinnorientierung auszurichten. 
Dies wird in der Pressemeldung des 
Charite-Aufsichtsrates anlässlich der 
Vertragsverlängerung von Prof. Karl 
Max Einhäupl als „Erster Mann der 
Charite“ um fünf weitere Jahre deut¬ 
lich. Sie liest sich wie die Meldung eines 
Industriekonzerns. Als herausragende 


Leistung wird hervorgehoben, dass es 
ihm gelungen ist, 2012 rund 5,2 Milli¬ 
onen Euro Überschuss zu erwirtschaf¬ 
ten und dass der Ausbau der Industrie¬ 
kooperationen sein erklärtes Ziel sei. 
Herr Einhäupl als Mediziner versteht 
seinen Job: Nicht die Gewährleistung 
der gesundheitlichen Daseinvorsorge, 
sondern die Umgestaltung der Chari¬ 
te zum profitorientierten Gesundheits¬ 
konzern steht im Vordergrund. 

Das Gesundheitssystem hat versagt! 

Die Personalsituation an der Berliner 
Charite ist desaströs. Personalabbau 
einerseits und gleichzeitiger Anstieg 
der zu versorgenden Patienten ande¬ 
rerseits haben zur Folge, dass 15 Pati¬ 
entinnen auf eine Pflegekraft kommen. 
Wollte man die seit Ende 2012 ange¬ 
fallenen Überstunden abbauen, müss¬ 
te das Krankenhaus sofort 80 Voll¬ 
zeitkräfte einstellen, über 300 fehlen, 
um einen normalen Ablauf des Pfle¬ 
gedienstes zu gewährleisten. Das Ge¬ 
sundheitssystem hat versagt! Die Ge¬ 
sundheit des Pflegepersonals und auch 


die Patientinnenversorgung sind ge¬ 
fährdet! ver.di und Betriebsrat haben 
daraus die Konsequenz gezogen, ta¬ 
rifvertraglich abgesicherte Quoten zu 
Mindestbesetzung in patientennahen 
Bereichen und klare Regelungen zur 
Personalausstattung für alle Beschäf¬ 
tigten zu fordern. 

Mehr von uns ist besser für alle! 

Am 17. September steht der dritte Ver¬ 
handlungstag mit der Arbeitgeberseite 
an. Die ver.di-Tarifkommission hat ihre 
Hausaufgaben erfüllt, jetzt muss die 
Gegenseite ihren Beitrag leisten und 
ein verhandelbares Angebot machen. 
Die Beschäftigten der Charite werden 
sich nicht auf den Sankt Nimmerleins¬ 
tag vertrösten zu lassen. 

Die Situation an der Charite darf nicht 
isoliert betrachtet werden, der Berliner 
Senat ist ebenso für Vivantes zustän¬ 
dig. Kolleginnen in anderen Betrieben 
schauen auf die Charite-Belegschaft. 
Ein Erfolg könnte beispielhaft und Mut 
machend wirken. 

Karin Mack 


Auch der Tod wird auf Dauer teuer 

Die Sanierung der Gemeindefinanzen geht über Leichen 


Viele Kommunen sind so finanz¬ 
schwach gehalten, dass sie sogar mit 
Gebührenerhöhungen über die Fried¬ 
hofssatzungen ihren Haushalt entlas¬ 
ten müssen. Es gibt in Deutschland 
etwa 32 000 Friedhöfe mit 40 Milli¬ 
onen Gräbern. Der Vorsitzende des 
Bundes der Steuerzahler in NRW, 
Heinz Wirtz, warnt vor dem Irr¬ 
glauben, die städtischen Etats durch 
Mehrbelastungen der Bürger in den 
Griff zu bekommen. 

Ermuntert wird das Drehen an der 
Gebührenschraube in NRW zum 
Beispiel durch den „Stärkungspakt 
für finanzschwache Kommunen“: Das 
Land gibt Geld, ohne das Problem der 
Finanznot damit lösen zu können, und 
gibt gleichzeitig Hinweise, wie über 
Steuern und Gebühren mehr Geld 
in die kommunalen Kassen kommen 
kann. Damit wird der Kassenstand 
zwar nicht ausgeglichen, der Bürger 
aber mehr belastet, wobei der Bour¬ 
geois von einer Gebührenerhöhung 
eben relativ weniger betroffen ist als 
der Prolet. Insgesamt planen 78 Pro¬ 
zent der Kommunen, ihre Steuern 
und Gebühren bis zum kommenden 
Jahr zu erhöhen. 43 Prozent wollen 
nach einer Studie der „Wirtschafts¬ 
prüfer“ Ernst & Young die Leistun¬ 
gen einschränken. 91 Prozent der 
NRW-Kommunen haben im laufen¬ 
den Jahr einen defizitären Haushalt, 
zuvor waren es 78 Prozent. Die Hälf¬ 


te der Kommunen in NRW kann ihre 
Schulden nicht mehr tilgen. 

Jede vierte Gemeinde will nicht nur 
den Eintritt für die Schwimmbäder 
erhöhen, sondern auch die Gebüh¬ 
ren für den Friedhof. 

Bei einer Befragung der „Ruhr-Nach¬ 
richten“ bekannten über 90 Prozent 
der Leser, dass sie sich über die Er¬ 
höhungen ärgern. Fünf Prozent woll¬ 
ten notgedrungen in den sauren Ap¬ 
fel beißen. Und dem Rest war es egal. 
Begründung: „Ich habe kein Haus, 
keinen Hund, und ins Freibad gehe 
ich auch nicht.“ 

Bei den Bestattungen haben die 
„Teilnehmerinnen“ in der Regel 
keine freie Wahl, ob sie nun wollen 
oder nicht. Sie können sich zunächst 
allenfalls zwischen Sarg-Grabstätte 
und Urnen-Grabstätten entscheiden, 
wenn sie sich nicht - nach der Lei¬ 
chenverbrennung - in einem Wald¬ 
grundstück etwa im niederländischen 
Venlo kostengünstig zerstreuen las¬ 
sen wollen. In Düsseldorf gibt es den 
Kostenansatz „Ascheverstreuung im 
Streufeld ... 1 385,31 Euro“. 

Die Dauer der Trauer und des Ge¬ 
denkens wird zu einer finanziellen 
Herausforderung. Das „Nutzungs¬ 
recht“ erstreckt sich zum Beispiel 
auf 20, 25 oder 30 Jahre. Entspre¬ 
chend sind die Preise gestaffelt. Die 
Einzelgrabstätte für 20 Jahre kostet 
in Düsseldorf 1 007,19 Euro (Urne: 


896,00 Euro), bei 30 Jahren sind es 
bis zu 3 035,89 Euro. Bei besonderer 
Lage und abweichender Größe geht 
es rauf auf 4 691,01 Euro. 

Vor der „Nutzung“ kommt die Bestat¬ 
tung: 699,34 Euro bis 2 080,62 Euro. 
Nutzung der Kapelle: 207,47 Euro. Die 
Einäscherung kostet 247,47 Euro. In 
diesem Betrag ist die Umsatzsteuer 
von 19 Prozent bereits enthalten. 

Das Manager-Magazin weiß Rat: 
Sterbegeldversicherung, und räumt 
ein, dass die Betroffenen „damit oft 
ebenfalls ausgenommen werden.“ 
Die finanziellen Probleme führen zu 
einem beklemmenden Widerspruch: 
Viele Menschen plädieren inzwischen 
für die kostengünstige anonyme Be¬ 
stattung, obwohl sie sie „nicht gut fin¬ 
den“. 

Beerdigungs- und Trauerkultur hat 
eine kommunalpolitische Dimensi¬ 
on. Die DKP in Düsseldorf hat das 
Thema aufgegriffen, weil bei verschie¬ 
denen Trauerfeiern deutlich wurde, 
dass die Akustik in den Kapellen so 
schlecht ist, dass nicht nur ältere Trau¬ 
ergäste nicht mehr verstehen kön¬ 
nen, was der Trauerredner mitteilt. 
Der Anregungsausschuss der Stadt 
wurde gebeten, die Akustik prüfen 
zu lassen, um geeignete Maßnahmen 
einleiten zu können, damit die Trauer¬ 
feiern nicht durch eine unangenehme 
Geräuschkulisse überlagert werden. 

Uwe Koopmann 


Bündnis für mehr Personal im 
Krankenhaus 

Auf dem Gründungstreffen des Bündnisses „Berlinerinnen und Berliner für 
mehr Personal im Krankenhaus“ schilderten Vertreter des Charite-Betriebs¬ 
rates und Pflegkräfte anschaulich die Auswirkungen der unerträglichen Si¬ 
tuation im täglichen Arbeitsablauf. In dem Bündnis haben sich Beschäftigte 
von Charite, CFM, Kolleginnen anderer Gewerkschaften, Medizinstudentin¬ 
nen und Mitglieder von Patientinnenvertretungen zusammengefunden, um 
deutlich zu machen, dass die tarifvertragliche Durchsetzung dieser Forde¬ 
rungen nicht nur im Interesse des Pflegepersonals ist, sondern alle betroffen 
sind - entsprechend dem Slogan „Es geht um Ihre Gesundheit - Mehr von 
uns ist besser für alle!“ Denn Gesundheit betrifft die gesamte Gesellschaft. 
Mit dem Bündnis kann es gelingen, sowohl Betriebsräte und Gewerkschafts¬ 
gruppen zu unterstützen, als auch Unterstützung von außen zu organisieren. 
Die Aktivitäten seit Gründung am 11. Juli zeigen bereits Ergebnisse: 

An der Weltzeituhr des Alexanderplatzes fielen am 10. August (siehe Foto 
oben) plötzlich Frauen und Männer in Kitteln und Hauben um. Mit einem 
Flashmob wurde beeindruckend demonstriert, wohin die permanente Ar¬ 
beitsüberlastungführt; das Pflegepersonal wird selbst zum Krankheitsfalles 
kann sich nicht mehr um die Patientinnen kümmern! Mit dieser Aktion wurde 
Aufmerksamkeit erreicht. Passantinnen informierten sich. Anschaulich konn¬ 
te die Sinnhaftigkeit der Forderungen dargestellt werden, z. B dass künftig 
anstelle der jetzt 15 Patientinnen, eine Pflegekraft tagsüber auf Normalsta¬ 
tion für höchstens fünf Patientinnen zuständig sein soll. Dies ist sowohl im 
Interesse des Pflegepersonals, als auch einer verantwortlichen Versorgung 
der Patientinnen. 

Bisher sind zahlreiche Solidaritätserklärungen abgegeben worden, Unter¬ 
schriften wurden gesammelt, Kontakt zu Kolleginnen anderer Gewerkschaf¬ 
ten aufgenommen, Parteienvertreterinnen angesprochen; Zeitungsartikel 
geschrieben, Flugblätter und Plakate erstellt.Gemeinsam mit ver.di-Betriebs- 
gruppen und den aktiven Kolleginnen treffen sich Unterstützerinnen regel¬ 
mäßig, haben verschiedene Arbeitsgruppen gebildet, um die nächsten Akti¬ 
onsschritte zu planen und vorzubereiten. 

Wichtig ist die Vernetzung mit anderen Arbeits- und Widerstandskämpfen, 
um sich gegenseitig zu unterstützen, z.B. mit dem Lehrerinnenstreik und den 
Aktionen im Einzelhandel. 

Mehr Informationen auf: www.mebY-krankenhauspersonal.de 
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Nie wieder Krieg, 

DGB will Forderungen in 


nie wieder Faschismus! 


die Betriebe und auf die Straße tragen 



D er Kampf um den Frieden hat im 
DGB Tradition. Gegen die Wie¬ 
derbewaffnung und gegen den 
Atomtod waren die Losungen in den 
50er Jahren, als Gewerkschafter began¬ 
nen, den 1. September als Antikriegstag 
zu begehen. Und so ruft der DGB auch 
in diesen Tagen auf, seine friedenspo¬ 
litischen Forderungen in die Betriebe 
und auf die Straßen zu tragen. 

Mit dem Rückgriff auf den Schwur von 
Buchenwald wird an die Verbindung 
zwischen Krieg und Faschismus erin¬ 
nert. Die Gewerkschaften lehnen einen 
neuen Militarismus ab und setzen sich 
mit Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
ebenso kritisch auseinander wie mit 
Einsätzen im Inneren. Wenn auch nicht 
ausdrücklich erwähnt, ist trotzdem vie¬ 
len Gewerkschaftern unvergessen, dass 
Bundeswehreinheiten das Niederschla¬ 
gen „innerer Unruhen“ übten. 

Die Dachorganisation der deutschen 
Gewerkschaften weist darauf hin, dass 
die Lösung sozialer Probleme eine we¬ 
sentliche Voraussetzung für den Er¬ 
halt des Friedens ist, was im Klartext 
nur heißen kann, daß Steuergelder für 
friedliche Zwecke statt für Rüstung 
verwendet werden müssen. Ausdrück¬ 
lich wird auch das Verbot der NPD ge¬ 
fordert. 

Für den Frieden zu sein gibt jeder vor. 
Die konkreten Vorstellungen sind so 
breit wie das politische Spektrum. Für 
einen „Siegfrieden“ waren die Gewerk¬ 
schaften der BRD nie. Wenn es aber 
ums Detail ging, prallten intern oft un¬ 
terschiedliche Vorstellungen aufeinan¬ 
der. Z.B. als die NATO 1979 beschloss, 
mit der Stationierung von Pershing II 
und Cruise Missiles in Deutschland 
eine atomare Erstschlagskapazität 
aufzubauen, mit der ein Atomkrieg 
für die USA führ- und auf Europa be¬ 
grenzbar werden sollte. Lange wollte 
die DGB-Führung mit Rücksicht auf 
SPD-Kanzler Schmidt - oder weil sie 
dessen Entdeckung einer angeblichen 
„Raketenlücke“ für bare Münze hielt - 
ihren Untergliederungen eine Beteili¬ 
gung an den Massenprotesten verbie¬ 
ten. Tatsächlich stimmten Millionen 
Mitglieder aber mit den Füßen ab, der 
Kurs des DGB wurde unter dem Druck 
der Basis korrigiert. 

Damals gab es auch Arbeitskreise in 
Rüstungsbetrieben, die diskutierten, 
wie man die Produktion auf friedliche 
Produkte umstellen kann. Sie wiesen 
mit wissenschaftlicher Unterstützung 
nach, dass so mit dem gleichen Geld 
zwei bis dreimal so viele Arbeitsplätze 
zu schaffen wären. 


Einmal Diskutiertes und Beschlos¬ 
senes hat aber auch in den Gewerk¬ 
schaften oft eine überschaubare Halb¬ 
wertzeit, wenn die Bewegung wieder 
abebbt. 

So treibt die Angst vor Arbeitslosig¬ 
keit, vor dem 365 Tage kurzen Weg zu 
Hartz IV, einzelne Gewerkschafter und 
Betriebsräte aus der Rüstungsindustrie 
dazu, sich öffentlich für die Auslastung 
ihrer Waffenschmieden einzusetzen. 
Wenn Vertreter von Zivilbeschäftig¬ 
ten der Bundeswehr sich auf dem ver. 
di-Kongress gegen einige Passagen in 
friedenspolitische Anträge ausspre¬ 
chen, liegt die Wurzel hierfür auch in 
dem subjektiven Erleben von Abrüs¬ 
tung und Konversion, die diese Namen 
nicht verdient haben. Standorte wurden 
dicht gemacht, Arbeitsplätze abgebaut, 
ohne dass der Rüstung Mittel entzogen 
wurden für eine zivile Entwicklung mit 
Perspektiven für die Betroffenen. Statt 
dessen wurde und wird die Umrüstung 
der Bundeswehr zur Interventionsar¬ 
mee betrieben, mit weniger Soldaten 
und Zivilbeschäftigten, aber erhöhter 
Schlagkraft. 


In den Gewerkschaften widerstreiten¬ 
de Positionen finden sich auch im ak¬ 
tuellen Aufruf. Der klaren Forderung 
nach einem Abzug der Bundeswehr aus 
Afghanistan geht faktisch die Zustim¬ 
mung zur Beteiligung an militärischen 
Interventionen mit UN-Mandat voraus. 
Viele Mitglieder sehen das anders, auch 
weil die derzeitigen Strukturen der UN 
immer wieder zum Missbrauch von Be¬ 
schlüssen führen, wie jüngst die impe¬ 
rialistische Einmischung in und gegen 
Libyen. Gerade Deutschland mit seiner 
Geschichte müsste ganz auf die „militä¬ 
rische Karte“ verzichten und sich statt- 
dessen mit Beiträgen zur friedlichen 
Lösung von Konflikten profilieren. 
Der aktuelle Aufruf des DGB enthält 
viele Argumente nicht nur für Gewerk¬ 
schaftsmitglieder, sondern für alle Ak¬ 
tiven in den sozialen Bewegungen. 
Rüstungsfragen sind auch immer mit 
sozialen Fragen verbunden, daran er¬ 
innert die DKP seit ihrer Gründung. 
Der Aufruf bietet die Chance, in den 
gewerkschaftlichen Basisorganisatio¬ 
nen für Aktivitäten zu werben, ob sie 
nun im ersten Schritt mit dem Verbrei¬ 


ten des Aufrufs im Betrieb beginnen 
oder darüber hinaus auch auf die ge¬ 
werkschaftliche Beteiligung an öffent¬ 
lichen Veranstaltungen, Mahnwachen 
usw. Und das gerade jetzt, wo eine un¬ 
heilige Allianz aus bürgerlichen Poli¬ 
tikern und der Mehrheit der Medien 
eine gefährliche Eskalation des Krie¬ 
ges in Syrien und in der ganzen westa¬ 
siatischen Region betreibt. 

Dass die Bundeswehr kein Teil der 
Friedensbewegung ist, Rüstungsauf¬ 
träge nachhaltig keine Arbeitsplät¬ 
ze sichern und das Militär nichts an 
Schulen zu suchen hat, das alles lässt 
sich am besten gemeinsam mit sozial¬ 
demokratischen, sozialistischen, christ¬ 
lichen und anderen Kolleginnen und 
Kollegen in der konkreten Aktion dis¬ 
kutieren. 

Gelegenheiten wird es am 1. Septem¬ 
ber viele geben, ob mit und in den Ge¬ 
werkschaften, bei Bündnisveranstal¬ 
tungen oder eigenen Aktivitäten der 
DKP-Gruppen vor Betrieben und in 
Wohngebieten, mit eigenen Materiali¬ 
en und der UZ. 

Volker Metzroth 


Skandal der Zwangsverrentung 
durch Hartz IV beenden 

Volkssolidarität fordert Maßnahmen gegen Altersarmut 


Keine Verschleppung der 
Betriebsrentenerhöhung bei Opel! 


Hunderte Rentner protestierten vor dem Werkstor 

| 



„Die Volkssolidarität fordert, die 
Zwangsverrentung älterer Bezieher 
von Hartz IV ersatzlos abzuschaffen.“ 
Dies erklärte der Präsident der Volks¬ 
solidarität, Prof. Gunnar Winkler, am 
Dienstag zu Medienberichten über die 
wachsende Zahl entsprechender Fälle, 
so z.B. im Bereich der Regionaldirek¬ 
tion Sachsen-Anhalt/Thüringen der 
Bundesagentur für Arbeit. 

„Wenn Jobcenter zunehmend ältere 
Langzeitarbeitslose drängen, mit Voll¬ 
endung des 63. Lebensjahres gegen ih¬ 
ren Willen eine Rente mit hohen Ab¬ 
schlägen zu akzeptieren, ist das ein 
Skandal. Deshalb müssen die entspre¬ 
chenden Regelungen im Sozialgesetz¬ 
buch II (SGB II), speziell die § 12a und 
§5 Abs. 3, dringend geändert werden. 
Ansonsten bleibt Hartz IV Altersarmut 
per Gesetz.“ 

Prof. Gunnar Winkler bezeichnete es 
als Widerspruch, wenn politisch Ver¬ 
antwortliche die Gefahr von Alters¬ 
armut beklagen, gleichzeitig aber da¬ 
für zuständig sind, dass seit 2011 kei¬ 
ne Rentenversicherungsbeiträge mehr 
für Langzeitarbeitslose entrichtet wer¬ 
den. „Dann auch noch eine Zwangs¬ 
rente mit Abschlägen zu verordnen ist 
eindeutig eine Politik gegen ältere Er¬ 


werbslose, die dringend gestoppt ge¬ 
hört“. 

Der Verbandspräsident wies darauf 
hin, dass die Arbeitslosenquote Äl¬ 
terer immer noch deutlich über dem 
Durchschnitt liegt und laut Analyse 
der Bundesagentur für Arbeit zum Ar¬ 
beitsmarkt für Ältere ab 50 Jahren im 
Juli 2013 einen höheren Stand als im 
gleichen Monat des Vorjahres aufwies. 
Zu den knapp 560 000 Arbeitslosen ab 
55 Jahren seien nochmals über 146 000 
über 58-Jährige dazu zu rechnen. Die¬ 
se seien offiziell gar nicht mehr als ar¬ 
beitslos registriert, weil sie seit mehr 
als 12 Monaten kein Vermittlungsan¬ 
gebot mehr erhielten. 

„Die Arbeitsmarktlage für Ältere, die 
Anhebung der Altersgrenzen und das 
Auslaufen der Altersrente für Frau¬ 
en erhöhen das Risiko, noch vor Er¬ 
reichen der Regelaltersrente in Hartz 
IV abzurutschen“, kritisierte Winkler. 
„Statt die Betroffenen in eine Zwangs¬ 
rente zu schicken, muss in der Arbeits¬ 
marktpolitik gegengesteuert werden. 
Notwendig ist eine deutlich bessere 
Förderung älterer Erwerbsloser, eine 
Beendigung der Altersdiskriminierung 
in weiten Teilen der Wirtschaft sowie 
ein Stopp der Rente mit 67“ 


General-Motors (GM) kann offenbar 
den Hals nicht voll genug kriegen: Ne¬ 
ben der Vernichtung von Tausenden 
Arbeitsplätzen durch die Werksschlie¬ 
ßung in Bochum, will dieser Konzern 
jetzt auch die Betriebsrentnerlinnen 
um die seit 1991 vertraglich vereinbar¬ 
te betriebliche Rentenerhöhung prel¬ 
len. Die Verschleppung der Rentenan¬ 
passung ist genauso ein Vertragsbruch 
wie die damalige Nichtauszahlung der 
tariflich vereinbarten Lohnerhöhung. 


Die Soziale Liste Bochum hat sich mit 
der Demonstration von mehreren hun¬ 
dert Opel-Rentnerinnen und Rentnern 
am 21. August solidarisch erklärt. Rats¬ 
sprecher Günter Gleising wies auf der 
Kundgebung vor Tor 1 auf den Skandal 
hin, dass „der GM-Konzern im letzten 
Jahr einen Rekordgewinn erzielt hat, 
die betriebliche Rentenanpassung von 
einem Prozent jährlich aber nicht be¬ 
zahlen will.“ 

-ler 


Gegen Ausgrenzungen 

Die Industriegewerkschaft Bauen-Ag- 
rar-Umwelt (IG BAU) forderte jüngst 
Politik und Arbeitgeber auf, sich stär¬ 
ker gegen Diskriminierungen von Min¬ 
derheiten in der Berufsschule und am 
Arbeitsplatz stark zu machen. Aufklä¬ 
rung und Solidarität sind aus Sicht der 
IG BAU wirksame Mittel gegen Mob¬ 
bing und Ausgrenzung. „Der vorgelegte 
Bericht der Antidiskriminierungsstelle 
belegt eindrucksvoll, was viele unserer 
Kolleginnen und Kollegen in ihrem All¬ 
tag erleben“, sagte der stellvertretende 
IG BAU-Bundesvorsitzende Robert 
Feiger. „Sie werden wegen ihrer Her¬ 
kunft, Religion, sexueller Orientierung 
oder einer Behinderung benachteiligt 
oder beleidigt. Hilfsangebote für Be¬ 
troffene sind ein Anfang, aber sie rei¬ 
chen allein nicht aus. Die Ursache für 
Mobbing und Ausgrenzung liegt in Vor¬ 
urteilen. Diese lassen sich durch Auf¬ 
klärung und aktives Einüben des Zu¬ 
sammenlebens überwinden. Toleranz 
muss man trainieren.“ Die IG BAU 
fordert deshalb regelmäßige interkul- 
turelle Trainings an Berufsschulen wie 
auch im Job. 

Mehr Geld für Maler 

Die rund 26 000 Auszubildenden im 
Maler- und Lackiererhandwerk er¬ 
halten jetzt deutlich mehr Geld. Nach 
mehr als einem Jahr ergebnisloser Ver¬ 
handlungen einigte sich die Handwer¬ 
ker-Gewerkschaft IG BAU mit dem 
Unternehmerverband des Maler- und 
Lackiererhandwerks im Rahmen einer 
Schlichtungsverhandlung auf eine An¬ 
hebung der Ausbildungsvergütungen 
um bis zu 6,67 Prozent, rückwirkend 
ab 1. August 2013. In einer zweiten 
Stufe erhalten die Auszubildenden ab 
dem 1. August 2014 um bis zu weitere 
5,2 Prozent mehr Geld. Zusätzlich tra¬ 
fen die Tarifvertragsparteien Verabre¬ 
dungen zu Verbesserungen bei der Jah¬ 
ressondervergütung, einer betrieblichen 
Altersvorsorge und einer Fahrtkosten¬ 
regelung zur überbetrieblichen Ausbil¬ 
dung. „Der Kompromiss ist für beide 
Seiten vernünftig. Er trägt dazu bei, 
dass die Branche für den Nachwuchs 
attraktiv bleibt und verhindert, dass 
die Auszubildenden den Anschluss an 
die allgemeine Entwicklung der Ausbil¬ 
dungsvergütungen verlieren“, sagte der 
stellvertretende IG BAU-Bundesvor¬ 
sitzende Dietmar Schäfers. 

DGB gedenkt historischer 
Gewerkschaftsführer 

Anlässlich der Einweihung der restau¬ 
rierten Büsten In Berlin-Kreuzberg er¬ 
innerte der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer an die Gewerkschaftsführer 
Wilhelm Leuschner, Carl Legien und 
Hans Böckler sowie an die Zerschla¬ 
gung der Gewerkschaften durch die 
Nazis. Die Büsten waren in der Vergan¬ 
genheit beschädigt worden und muss¬ 
ten erneuert werden. Sommer betonte, 
wie wichtig es ist, die Erinnerung an die 
Vergangenheit wach zu halten: „Gele¬ 
gentlich kann man aus der Geschichte 
lernen. Wenn wir uns in Berlin solcher 
Persönlichkeiten wie Wilhelm Leusch¬ 
ner, Carl Legien und Hans Böckler auch 
im Alltag erinnern, tragen wir, so mei¬ 
ne Hoffnung, mit diesen Gedenkstelen 
dazu bei, dass wir etwas bewusster mit 
unserer eigenen Geschichte umgehen.“ 

Sicherheitsbranche will Min¬ 
destlohntarifvertrag kündigen 

Im Sicherheits- und Wachgewerbe ist 
ein Tarif-Konflikt um den erst vor drei 
Jahren eingeführten Mindestlohn ent¬ 
brannt. Der Bundesverband der Deut¬ 
schen Sicherheitswirtschaft (BDSW) 
wird den Mindestlohntarifvertrag zum 
Jahresende kündigen. Hintergrund sind 
die festgefahrenen Verhandlungen über 
neue Mindestlöhne. Die die Sicher¬ 
heit- und Wachgewerbeunternehmen 
fordern, dass ein Abschluss bindende 
Wirkung für die anstehenden regiona¬ 
len Tarifverhandlungen hat. ver.di lehnt 
dies jedoch ab. Der BDSW will verhin¬ 
dern, dass die untersten Lohngruppen 
bei den Verhandlungen in Bundeslän¬ 
dern über den Mindestlohn hinaus an¬ 
gehoben werden. Außer in Nordrhein- 
Westfalen stehen die Tarifverhandlun¬ 
gen auf Landesebene noch aus. Einen 
neuen Termin für die seit März laufen¬ 
den Gespräche auf Bundesebene gibt 
es nicht. 
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Warum die Partei 
„Die Linke“ wählen? 

Aus ihrem Wahlprogramm 

★ DIE LINKE steht an der Seite der 
Beschäftigten, wenn es um Respekt 
und gute Arbeit geht. Das beginnt mit 
einem flächendeckenden gesetzlichen 
Mindestlohn von 10 Euro die Stunde. 
Mit Niedriglöhnen, Leiharbeit, dem 
Missbrauch von Werkverträgen, mit 
Mini- und Midijobs wollen wir Schluss 
machen und diese schlechten Arbeits¬ 
verhältnisse in tariflich bezahlte, sozial¬ 
versicherungspflichtige B eschäf tigung 
umwandeln. Fünf Millionen Menschen 
sind ohne Arbeit, gleichzeitig fehlt es 
an Personal in Krankenhäusern, in der 
Pflege, in Schulen, in der Kinderbetreu¬ 
ung und auch im Handwerk. Wir wollen 
ein Programm für die Zukunft auflegen. 
Wir brauchen öffentliche Investitionen, 
um die Versorgung für alle zu verbes¬ 
sern. Nicht längere Arbeitszeiten und 
mehr Stress! sondern kürzere Arbeits¬ 
zeiten und ausreichend Zeit für Ruhe, 
Familie, Partnerschaft. 

★ Wir sagen: Hartz IV ist Armut per 
Gesetz. Deshalb wollen wir dieses Sys¬ 
tem abschaffen und ein Konzept für 
Mindestsicherung vorlegen, bei der 
niemand unter 1 050 Euro Einkommen 
fällt. Kurzfristig sollen die Hartz IV- 
Regelsätze auf 500 Euro steigen. Keine 
Sanktionen, keine Bedarfsgemeinschaf¬ 
ten, keine Ein-Euro-Jobs, sondern eine 
Mindestsicherung für jede und jeden 
und gute Beschäftigungs- und Qualifi¬ 
zierungsangebote. 

★ Die Rente muss den Lebensstandard 
im Alter sichern. Wir schlagen vor, das 
Rentenniveau wieder auf 53 Prozent 
anzuheben. Um Altersarmut zu verhin¬ 
dern, wollen wir eine Solidarische Min¬ 
destrente von 1050 Euro einführen. Da¬ 
von profitieren viele, vor allem Frauen, 
die im Erwerbsleben schlechter bezahlt 
wurden. 

★ Löhne und Renten sind in Ost¬ 
deutschland immer noch niedriger als 
im Westen. Diese Ungerechtigkeit wol¬ 
len wir beseitigen. 

★ Hohe Einkommen sollen - wie zu 
Helmut Kohls Zeiten - mit 53 Prozent 
besteuert werden. Außerdem brauchen 
wir eine Millionärssteuer. Die Einnah¬ 
men werden für bessere öffentliche An¬ 
gebote gebraucht: für Kitas, Schulen, so¬ 
zialen Wohnungsbau. 

★ Wir wollen eine solidarische Gesund¬ 
heitsversicherung: eine für alle. Alle 
zahlen ein, alle werden gleichermaßen 
gut versorgt, Zuzahlungen und Zusatz¬ 
beiträge abgeschafft. Die Unternehmen 
beteiligen sich wieder paritätisch an der 
Finanzierung. So lassen sich Beiträge 
senken. Die private Krankenversiche¬ 
rung wird auf Zusatzversicherungen be¬ 
schränkt. 

★ Nach der Finanzkrise sind die Speku¬ 
lationen mit Wohnungen explodiert und 
die Mieten enorm gestiegen. Wir wollen 
die Verdrängung von Mieterinnen und 
Mietern stoppen und Mietpreise be¬ 
grenzen. Wir brauchen mehr Wohnun¬ 
gen mit Sozialbindung. 

★ Eine Energiewende wird erst richtig 
nachhaltig, wenn die Versorgung mit 
Strom und Wasser als Grundrecht ga¬ 
rantiert ist und Energie durch soziale 
Staffelung bezahlbar bleibt. Die Versor¬ 
gung gehört in öffentliche Hand unter 
demokratischer Kontrolle. Stromsper¬ 
ren sollen verboten werden. 

★ Es wird Zeit, dass endlich die zahlen, 
die von der Krise profitiert haben. 

Die Banken und Finanzmärkte müssen 
kontrolliert und in den Dienst der Ge¬ 
sellschaft gestellt werden; Die Finanz¬ 
transaktionssteuer ist überfällig. Eine 
einmalige Abgabe auf Vermögen über 
eine Million Euro in ganz Europa ist ein 
Schritt aus der Schuldenkrise. 

★ Ohne Frieden ist alles nichts. Die 
Bundeswehr muss aus allen Auslands¬ 
einsätzen zurückgeholt werden. Und 
Waffenexporte nur besser zu kontrol¬ 
lieren, das reicht nicht. Nur ein Verbot 
wirkt. Die Produktion von Waffen soll 
auf zivile Güter umgestellt werden. 


Innenpolitik unsere zeit m 

Keine Qual mit der Zweitstimmen-Wahl 

Gegen die Konsenssoße von CDU, SPD, FDP, Grüne 


Revolution? 

Nein, einfach zeitgemäß: 10 Euro Mindestlohn sofort per Gesetz, 
1050 Euro Mindestrente, Millionärsteuer einführen, Energie 
und Mieten für alle bezahlbar, Mindestsicherungstatt Hartz IV, 
Waffenexporte verbieten]^ 

www.die-linke.de 


die unke. 


Fast richtig, liebe Genossinnen. Ja statt Nein, plus „ein bisschen“ Klassenkampf, Dialektik und historischem Optimismus. 
Und fertig ist der Sozialismus. Kriegen wir gemeinsam hin! 


D urch Bayern fährt seit Wochen 
der „Rote Blitz“ So nennt sich 
ein Aktionsmobil, das für die 
Wahl der Partei „Die Linke“ bei der 
bayerischen Landtagswahl am 15. Sep¬ 
tember und natürlich auch zur eine 
Woche später stattfindenden Bundes¬ 
tagswahl linke Wählerinnen und Wäh¬ 
ler mobil machen will. Auf der Tour 
durch das große Bundesland gibt es 
an vielen Orten Haltepunkte, Zeit, 
die die Kandidatinnen und Kandida¬ 
ten der PDL nutzen, um ihre Vorstel¬ 
lungen öffentlich darzulegen und den 
Wählerinnen und Wählern Flyer und 
andere Werbematerialien anzubie¬ 
ten. Als Wahlkampfhöhepunkt ist am 
12. September eine Kundgebung mit 
Gregor Gysi, Klaus Ernst und Sahra 
Wagenknecht auf dem Marienplatz in 
München angesetzt. 

Auch in Hessen finden zwei Wahlen 
statt, hier zumindest an einem Tag: 
Am 22. September wird auch der dor¬ 
tige Landtag gewählt. Hier sind nicht 
nur an den Samstagen Infostände, 
Aktionen und Kundgebungen ange¬ 
sagt; wenn die „Prominenz“ der PDL 
kommt, kommen auch hunderte Zu¬ 
schauer an Wochentagen. So zum Bei¬ 
spiel in Gießen, wo Gregor Gysi und 
Willy van Ooyen vor fast 500 Kund¬ 
gebungsteilnehmern die „Konsenssoße 
von CDU, SPD, FDP, Grüne“ zur Spra¬ 
che brachten. Zu Recht verwies Gysi 
darauf: Ohne Linkspartei „gibt es im 
Bundestag und im Landtag keine Stim¬ 
me gegen Kriegseinsätze und Waffen¬ 
exporte“. Und Willy van Ooyen stellte 
ebenso richtig fest, dass es ohne PDL 
keinen Politikwechsel geben wird. 
Eine gefragte Rednerin auf den Kund¬ 
gebungen der Linkspartei - schaut 
man in die Wahlkalender der Landes¬ 
verbände der Linkspartei -, zumindest 
bundesweit im Westen der Republik, ist 
die stellvertretende Parteivorsitzende 
und Spitzenkandidatin in Nordrhein- 
Westfalen, Sahra Wagenknecht. „Wir 
wollen gute Arbeit statt Niedriglöhne. 
Etwa durch den gesetzlichen Mindest¬ 
lohn von 10 Euro, die Wiedereinfüh¬ 
rung ordentlicher Zumutbarkeitsre¬ 
geln bei Arbeitslosigkeit, das Verbot 
der Leiharbeit und den Kampf gegen 
Werkverträge und Ketten-Befristun- 
gen“ fordert sie. Große Zustimmung 
findet sie mit ihrer Absicht, den Rei- 


Peer hat’s schwer. Erst hatte ihn die 
freie Qualitäts-Presse unisono zum 
Kanzlerkandidaten von Elfriede 
Springers und Liz Mohns Gnaden ge¬ 
kürt. Die SPD-Führung hatte diesen 
Auftrag nur noch pflichtgemäß auszu¬ 
führen. Und dann wurde dieser papp- 
kameradenhafte Herausforderer der 
Freundin Angela nach allen Regeln 
der Kunst zusammengeschossen. 

Das klingt etwas prosaisch. Und vor 
allem ein wenig knapp. Schließlich ist 
Wahlkampf. Und da wollen Spalten 
und Sendezeit gefüllt sein. Das ist nicht 
leicht. Vor allem, wenn man eigentlich 
nichts zu sagen hat. Nun mangelt es 
den Qualitäts-Medien gewiss nicht an 
Erfahrung im Bereich Nonsenspro¬ 
duktion. Aber es soll bei den Damen 
und Herren Jauch ja nicht aussehen 
wie beim Dschungelcamp. 

Ernsthaft betrachtet, steht „Deutsch¬ 
land“ vor sehr komplizierten und weit¬ 
reichenden Entscheidungen. Damit ist 
natürlich nicht die Bundestagswahl ge¬ 
meint. Krise und Eurokrise, Atomkraft 
und Energiewende, Kriege und Um¬ 
weltzerstörung, Verarmung und Zer¬ 
fall der Gesellschaft ... die Liste der 
drängenden, ungelösten Probleme lie¬ 
ße sich Seitenweise fortsetzen. Hinrei¬ 
chend Stoff für die Frage: Wie will die¬ 
ser Kapitalismus aus diesem Schlamas¬ 
sel eigentlich wieder hinaus kommen? 
Klar, immer wenn es um die wirklich 
entscheidenden Fragen geht, die letz¬ 
te Idee, auf die man in den Schaltzen¬ 
tralen der Macht käme, wäre die Men- 


chen endlich an den Kragen gehen zu 
wollen. Sie sagt: „Wir wollen die Rei¬ 
chen zur Kasse bitten, etwa durch eine 
Millionärsteuer von fünf Prozent auf 
Vermögen über eine Million Euro und 
einen Spitzensteuersatz von 75 Prozent 
für Einkommensmillionäre.“ Allein das 
Vermögen der europäischen Millionä¬ 
re übertreffe mit etwa 14 Billionen 
Euro die gesamte Staatsverschuldung 


„Ran an den Geldberg der 
Millionäre“ 


aller EU-Staaten, die bei elf Billionen 
Euro liege. Wer die Staatsfinanzen sa¬ 
nieren möchte, so Sahra Wagenknecht, 
„muss an den Geldberg der Millionäre 
ran“. Zugleich warnt sie eindringlich, 
Politikern auf den Leim zu gehen, die 
gegenwärtig tönen, die Banken an die 
„Kette“ legen zu wollen. „Die Rech¬ 
nung für die Euro- beziehungsweise 
Bankenrettung wird nach den Wahlen 
präsentiert werden. Der Bankenlobby¬ 
ist Steinbrück und Herr Trittin werden 
dann auch wieder hochstaatstragend 
dabei sein.“ 

Diese hier zitierten Äußerungen einzel¬ 
ner PDL-Politiker sind eine Werbung 


sehen in diesem Land zu befragen. In 
diesen „letzten Dingen“ kennt man 
dort seit jeher „keine Parteien mehr“. 
Demokratische Beteiligung steht in 
Deutschland in einem umgekehrt pro¬ 
portionalen Verhältnis zur Bedeutung 
der zu entscheidenden Fragen. Wo 
Volksabstimmung über Grundsatz¬ 
fragen wie das Rauchen in Eckknei¬ 
pen plausibel sind, bleiben Belang¬ 
losigkeiten wie der Euro, die EU, die 
Nato, die Bundeswehr, Atomraketen, 
der Krieg, Grund- und Notstandsge- 


Wie will dieser Kapitalismus 
aus diesem Schlamassel 
eigentlich wieder hinaus 
kommen? 


setze natürlich außen vor. Themen die¬ 
ser Art werden von den Damen und 
Herren Jauch mit großem Ballyhoo 
bis zur Unkenntlichkeit zu der unun¬ 
terscheidbaren braun-grauen Medien¬ 
masse verquirlt - und anderweitig ent¬ 
schieden. Nein, wir wollen den Damen 
und Herren Jauch nicht Unrecht tun. 
Sie haben die durchaus nicht einfache 
Aufgabe, die Entscheidungen anderer 
als Ergebnis ihrer eigenen, nennen wir 
es Diskussionen, erscheinen zu lassen. 
Braun-Grau ist kein Zufall. 

Aber welche Aufgabe hat nun Peer? 
In der Sache ist das klar. Seit die SPD 
mit der Agenda ihren alten Klassen¬ 
kampf-Begriff, sagen wir neu interpre¬ 
tiert hat, also den alten sozialdemokra- 


für eine andere Politik, eben für einen 
Politikwechsel in Deutschland. Dafür 
steht das gesamte Wahlprogramm der 
Partei „Die Linke“ (siehe links). Von 
den mit der PDL konkurrierenden 
Bundestagsparteien, die sich in ihren 
Wahlversprechen geradezu überbie¬ 
ten, werden die vielen Vorschläge, die 
von der PDL gemacht werden, lapidar 
als „wirklichkeitsfremd“ und als „nicht 
realisierbar“ abgetan. Die Partei „Die 
Linke“ hat, im Unterschied zu den an¬ 
deren Parteien, eine exakte Rechnung 
für die Kosten ihres Wahlprogramms 
vorgelegt. Unter anderen ist sie auf der 
Homepage der PDL Baden-Württem¬ 
berg veröffentlicht. 

Da lesen wir, dass die Umsetzung 
der Wahlforderungen 170 Milliarden 
kosten würde. 182 Milliarden will die 
Linkspartei hingegen einnehmen: 80 
Milliarden durch die Millionärssteu¬ 
er, 35 Milliarden durch die Unterneh¬ 
mensbesteuerung, plus minus Null 
durch die Einkommenssteuer (!), 30 
Milliarden durch die Finanztransak¬ 
tionssteuer, 15 Milliarden durch die 
Gemeindewirtschaftssteuer, 15 Mil¬ 
liarden durch die Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung und 7 Milliarden 
durch die Reform der Erbschaftssteu- 


tischen Wunschtraum, „unseren Kin¬ 
dern soll es einmal besser gehen“, mit 
der Gewissheit vertauscht hat, „unsere 
Kinder werden einmal zum Sozialamt 
gehen“, haben die Sozen ihr „Allein¬ 
stellungsmerkmal“ verloren. Seither 
gibt es Schopenhauers „Gesellschaft 
der Stachelschweine“ in Berlin. Ange¬ 
trieben von der Kälte ihres klammen 
Geldbeutels rangeln sie mit ausgefah¬ 
renen Stacheln um die besten Plätze an 
den Trögen. „Opposition ist Mist“. Da 
bleibt dem Peer nicht viel mehr, als die 
Su-Peer-Merkel zu mimen. 

Was macht man da? Klar. Ein 
paar Märchen erzählen. Wie Stein¬ 
brück, Steinmeier und Gabriel beim 
„Deutschlandfest“ der SPD am Bran¬ 
denburger Tor: „Die Bremer Stadtmu¬ 
sikanten“ oder „Jim Knopf und Lukas 
der Lokomotivführer“. Oder beim 
100 Todestag von August Bebel: „Mehr 
Bebel wagen!“. Mit niemand geringe¬ 
rem als der großen alten Märchentante 
der SPD, Franz Müntefering. „Diesem 
System keinen Mann und keinen Gro¬ 
schen!“ Das einzige System, bei dem 
die SPD nach dem 4. August 1914 (die 
US-Army im Rücken) „mehr Bebel 
wagte“, war die DDR. 

Dafür gab’s früher, neben den übli¬ 
chen Silberlingen, gutmütiges Schul¬ 
terklopfen für die „dummen Kerls“. 
Und wenn es darum ging, die Proleten 
hinters Licht zu führen, durften auch 
mal die Schmidts und Schröders ran. 
Doch nach dem letzten Totalausver¬ 
kauf ist nicht mehr viel in den Rega- 


er. Es nimmt nicht Wunder, dass diese 
Ausrechnungen öffentlich kaum zur 
Kenntnis genommen bzw. öffentlich 
nicht nur Kenntnis gebracht werden, 
sondern die anderen Parteien und vor 
allem die Medien „Realitätsferne“ ver¬ 
breiten. 

Die DKP, die entschieden für einen Po¬ 
litikwechsel in dieser Republik eintritt 
und die bei diesen Bundestagswahlen 
nur um Erststimmen in einzelnen Wahl¬ 
kreisen in Berlin, Brandenburg und 
Baden-Württemberg wirbt, empfiehlt 
daher, mit der Zweitstimme die Partei 
Die Linke zu wählen. Wahl der Links¬ 
partei - das ist auch die Wahlempfeh¬ 
lung der DKP bei den Landtagswahlen 
in Bayern und in Hessen. 

Es ist eine gute Tat, ein Kreuz auf dem 
Stimmzettel zu machen gegen Kriegs¬ 
einsätze! Eine Stimme im Parlament 
gegen Hartz IV, Arbeitslose, Rentner 
und vor allem auch gegen Millionäre 
hat allemal einen großen Wert- nicht 
nur bei Wahlen. Deshalb ruft der Vor¬ 
sitzende der DKP, Patrik Köbele auf, 
„mit der Zweitstimme die Linkspar¬ 
tei zu wählen, solange sich diese kon¬ 
sequent gegen Auslandseinsätze der 
Bundeswehr, gegen Privatisierung und 
gegen Sozialabbau einsetzt.“ Rolf Priemer 


len des Willy-Brand-Hauses, was die 
SPD noch würde verscherbeln können. 
Welche Versprechen sollten das denn 
sein, die Steinbrück in seiner arro¬ 
ganten Pampigkeit abräumen könnte. 
Mindestlohn, Bankenkontrolle, Steu¬ 
ergerechtigkeit? Alles was Rosa-oliv 
im Interesse von Big Money ohnehin 
schon an die Wand gefahren hat? Oder 
anders herum, die Popularisierung der 
Euroland-Verelendung ausgerechnet 
mit dem Mediendarling Steinbrück? 
So etwas glaubt man selbst in Michelle 
Münteferings Ortsverein Wanne-Süd 
nicht wirklich. Das Einzige was die 
SPD noch verkaufen könnte, sind die 
nostalgischen Sehnsüchte ihrer Mit¬ 
glieder. Die Wiederholung der Agen¬ 
da-Wende als Farce: „Mehr PS.! Bewe¬ 
gung statt Stillstand!“ auf der „Klartext 
Open-Air-Tour“. Diese Offerte hat er¬ 
kennbar keine Abnehmer. Das politi¬ 
sche Potenzial der Jusos reicht gerade 
noch zu einer Anti-Hoeness-Kampa- 
gne. Und Steinbrück reitet den toten 
Gaul Stasi. 

So bleibt für Schwarz-Gelb nicht mehr 
zu tun als der beherzte Griff zum Weih¬ 
rauchfass. Politik im Rainer-Brüderle- 
Modus: „Wer hat’s getan? Wir habn’s 
getan!“ Euro, Bildung, Banken, Ar¬ 
beitslosigkeit, NSA, alles toto. Wir sind 
die beste und erfolgreichste Super-Du- 
per-Bundesregierung unter der Füh¬ 
rung der weltweit beliebtesten Bild- 
Kanzlerin seit der Christianisierung 
Germaniens. 

Wie der wachsende Anteil Nichtwäh¬ 
ler zeigt, gibt es trotz RTL-Pro-Sat7 bei 
vielen noch eine intakte Ekelschwelle. 

Klaus Wagener 


Jenseits der Ekelschwelle 

Bundestagswahlkampf ohne Wahl 
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Solidarität muss grenzenlos sein 

Hellersdorf darf keine Homezone für Nazis werden 


Breite Front gegen 
rassistische Hetze 

Neofaschisten und 
rassistischer Mob in Duisburg 



A m 24. August, nur Stunden nach 
der zweitägigen Wahlkampf¬ 
und Flüchtlingsabwehrtour 
von „Pro Deutschland“ quer durch 
Berlin, standen sich im Außenbezirk 
Marzahn-Hellersdorf wieder rund 1 
000 antifaschistische Demonstranten 
und etwa 80 Teilnehmer einer NPD- 
Kundgebung gegenüber. NPD-Lan- 
deschef Sebastian Schmidtke, 
der sächsische NPD-Landtags- 
abgeordnete Andreas Storr, 
die Berliner Vorsitzende des 
NPD-Frauenverbands „Ring 
nationaler Frauen“ Maria Fank 
sowie Bundesvorstandsmitglied 
Ronny Zasowk protestierten 
gegen die nicht weit entfern¬ 
te, am 19. August eröffnete 
Flüchtlingsunterkunft in einer 
ehemaligen Schule an der Ca- 
rola-Neher-Straße. Als sie mit 
einem Fahnenappell Revanche 
für ihre fatal übertönte Flücht¬ 
lingshetze vom 20. August such¬ 
ten, gab es vor dieser Front ein 
Fotoshooting mit einem geistig 
Verführten, der das mit einem 
verrenkten Hitler-Gruß kon¬ 
terkarierte und dann festge¬ 
setzt wurde. Am Dienstag vor 
einer Woche blieben knapp 30 
ihrer Leute aufgrund der spon¬ 
tanen Blockade von rund 700 
Berliner Antifas und engagier¬ 
ten Anwohnern gegenüber dem Rat¬ 
haus Hellersdorf stecken. An ohnehin 
nicht vorhandene Sympathisanten war 
kein Wort durchgedrungen. So wur¬ 
den jetzt Riesenverstärker „für liebe 
Freunde“ mit dem NPD-“Flaggschiff“ 
der „Deutschland-Tournee“ gegen die 
angebliche „Asylflut“ aufgefahren. 
Demonstrativ beifällig registrierten 
sie, wie Polizei angreifende NPD-Blo- 
ckierer mit ihrem Transparent wie¬ 
der drangsalierend von der Straße ins 
Protest-Karree schob. Dort verortete 
die Fascho-Riege ihre „lieben Feinde“ 
und „Idioten“, von denen einige den 
angekommenen Refugees täglich An¬ 
wohner-Solidarität vermitteln. Auch 
Menschen aus dem Spektrum parla¬ 
mentarischer Parteien waren dort mit 
Fahnen und Transparenten aufgezo¬ 
gen, von Petra Pau bis Renate Künast, 
von den Piraten bis zur SPD. Die Riege 
der Bundestags-Direktkandidaten im 
Wahlkreis einschließlich CDU übt sich 
demonstrativ in der einmütigen Ableh¬ 
nung der Verfassungsfeinde. 

Am 30. August soll sich zudem die 
Hellersdorf er B ezirks verordnetenver- 


sammlung mehrheitlich zur gemein¬ 
samen Verantwortung einer sicheren 
Unterkunft für Flüchtlinge und Asyl¬ 
suchende bekennen. Die Fraktionen 
sind aufgerufen, die zahlreich ange¬ 
botenen Hilfen für die Flüchtlingsfa¬ 
milien zu unterstützen. Vereine, Ver¬ 
bände, Institutionen, einzelne Bürger 
engagieren sich bereits im „Netzwerk 


Hellersdorf“. Sie lehnen es ab, dass das 
unmittelbare Umfeld der Sammelun¬ 
terkunft mit einer sterilen Bannmeile 
abgegrenzt wird, wie es die Berliner 
Integrationsbeauftragte Monika Lüke 
will. Schon gar nicht darf daraus eine 
Homezone für Nazis werden. Die Ge¬ 
fahr von instrumentalisierten Pöbelei- 
en, Hass-, Willkür- oder Gewaltaufsta¬ 
chelungen besteht leider. 

Deshalb schlägt die Hellersdorfer 
Hochschule für Sozialarbeit „Alice 
Salomon“ vor, zum Wintersemester 
ab Oktober einen Teil ihrer Seminare 
in die Flüchtlingsunterkunft auszula¬ 
gern. Wie die Rektorin Prof.Thea Bor¬ 
de betont, sind zahlreiche Studieren¬ 
de und Mitarbeiterinnen bereit, sich 
für den Schutz und die Inklusion der 
Flüchtlinge im Bezirk zu engagieren. 
Wenn die Flüchtlinge es für sich selbst 
bedeutsam und ratsam hielten, könn¬ 
ten sie z.B. gemeinsam über besonders 
bewegende Fluchtumstände sprechen. 
Anhand ihrer Biografien wären dann 
Lebens- und Unterstützungswege ex¬ 
emplarisch nachzuzeichnen. Angebote 
zur Nachbarschaftsförderung und zur 


Stadtteilentwicklung seien perspekti¬ 
visch ebenso denkbar, ein besserer Er¬ 
satz für ständige Polizeipräsenz. Schon 
beim Gebäude-Umbau wurden solche 
Angebote berücksichtigt. 

Dirk Stegemann von der Berliner 
VVN-BdA engagiert sich mit vielen 
jungen Menschen für den ständig be¬ 
setzten Info- und Unterstützerpoint an 


der Maxie-Wander-Straße gegenüber. 
Er ist für mehr Druck gegenüber einer 
staatlichen Politik, die nicht erst seit 
den letzten Jahren mitverantwortlich 
für die Probleme ist, wie sie hier sicht¬ 
bar werden. Darunter verstehen wir 
nicht nur die Beteiligung der Bundes¬ 
wehr samt Drohnen bei Kriegseinsät¬ 
zen in aller Welt, die Errichtung und 
Inbetriebnahme von immer mehr Ab- 
schiebegefängnissen in der Bundesre¬ 
publik oder sogenannte Ingewahr¬ 


mar Pohle (Partei „Die Linke“), weist 
öffentlich darauf hin, dass der Bezirk 
nicht erst seit gestern Flüchtlinge un¬ 
tergebracht hat, eben auch in Wohn- 
unterkünften über zwei bestehende 
Einrichtungen hinaus. Die Migran¬ 
ten dort üben inzwischen eine eigene 
Selbstverwaltung aus, arbeiten in Mar¬ 
zahner Stadtteilzentren mit und enga¬ 
gieren sich wie andernorts in Sportver¬ 
einen. 

Hilmar Franz 


samnahmen mit Todesfolgen, sondern 
auch die strukturelle soziale Margina- 
lisierung von Migrantinnen und Mi¬ 
granten. Dazu gehören nicht zuletzt 
die von der CDU-Familienministerin 


Schröder abverlangten Bekenntnisse 
zu ihrer zweifelhaften Extremismus- 


Klausel, die der Förderzusage für 
Hilfsprojekte vorausgeht. Angesichts 
des vorgelegten Berichts des Bundes¬ 
tagsuntersuchungsausschusses zum 
NSU- und Verfassungsschutzskandal 
hat die Ombudsfrau des Bundesta¬ 
ges, Schröders Parteikollegin Barba¬ 
ra John, präventiv eine einleuchtende 
Konsequenz vorgeschlagen. Der Ge¬ 
setzgeber solle eine Stiftung zur bun¬ 
desweiten Anschlussförderung von 
Projekten gegen Rassismus ins Leben 
rufen, die anders als die bisherige Ent¬ 
scheidungspraxis der Familienministe¬ 
rin die Mittel für entsprechende Initia¬ 
tiven schrittweise ausreichend erhöht 
und Projektfinanzierung frühzeitig 
verlässlich absichert. 

Die amtierende Bezirksbürgermeis¬ 
terin von Marzahn-Hellersdorf, Dag¬ 


Flüchtlinge unterwegs nach München 

Bayerische Regierung beschließt „Verbesserungen“ für Flüchtlinge 


Eine Gruppe von Flüchtlingen ist 
derzeit auf einem Marsch durch 
Deutschland, um auf die unzumutba¬ 
ren Bedingungen für Asylbewerber 
aufmerksam zu machen. In der ver¬ 
gangenen Woche versuchte die Grup¬ 
pe von Würzburg aus nach München 
zu kommen. 

Einer von ihnen, Hamed Rouhbakhsh, 
der im Iran Elektronik studiert hatte, 
wurde, wie schon viele andere zuvor 
unterwegs in Polizeigewahrsam ge¬ 
nommen. 

Bis jetzt ist unklar, ob die Gruppe 
München erreichen oder polizeiliche 
Repression dies verhindern wird. „Wir 
wollen uns frei bewegen und hier ar¬ 
beiten dürfen“ so Hamed in einem Te¬ 
lefongespräch mit der Süddeutschen 
Zeitung. 

Inzwischen hat der trockene Hunger¬ 
streik der Flüchtlinge vor wenigen Wo¬ 
chen in München Wirkung gezeigt. 
Wohl auch wegen der bevorstehenden 
Landtagswahlen hat die CSU-geführ- 
te Landesregierung „Verbesserungen“ 
für Asylbewerber beschlossen. 

Aber, „...diese Verbesserungen sind 
eine Farce“, so der bayerische Flücht¬ 
lingsrat. Nur in Bayern gibt es nach 
wie vor noch die sogenannte Residenz¬ 
pflicht, nach der Asylbewerber sich 
nicht einmal im Bundesland frei be¬ 


wegen können, sondern sich innerhalb 
eines Regierungsbezirkes aufzuhalten 
haben. Jetzt kommt die große CSU- 
„Verbesserung“: Die Staatsregierung 
appelliert an die Städte und Gemein¬ 
den, eine bisher bestehenden „Verlas- 
senserlaubnisgebühr“ (!) von 10 Euro 
nicht mehr zu 
erheben, wenn 
Flüchtlinge aus 
dem Landkreis 
„ausreisen“ 
wollen. 

Während in allen anderen Bundes¬ 
ländern diese Residenzpflicht bereits 
wenigstens auf das ganze Bundesland 
ausgedehnt wurde, bleibt sie in Bay¬ 
ern unverändert auf Landkreise be¬ 
schränkt. Bayern ist bisher das einzige 
Bundesland, in dem flächendeckend 
an der Praxis von Essenspaketen fest¬ 
gehalten wird, mit denen Flüchtlinge 
entmündigt werden. 

Dazu wurde im bayerischen Kabi¬ 
nett nebulös von „Flexibilisierung des 
Sachleistungsprinzips“ gesprochen, 
was die Versorgung der Flüchtlinge be¬ 
trifft. Ob damit an der Praxis der Es¬ 
senspakete etwas geändert wird, blieb 
unklar. 

Beschlossen wurde, endlich den be¬ 
rüchtigten Satz aus der bayerischen 
„Asyldurchführungsverordnung“ (!) 


zu streichen, wonach die Unterbrin¬ 
gung in Flüchtlingslagern „die Bereit¬ 
schaft zur Rückkehr in das Heimatland 
fördern“ soll. 

In einer Erklärung dazu hieß es, dass 
dieser Satz immer wieder dazu miss¬ 
braucht wurde, ein falsches Bild von 
der „erfolgrei¬ 
chen bayeri¬ 
schen Asylpoli¬ 
tik zu zeichnen.“ 
Dagegen stellt 
der bayerische 
Flüchtlingsrat fest: „In keinem ande¬ 
ren Bundesland gibt es so große Prob¬ 
leme, die steigende Zahl der Flüchtlin¬ 
ge menschenwürdig unterzubringen“. 
Auch beim Thema Flüchtlinge aus Sy¬ 
rien spielt Bayern eine unrühmliche 
Rolle. 

Im ersten Halbjahr 2013 stellten über 
4 500 syrische Flüchtlinge einen Asyl¬ 
antrag in Deutschland. Viele von ih¬ 
nen leben seit längerem hier und ha¬ 
ben Angehörige in Syrien, deren Le¬ 
ben bedroht ist. Für sie gibt es keine 
legale Möglichkeit nach Deutschland 
einzureisen. 

Während die Bundesregierung die 
Aufnahme von 5 000 syrischen Flücht¬ 
lingen zugesichert und den Bundeslän¬ 
dern eigene Aufnahmeprogramme für 
Angehörige ermöglicht hat, lehnt die 


bayerische Staatsregierung dies kate¬ 
gorisch ab. 

Das ist der Hintergrund, dass am 
5. August ein aus Syrien geflüchteter 
Mann auf einen Kran stieg und damit 
drohte, herunterzuspringen, sollte er 
Frau und Kinder nicht zu sich holen 
dürfen. Erst nach siebzehn Stunden en¬ 
dete das Drama durch den Einsatz von 
Spezialkräften. 

Das Drama der Flüchtlinge und Asyl¬ 
bewerber aber geht weiter und statt 
endlich die Forderungen nach men¬ 
schenwürdigen Bedingungen für 
Flüchtlinge zu erfüllen, wird dieser 
Mann jetzt mit Strafanzeigen überzo¬ 
gen. Schon am 25.6. 13 schrieb Heri¬ 
bert Prantl in der Süddeutschen Zei¬ 
tung: „Am 26. Mai 1993 wurde der alte 
Artikel 16/2 (Asylrecht) gestrichen. 
Drei Tage später wurde in Solingen die 
türkische Familie Gene von Neonazis 
verbrannt.“ ... In dieser Atmosphäre 
wuchsen in Zwickau die Rechtsextre¬ 
misten des NSU zu Mördern heran. 

In einem Flugblatt unter der Über¬ 
schrift „Asyl ist Menschenrecht“ for¬ 
dert die DKP u.a.: Schluss mit Resi¬ 
denzzwang, Arbeitsverbot und Es¬ 
senspaketen. Bei den bayerischen 
Landtagswahlen am 15. September 
vertritt nur „Die Linke“ diese Forde¬ 
rungen. Walter Listl 


Bayrischer Flüchtlingsrat: 
Verbesserungen sind eine Farce 


Die Sicherheitslage für Flüchtlinge in 
der Bundesrepublik ist vielerorts mehr 
als prekär. Bereits mehrfach kam es in 
den vergangenen Wochen zu Aktionen 
und Aufmärschen von Rassisten und 
Neonazis aus den Reihen von NPD und 
„Pro Deutschland“ gegen eine neu er¬ 
öffnete Flüchtlingsunterkunft in Berlin- 
Hellersdorf und ein von Sinti und Roma 
bewohntes Haus im Duisburger Stadtteil 
Bergheim. 

In Duisburg wurden erst kürzlich offe¬ 
ne Morddrohungen gegen die Bewohner 
des in der Straße „In den Peschen 3-5“ 
gelegenen Hauses verbreitet. Das Haus 
selbst wurde mit faschistischen Paro¬ 
len besprüht und nachts trieben sich im 
Stadtteil mehrfach mit Messern bewaff¬ 
nete Rechte herum. Erst Ende der ver¬ 
gangenen Woche hatte die rassistische 
Stimmungsmache ihren vorläufigen Hö¬ 
hepunkt erreicht: So kam es in der Nacht 
zu Sonnabend zu einem brutalen Angriff 
von Rassisten auf Nazigegner. Beide La¬ 
ger hatten zuvor an einer sogenannten 
„Bürgerversammlung“ teilgenommen, 
bei der es bereits zu verbalen Attacken 
und Bedrohungen gegen die Flüchtlings¬ 
unterstützer gekommen war. 

Nach Ende der Versammlung rottete 
sich sodann etwa ein Dutzend - teils be¬ 
waffneter - Rechte vor einer Trinkhal¬ 
le in der Nähe des Veranstaltungsortes 
zusammen und attackierte gezielt eine 
Gruppe von Antirassisten, die dabei wa¬ 
ren, den Heimweg anzutreten. Den An¬ 
gegriffenen gelang es jedoch, sich erfolg¬ 
reich zur Wehr zu setzen und die Flucht 
anzutreten. 

Die Duisburger Pressestelle der Polizei 
stellte die Vorfälle indes in einer Presse¬ 
mitteilung genau entgegensetzt dar und 
verbreitete, dass „Vermummte“ Teilneh¬ 
mer der „Bürgerversammlung“ angegrif¬ 
fen hätten. Dem widersprachen sowohl 
Augenzeugen des Vorfalls auch auch das 
örtliche „Netzwerk gegen Rechts“. Die¬ 
ses bezichtigte die Polizei der „Lüge“ 
und übte darüber hinaus harsche Kritik 
am Duisburger Oberbürgermeister So¬ 
ren Link (SPD), dem das Netzwerk „flie¬ 
ßende Übergänge zu aggressiveren Pa¬ 
rolen von rechten Gruppierungen“ be¬ 
scheinigte. Tatsächlich hatte Link zuvor 
gegenüber der Lokalpresse geäußert, 
dass die EU dafür sorgen müsse, dass 
„Rumänen und Bulgaren Zukunftsper¬ 
spektiven in ihrer Heimat“ hätten und 
die Bundesregierung aufgefordert, dafür 
zu „sorgen, dass ein Wiedereinreisever¬ 
bot endlich Realität wird“. 

„Wenn demnächst der erste Brandan¬ 
schlag in Duisburg-Bergheim stattfindet, 
dann will es wie einstmals in Rostock- 
Lichtenhagen, Mölln oder Solingen na¬ 
türlich aus dem bürgerlichen Lager mal 
wieder keiner gewesen sein“, kritisierte 
das „Netzwerk gegen Rechts“ darauf¬ 
hin in einem im Internet veröffentlich¬ 
ten Offenen Brief. 

Sevim Dagdelen, Bundestagsabgeord¬ 
nete in Duisburg und migrationspoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, wies darauf hin, dass „ins¬ 
besondere in Wahlkampfzeiten mit der 
Angst vor Armutsmigration Wahlkampf 
gemacht“ werde. „Probleme entstehen 
dann, wenn den Menschen, die nach 
ihrem Zuzug keine Arbeit finden, der 
Bezug von Sozialleistungen verweigert 
wird.“ 

Um den Schutz der Flüchtlinge vor wei¬ 
teren Attacken zu gewährleisten, füh¬ 
ren antirassistische Aktivisten bereits 
seit geraumer Zeit Nachtwachen vor 
den Unterkünften der Flüchtlinge in 
Duisburg und Berlin-Hellersdorf durch. 
Gleichzeitig solidarisieren sich zuneh¬ 
mend Menschen mit den Betroffenen. 
So veröffentlichte etwa das Düsseldor¬ 
fer Straßenmagazin „ fiftyfifty“ unlängst 
eine Erklärung, die bereits von meh¬ 
reren NRW-Landtagsabgeordneten, 
Bundestagsabgeordneten und anderen 
Persönlichkeiten unterzeichnet wurde. 
„Es darf kein einziger Mensch bedroht 
oder mit Gewalt konfrontiert werden! 
Nie wieder sollen in Deutschland Kin¬ 
der, Jugendliche, alte Menschen, Frauen 
und Männer Angst vor Brandanschlägen 
oder einem Lynchmob haben müssen“, 
heißt es darin. Markus Bernhardt 
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35 Jahre Haft für einmal 
die Wahrheit sagen 

Proteste nach der Prozessfarce gegen Bradley Manning 



US-Spezialeinheiten in Syrien? 

Opponenten der Regierung Syriens rü¬ 
cken unter dem Kommando von US- 
amerikanischen, jordanischen und is¬ 
raelischen Instrukteuren seit Mitte 
August zur syrischen Hauptstadt vor, 
berichtet „MIGnews“ unter Verweis 
auf die französische Tageszeitung „Le 
Figaro“. Die USA wollen nicht direkt 
am Syrien-Krieg teilnehmen. Deshalb 
zögen sie es vor, einige Monate lang 
speziell ausgewählte „Rebellen ohne is- 
lamistische Neigungen“ auf dem jorda¬ 
nischen Territorium auszubilden, so die 
Zeitung. Zuvor war mitgeteilt worden, 
dass etwa 10.000 ausländische Bürger, 
darunter 150 Briten, in die Kampfhand¬ 
lungen auf der Seite der Assad-Gegner 
in Syrien verwickelt sind. Vertreter der 
syrischen Opposition weisen auch da¬ 
rauf hin, dass sich der Zustrom von 
ausländischen Militärs in Syrien in den 
letzten Monaten vergrößert habe. Un¬ 
ter den ausländischen Kriegern gebe es 
mehrere Hundert Europäer, die auf sy¬ 
rischem Territorium gegen die Regie¬ 
rungstruppen kämpfen. 

Bischof warnt vor Weltkrieg 

Der chaldäische Bischof von Alep¬ 
po hat im Falle eines Eingreifens des 
Westens im syrischen Krieg vor einem 
Weltkrieg gewarnt. „Wenn es eine mi¬ 
litärische Intervention gäbe, würde das 
meiner Ansicht nach einen Weltkrieg 
bedeuten. Erneut gibt es diese Gefahr“, 
sagte Bischof Antoine Audo am Mon¬ 
tag Radio Vatikan. Er hoffe, der Auf¬ 
ruf von Papst Franziskus zum „wahren 
Dialog zwischen den Parteien des Kon¬ 
flikts“ könne ein erster Schritt für ein 
Ende der Gewalt sein. Franziskus hatte 
am Sonntag dazu aufgerufen, die Syrer 
bei der Suche nach einer friedlichen Lö¬ 
sung zu unterstützen. 

Kampfjets gegen 
Regierungsmaschine 

Japan hat am Montag Kampfjets auf¬ 
steigen lassen, um eine chinesische Re¬ 
gierungsmaschine vom Flug zu einer 
zwischen beiden Staaten umstrittenen 
Inselgruppe abzuhalten. Wie das Mili¬ 
tärministerium in Tokio mitteilte, be¬ 
fand sich die Y-12-Propellermaschine 
etwa hundert Kilometer vom Luftraum 
über den „Senkaku“-Inseln entfernt. 
Das Flugzeug sei nach China zurück¬ 
gekehrt. China erhebt Anspruch auf die 
von Japan kontrollierten Inseln im Ost¬ 
chinesischen Meer, die auf Chinesisch 
Diaoyu heißen. 

Neue Vorwürfe gegen die NSA 

Der US-Geheimdienst NSA hat laut ei¬ 
nem Bericht der „Washington Post“ in 
den vergangenen Jahren tausende Male 
gegen Datenschutzvorschriften versto¬ 
ßen. Der Dienst habe immer wieder 
Regeln zum Schutz der Privatsphäre 
verletzt und seine Kompetenzen über¬ 
schritten, berichtete die Zeitung. Sie be¬ 
rief sich auf ein internes NSA-Gutach¬ 
ten und weitere Geheimdokumente, die 
sie vom früheren Geheimdienstmitar¬ 
beiter Edward Snowden erhalten habe. 
Das interne Gutachten vom Mai 2012 
führe allein für die vorangegangenen 
zwölf Monate 2 776 Vorfälle auf. Da¬ 
bei handele es sich um die „unerlaubte 
Sammlung und Speicherung rechtlich 
geschützter Kommunikation, uner¬ 
laubten Zugriff darauf oder unerlaubte 
Weitergabe der Daten“. Ein Dokument 
zeigt, dass die National Security Agency 
Mitarbeiter angewiesen habe, Berichte 
an das Justizministerium und das Büro 
des US-Geheimdienstkoordinators zu 
verändern. Konkrete Details seien da¬ 
rin durch allgemeine Aussagen ersetzt 
worden. 

Bewerbung als Sklaven 

Tausende Spanier haben sich vor den 
Dreharbeiten zum Bibel-Drama „Ex¬ 
odus“ des Regisseurs Ridley Scott als 
Sklaven beworben. Bei der Auswahl der 
Statisten in Andalusien waren rund 10 
000 Bewerber in Almeria zusammenge¬ 
strömt. Selbst aus dem Baskenland und 
der nördlichen Region Galicien seien 
Interessenten für die 3 000 bis 4 000 
zu vergebenden Stellen angereist. In 
Andalusien liegt die Arbeitslosenquo¬ 
te derzeit bei 35 Prozent. Die Sklaven- 
Statisten erhalten einen Tagessatz von 
80 Euro. 


E in US-Militärgericht hat den 
Whistleblower Bradley Manning 
zu einer Haftstrafe von insgesamt 
35 Jahren verurteilt. Das Urteil war in 
der vergangenen Woche bekannt ge¬ 
geben worden. Denise Lind, die Vor¬ 
sitzende Richterin des US-Militärge- 
richts Fort Meade, sah es als erwiesen 
an, dass sich der junge Soldat, der vor 
seiner Festnahme im Mai 2010 als Sol¬ 
dat im Irak stationiert war, der „Spio¬ 
nage“ und des „Diebstahles von Ge¬ 
heimdokumenten“ schuldig gemacht 
habe. 

Tatsächlich hatte Manning einzig der 
Enthüllungsplattform „ WikiLeaks“ Vi¬ 
deos und Dokumente übergeben, um 
von US-Soldaten begangene Kriegs¬ 
verbrechen öffentlich zu machen. So 
befand sich unter den weitergegebe¬ 
nen Dokumenten auch der Videomit¬ 
schnitt des weltweit bekannt geworde¬ 
nen US-Hubschrauberangriffs 2007 in 
Bagdad, bei dem die Besatzung gezielt 
auf Zivilisten und zwei Journalisten ge- 

Streit um 

NATO-Erfolg: In 

Wieder einmal laufen die westlichen 
Propagandamaschinen auf Hochtou¬ 
ren. Sie trommeln wieder für eine Mi¬ 
litärintervention im Nahen Osten, dies¬ 
mal in Syrien. Was bei derartigen impe¬ 
rialistischen Militäreinsätzen am Ende 
herauskommt, lässt sich aktuell am Bei¬ 
spiel Libyen besichtigen. 

Das nach dem Sturz von Ghaddafi von 
NATO-Gnaden in Libyens Hauptstadt 
Tripolis installierte Regime gerät im¬ 
mer mehr an den Rand eines sich aus¬ 
breitenden Chaos. Derzeit schafft es 
diese „Regierung“ nicht mehr, den Öl¬ 
reichtum - ihre wichtigste Einnahme¬ 
quelle - im Griff zu behalten. Ein gu¬ 
ter Teil des Rohöls wird von bewaffne¬ 
ten Gruppen entwendet, die eigentlich 
mit der Bewachung der Ölförderanla¬ 
gen beauftragt sind, sich seit Ghadda- 
fis Sturz aber hartnäckig weigern, eine 
ihnen übergeordnete Staatsautorität 
anzuerkennen. Eine dieser „Milizen“ 
hat unlängst kurzerhand verkündet, 
dass sie das in diesen Anlagen geför¬ 
derte Öl selbst „vermarkten“ und dafür 
sogar Öltanker beschlagnahmen will, 
um es auf eigene Rechnung exportie¬ 
ren zu können. Regierungschef Ali Sei- 
dan hat daraufhin angekündigt, dass er 
nicht zögern werde, alle Schiffe bom¬ 
bardieren zu lassen, die sich den Ölhä¬ 
fen nähern, ohne einen Vertrag mit der 
nationalen Ölgesellschaft NOC vorwei¬ 
sen zu können, die der Regierung un¬ 
tersteht. 

Dieser und ähnliche Konflikte wie 
auch andere Versuche der „Abzwei¬ 
gung“ des schwarzen Goldes in die ei¬ 


schossen und insgesamt 12 Menschen 
grundlos ermordet hatte. 

Obwohl die Staatsanwaltschaft ur¬ 
sprünglich 60 Jahre Haft für den 
25-jährigen Manning gefordert hatte, 
löste auch der nun ergangene Urteils¬ 
spruch weltweit Proteste aus. Vor dem 
Militärgelände von Fort Meade hatten 
sich Unterstützer Mannings zusam¬ 
mengefunden und sich mit dem Whist¬ 
leblower solidarisiert. Auch forderten 
die Demonstranten ein Ende der US- 
Kriegspolitik. Zu Protesten kam es 
auch in London und Berlin. 

Karin Binder, Bundestagsabgeordnete 
der Linksfraktion, kritisierte, dass das 
Urteil gegen Manning „jeglichem Ver¬ 
ständnis von Demokratie und Gerech¬ 
tigkeit“ widerspreche. „Im Gegensatz 
zu den eigentlichen Tätern, den Todes¬ 
schützen und deren Vorgesetzten, die 
sich weiterhin unbehelligt von Justiz 
und Strafverfolgung ihrer Freiheit er¬ 
freuen, wird derjenige, der die Taten 
öffentlich gemacht hat, seiner Freiheit 


gene Tasche haben dazu geführt, dass 
die offiziellen Zahlen der Ölförderung 
in Libyen von 1,5 Millionen Barrel pro 
Tag auf jetzt nur noch 500 000 zurück¬ 
gegangen sind. Wenn das so weiterge¬ 
he, werde der libysche Staat nicht mehr 
in der Lage sein, seinen Zahlungsver¬ 
pflichtungen nachzukommen und die 
Löhne zu zahlen, warnte Seidan. Die 
„Wächter“ der Förderanlagen beschul¬ 
digten ihrerseits den Ölminister, Rohöl 
auf irreguläre Weise in den Verkauf ge¬ 
bracht zu haben. 

Zwei Jahre nach dem Sturz Gaddafis 
dank der NATO-Intervention kontrol¬ 
lieren die verschiedenen bewaffneten 
Milizen noch immer weite Teile des 


beraubt“, äußerte die Bundestagsab¬ 
geordnete weiter. Binder forderte die 
deutsche Bundesregierung auf, „end¬ 
lich gegen die Verurteilung Mannings 
zu protestieren und sich umgehend bei 
der US-Regierung für dessen Rehabili¬ 
tierung und Haftentlassung einsetzen“. 
Kristinn Hrafnsson, Sprecher von Wi- 
kileaks, warnte gar vor dem „Aufstieg 
des Faschismus in den USA und Groß¬ 
britannien“. 

Mannings Rechtsanwälte kündigten in¬ 
des an, dass ihr Mandant ein Gnaden¬ 
gesuch an US-Präsident Barack Obama 
richten werde. Dass dieses Vorgehen 
von Erfolg gekrönt sein wird, muss je¬ 
doch bezweifelt werden. So hat Obama 
bisher deutlich weniger Gefangene be¬ 
gnadigt als seine Vorgänger George W. 
Bush und Bill Clinton. Vielmehr steht 
ausgerechnet Obama für eine ausge¬ 
sprochen harte Linie im Umgang mit 
Whistleblowern und Kritikern der US- 
amerikanischen Kriegspolitik. 

Markus Bernhardt 


Landes. Mehrere Stammes- und Clan¬ 
chefs, die sich häufig zugleich als „re¬ 
ligiöse Führer“ ausgeben, streiten um 
die Vorherrschaft und widersetzen sich 
offen der „Zentralregierung“. Vor allem 
geht es dabei aber um die Aufteilung 
der Ölrente unter den verschiedenen 
Gruppierungen und Regionen. 
Inzwischen äußerten sich auch Wirt¬ 
schaftskreise und politische Instanzen 
der westlichen Metropolen über diese 
Entwicklung und ihre Auswirkungen 
auf die Preise auf dem internationalen 
Ölmarkt, wo die libyschen Ausfälle mit 
den durch die Entwicklung in Ägypten 
entstehenden Rückgängen zusammen¬ 
fallen. Pierre Poulain 


Gegen die 
imperialistische 
Aggression 

Arbeitsgruppe der KPen und 
Arbeiterparteien tagte 

Vom 8. bis zum 10. November wird in 
Lissabon das 15. Internationale Treffen 
der Kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien (International Meeting of Com- 
munist and Workers‘ Parties - IMCWP) 
stattfinden. Dann werden in der portu¬ 
giesischen Hauptstadt zwischen siebzig 
und achtzig Parteien aus dem Spekt¬ 
rum der Kommunistischen Parteien Zu¬ 
sammenkommen, mit denen auch die 
DKP Beziehungen unterhält. Es sind 
dies auch die Parteien, die im interna¬ 
tionalen Nachrichten- und Informati¬ 
onsdienst der KPen (www.solidnet.org) 
zusammengeschlossen sind. 

Dazu fand am vergangenen Samstag in 
Brüssel ein Treffen der Arbeitsgruppe 
des IMCWP statt. Zwar gehört die DKP 
diesem Gremium nicht an, folgte aber 
gern der Einladung dort mitzudiskutie¬ 
ren. Das Arbeitsgruppentreffen, an dem 
außerdem Genossinnen und Genossen 
der Portugiesischen KP (PCP), der KP 
Böhmen und Mährens, der KP Spaniens, 
der Libanesischen KP, der Russischen 
Kommunistischen Arbeiterpartei, der 
KP der Russischen Föderation, der Pa¬ 
lästinensischen Volkspartei, der Südaf¬ 
rikanischen KP, der KP Indiens, der KP 
Indiens (M), KP Griechenlands, der KP 
der Ukraine, der KP Brasiliens, der KP 
Kubas, der Partei der Arbeit Belgiens 
(PTB) und der KP Walloniens-Brüssel 
teilnahmen, wurde von der PCP und der 
PTB gemeinsam ausgerichtet. 

Ein erster Entwurf des im November 
zu verabschiedenden, vergleichsweise 
straffen Abschlussdokuments - vorge¬ 
legt von der PCP - wurde debattiert. 
Hierbei herrschte weitgehende Einig¬ 
keit vor, dass es sich um eine gute Ar¬ 
beitsbasis handelt; die Änderungsent¬ 
schlüsse wurden einmütig gefasst. Die 
Parteien haben jedoch noch zwei Wo¬ 
chen Zeit weitere Wünsche einzubauen. 
Weiter stand das Prozedere der Auf¬ 
nahme neuer Mitgliedsparteien auf der 
Tagesordnung. Es gibt eine ganze Rei¬ 
he nicht fertig bearbeiteter Anträge auf 
Aufnahme in das IMCWP. Zur Debatte 
stand, inwieweit IMCWP-Mitglieder die 
Aufnahme anderer Parteien aus ihrem 
Land oder der Region blockieren kön¬ 
nen. Auch die regelmäßig tagende Ar¬ 
beitsgruppe soll künftig anders gestaltet 
werden; möglich ist ein Rotationsver¬ 
fahren oder eine generelle Vergröße¬ 
rung. Dass es im Konkreten ohnehin 
nicht streng gehandhabt wird, zeigte die 
Teilnahme der DKP und anderer Partei¬ 
en am Arbeitsgruppentreffen sowie die 
Annahme ihrer Vorschläge durch die 
derzeitigen AG-Parteien. 

Letztlich tauschten sich die Parteien 
über die Situation in ihren Ländern und 
der Welt aus. So kam es auch zu einer 
Resolution über „die imperialistische 
Eskalation in der östlichen Mittelmeer¬ 
region“. Gerade die Verschärfung der 
aggressiven Kriegsvorwandsuche ge¬ 
gen Syrien besorgt sehr und scheint ein 
reales Szenario zu sein. 

Günter Pohl 


„Woche des Rücktritts“ 

Oppositionsproteste in Tunis 

Tausende Oppositionelle haben mit ei¬ 
ner Demonstration in Tunis eine Woche 
des Protests gegen die Regierung einge¬ 
läutet. Die Opposition hat landesweit 
Demonstrationen angekündigt, um die 
Regierung zum Rücktritt zu drängen. 
„Das Volk will das Regime stürzen“ und 
„ Hau ab“ riefen die Demonstranten, 
die zum Sitz der Verfassunggebenden 
Versammlung zogen „Die Regierung 
der Schande muss gestürzt werden“, rief 
der Abgeordnete Rahoui der Menge zu. 
Die Opposition beschuldigt die Ennah- 
da unter anderem des Mordes an dem 
Oppositionspolitiker Mohamed Brah- 
mi. Dessen Ermordung am 25. Juli hatte 
die jüngste politische Krise des Landes 
ausgelöst. Die Regierung beschuldigt 
dagegen radikale Salafisten der Tat. 

Zu den Punkten, die der Regierung von 
ihren Gegnern zur Last gelegt werden, 
gehören insbesondere wirtschaftliche 
Probleme. ZLV 


das verschwundene Öl 

Libyen eskalieren Stammes- und Clankonflikte 



Bewaffnete Milizen stehen im Kampf um die Ölrente 
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Libanon im syrischen Strudel 

Mit weiteren Anschlägen ist zu rechnen 


Die Konservativen haben 
abgewirtschaftet 

Jaromir Kohlicek (MdEP) zur Regierungskrise in der Tschechischen Republik 


UZ: Seit Juni, seit dem Sturz der Regie¬ 
rung Necas über eine Korruptionsaffäre, 
zieht sich die Regierungskrise in Tsche¬ 
chien jetzt schon hin. Nun hat das Par¬ 
lament den Weg zu Neuwahlen frei ge¬ 
macht. Kannst du die Vorgänge seit Juni 
kurz zusammenfassen? 

Jaromir Kohlicek: Die Regierungskrise 
war schon in letzten Jahr da. Am Anfang 
hat die Regierung 118 Stimmen Unter¬ 
stützung im Parlament gehabt, aber 
nach der Spaltung der kleinsten Koali¬ 
tionspartei, Veci verejne, und nach Re¬ 
gionalwahlwahlen im Herbst 2012 und 
der darauf folgenden Spaltung der „De¬ 
mokratischen Bürgerpartei“ (ODS) ist 
die Koalitionsmehrheit auf 101 Stim¬ 
men geschrumpft. 

Im Juni hat die Polizeichefin das Büro 
des Premierministers Petr Necas und 
die mehrerer ehemaliger Parlamentari¬ 
er durchsuchen lassen. Nach drei Tagen 
hat der Regierungschef kapituliert. Die 
Untersuchung hatte zu dem Ergebnis 
geführt, dass die Büroleiterin die Frau 
des Regierungschefs durch den Mili¬ 
tärgeheimdienst überwachen ließ. Des¬ 
wegen wurden auch die Geheimdienst¬ 
chefs verhaftet. Das wurde dann selbst 
unseren Politikern zu bunt. Der Präsi¬ 
dent hat den Rücktritt der Regierung 
sofort akzeptiert. Dass er den ehema¬ 
ligen Finanzminister Jiri Rusnok als 
neuen Regierungschef nominierte, war 
für die Konservativen im Parlament der 
erste Schritt in die Katastrophe. Genau 
30 Tage nach der Nominierung, am 
7. August, sollte das neue Kabinett im 
Parlament bestätigt werden. Mit 93 zu 
100 Stimmen verlor das Kabinett die 
Vertrauensabstimmung, seither ist Rus¬ 
nok nur kommissarisch im Amt. 

Die Konservativen haben laut geschri- 
en: Wir haben 101 Stimmen Unterstüt¬ 
zung, deshalb verlangen wir, dass der 
Präsident unseren Kandidaten zum 
Premier nominiert! Nach der Verfas- 


Noch sehr kurz vor der bürgerkriegs¬ 
ähnlichen Zuspitzung zwischen Armee 
und Muslimbrüdern im Zug der ge¬ 
waltsamen Räumung ihres Zeltlagers 
vor der Rabaa al-Adawiya Moschee 
und auf dem Nahda-Platz sowie den 
danach eskalierenden Auseinanderset¬ 
zungen mit hunderten von Toten, in de¬ 
nen sich die euphemistische Floskel von 
der ägyptischen Armee als einer „Ar¬ 
mee des Volkes“ in ihr Gegenteil zu ver¬ 
wandeln schien, konnte man auch in der 
hiesigen Presse ganz andere Töne hö¬ 
ren als seit diesem Vorfall. Überwiegen 
seither die heftigen Vorwürfe gegen die 
Armee und deren Gewalttaten, so war 
vorher noch auf die regelrechte Terror¬ 
herrschaft der Muslimbrüder und deren 
Gewalt gegen Andersdenkende hinge¬ 
wiesen worden. 

Das „Neue Deutschland“ brachte am 
7. August ein ganzseitiges Interview mit 
der in Kairo lebenden koptischen Juris¬ 
tin Mubarak-Gegnerin und Filmema¬ 
cherin Amal Rasis. Nach deren Darstel¬ 
lung wurden und werden systematisch 
ganze Stadtviertel von den Muslimbrü¬ 
dern hermetisch abgeriegelt. Es kommt 
dort zu systematischen Überfällen und 
Gewaltakten und Vertreibungen, die ei¬ 
ner generellen Finie der Gewalt gegen 
„Ungläubige“ entspricht. Rasis sagte: 
„Kairo ist bereits eine geteilte Stadt. 
Die östlichen Stadtteile sind vom Rest 
der Stadt abgetrennt. Meine Mutter lebt 
beispielsweise in einem Viertel, in dem 
sich radikalisierte Anhänger der Mus¬ 
limbruderschaft verbarrikadiert haben. 
Sie lassen niemand herein oder heraus 
und terrorisieren die Bewohner. Diese 
wagen sich kaum noch aus dem Haus. 
Anwohner berichten, dass in der Nähe 
ihres Protest-Camps die Feichen von 
Feuten aus dem Viertel entdeckt wur¬ 
den. Ihre Körper wiesen Folterspuren 



Der 6o-jährige Ingenieur Jaromir 
Kohlicek ist seit 2004 für die Kom¬ 
munistischen Partei Böhmens und 
Mährens (KSCM) Abgeordneter und 
Mitglied des EU-Parlaments. 

sung der Tschechischen Republik ist es 
eine Präsidentenentscheidung, wer no¬ 
miniert wird. Am 20. August hat sich das 
Parlament selbst aufgelöst und den Weg 
zu Neuwahlen freigemacht. 

UZ: Wer kann sich etwas von Neuwahlen 
versprechen? Haben die Konservativen 
abgewirtschaftet? 

Jaromir Kohlicek: Neuwahlen sind mit 
Hoffnungen der Bürger verbunden. 
Schon nach der Präsidentenwahl im 
Frühjahr haben sich mehr als 70 Prozent 
der Bürger Neuwahlen gewünscht. Die 
Umfragen signalisieren seit einem Jahr 
kontinuierlich einen klaren Sieg für So¬ 
zialdemokraten (25-30 %) und die zwei¬ 
te Position für zwei Parteien (15-19 %), 
und zwar die Kommunisten und der Par¬ 
tei TOP 09. Der Verfall von ODS ist mit 
der Spaltung der Partei und den poli¬ 
zeilichen Ermittlungen gegen ihre Spit¬ 
zenrepräsentanten verbunden. Also, die 
Bürger können nur gewinnen. Die Wäh¬ 
lerstimmung geht klar in Richtung linke 
Parteien. Die anderen Parteien werden 


mit der 5-Prozent-Schwelle ernste Pro¬ 
bleme haben. 

UZ: Ihr geht also davon aus, dass die 
KSCM voraussichtlich bei den Wahlen 
Stimmen und Mandate gewinnen wird. 
Worauf führt ihr das zurück? 

Jaromir Kohlicek: Die Konservativen 
sind jetzt in tiefer Depression und da¬ 
neben ist eine Umstrukturierung des 
konservativen Flügels der tschechischen 
politischen Szene zu erwarten. Etliche 
Schritte der TOP 09 sind Folgen dieser 
„Schlacht“ zwischen ODS und TOP 09. 
Der verminderte Stimmenanteil der 
Konservativen und die Spaltung in die¬ 
sem Fager sind Zeichen des Verfalls. 
Alle Umfragen weisen darauf hin, dass 
die Kommunisten ihre Position ver¬ 
bessern werden. Es gibt zwei mögliche 
Szenarien der Regierungsform nach den 
Wahlen: Eine Minderheitsregierung der 
Sozialdemokraten mit kommunistischer 
Unterstützung oder eine Koalition der 
Sozialdemokraten mit der KSCM. Das 
erste Szenario ist auch die Präferenz des 
Staatspräsidenten Zeman. 

UZ: Wie wird die KSCM einen größeren 
Einfluss nutzen? 

Jaromir Kohlicek: Natürlich wollen wir 
unsere Forderungen durchsetzen, und 
zwar so breit wie möglich. Da sind zu 
nennen: 

- Progressive Einkommensteuer 

- Abbau des Eigenanteils bei den Kos¬ 
ten im Gesundheitswesen 

- Stopp der so genannten „Kirchenres¬ 
titutionen“, das heißt der Rückgabe von 
enteignetem Kirchenbesitz. 

- Erhöhung des Mindestlohns 

- Umstrukturierungen im Sozialbereich 

- Beteiligung von Repräsentanten der 
KSCM an verschiedenen Staatsstruk¬ 
turen. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


Zwei Bombenattentate mit fast 70 To¬ 
ten binnen acht Tagen - der Fibanon 
gerät immer tiefer in den Strudel der 
Gewalt im Nachbarland Syrien. Ex¬ 
perten und Sicherheitskräfte befürch¬ 
ten weitere schwere Anschläge in den 
kommenden Wochen. 

„Es ist nicht auszuschließen, dass explo¬ 
dierende Autobomben oder andere Ter¬ 
rorakte an jedem Ort im Tande passie¬ 
ren können“, sagt die Politologin Fadia 
Kiwane. Verantwortlich dafür seien die 
im Untergrund tätigen „Fünften Kolon¬ 
nen der syrischen Kriegsparteien“. Egal 
ob die Regierung in Damaskus, die frü¬ 
here selbsternannte Schutzmacht im Fi¬ 
banon, oder die sunnitischen Dschiha- 
disten der Al-Nusra-Front - es seien die 
Hauptdarsteller des Konflikt in Syrien, 
„die hinter den Anschlägen im Fibanon 
stecken. Und das wird wahrscheinlich 
weitergehen“, befürchtet sie. 

Am 15. August war in einem Viertel 
Südbeiruts, einer Hochburg der auf Sei¬ 
ten der syrischen Regierungstruppen 
kämpfenden schiitischen Hisbollah- 
Miliz, eine Sprengladung detoniert, die 
27 Menschen tötete. Am vergangenen 
Freitag gingen vor zwei sunnitischen 
Moscheen in der nordlibanesischen 


Wer kennt sie nicht: den schmackhaften 
Joghurt von Total oder den Feta, diesen 
köstlichen griechischen Schafskäse. In 
Griechenland wird die Milchindustrie, 
deren Arbeiterinnen diese Köstlichkei¬ 
ten produzieren, von drei Konzernen 
dominiert: von FAGE, DEFTA und 
MEVGAF. Ihre Entwicklungskonzep¬ 
te stehen exemplarisch für die Strategie 
des Kapitals in der Krise. 

MEVGAF ließ einen Großteil ihrer 
Vertriebsbetriebe schließen. FAGE ent¬ 
schied, in den Fagern nur an vier Tagen 
arbeiten zu lassen. Im Inland ging der 
Konsum von Milchprodukten um 7 Pro¬ 
zent zurück, was zu einem Rückgang des 
Produktionsvolumens führte. 

DEFTA und FAGE sind abhängig von 
Milchimporten, weil das inländische 
Aufkommen nicht ausreicht. Nur MEV¬ 
GAF verarbeitet ausschließlich griechi¬ 
sche Milch. 

DEFTA, heute VIVARTIA, zur Mar¬ 
tin Investment Group gehörig, ist der 
Inlands-Konkurrenz zur eigenen Pro¬ 
fitsteigerung nach Dubai ausgewichen, 
hat dort eine neue große Fabrik errich¬ 
tet und die Produktionskosten mit Sub¬ 
unternehmern reduziert. Die Produkti¬ 
onsentwicklung dieses Konzerns expan¬ 
diert deutlich schneller, um das 2,5fache, 
als die der übrigen Betriebe der Sparte. 
Die Gewinne haben die aller anderen 
Betriebe zusammen überholt. 

FAGE hat seine Export-Position in Eu¬ 
ropa und den USA verbessert. Der Ex¬ 
portanteil liegt bereits bei 72 Prozent - 
eine Steigerung gegenüber 2012 um 
knapp 5 Prozent. Der Konzern erhöhte 
sein Verkaufsvolumen im ersten Quar¬ 
tal 2013 um 1,6 Prozent auf 134 Millio¬ 
nen Euro. Er besitzt in den USA eigene 
Betriebe mit einem Marktanteil in der 
Jogurtproduktion von 6 Prozent. Ein 
Großteil des Exports geht nach Eng¬ 
land. In Italien hat sich der Konzern 
sogar mit 42 Prozent zum Marktführer 
aufgeschwungen. In Griechenland redu¬ 
zierten sich die Verkäufe um 13 Prozent. 
Ihre Gewinne steigerte FAGE 2012 mit 
dieser Strategie auf 5,2 Millionen Euro. 
Der Firmensitz wurde zwecks Steuer¬ 
vermeidung in Griechenland nach Fu- 
xemburg verlagert. 

MEVGAF hingegen beschränkt sich 
auf die Vermarktung in Griechenland 
und dort auf die nördlichen Regionen 
Mazedonien und Thrakien. Die Ver¬ 
sorgung der südlichen Bezirke haben 
zwei Fogistikunternehmen, Kores und 
Amalthia, übernommen. Die Beschäf¬ 
tigten der eigenen Belieferungsbetriebe 
wurden entlassen. Die Fager dieser Be¬ 
triebe wurden gezielt reduziert, und die 
Geschäftsleitung orientiert auf eine Di- 
rekt-Belieferung der Supermärkte. Die 
Einnahmen konnten 2012 auf 180 Milli¬ 
onen Euro um 1 Prozent gegenüber dem 


Großstadt Tripoli zwei Autobomben 
hoch; 42 Menschen starben. 

Einhellig verurteilten alle politischen 
Fager im Fibanon beide Attentate. 
Von der Hisbollah bis hin zu den sun¬ 
nitischen Parteien wurden sie als Ver¬ 
such gewertet, konfessionellen Zwist im 
Fände zu schüren und einen Krieg zwi¬ 
schen Schiiten und Sunniten heraufzu¬ 
beschwören. Die Spannungen zwischen 
den beiden wichtigsten muslimischen 
Bevölkerungsgruppen sind durch den 
syrischen Bürgerkrieg angeheizt wor¬ 
den, weil die Sunniten in ihrer großen 
Mehrheit die aufständische Opposition 
im Nachbarland unterstützen, während 
die Schiiten auf Seiten des syrischen 
Präsidenten Baschar al-Assad und sei¬ 
ner Alawiten stehen. 

Einig sind sich Experten in ihrer Emp¬ 
fehlung an die politischen Fager im Fi¬ 
banon, was zu tun sei: „Nun müssen sich 
beide Seiten für eine Regierung der na¬ 
tionalen Einheit entscheiden“, sagt die 
Wissenschaftlerin Kiwane und verweist 
auf die politische Fähmung des Fandes. 
Seit fünf Monaten gibt es in Beirut kei¬ 
ne Regierung mehr, Neuwahlen soll es 
erst im kommenden Frühjahr geben. 

Rana Moussaoui/ZLV 


Vorjahr erhöht werden. Ein geplatzter 
Fusionsversuch mit DEFTA kostete den 
Konzern zudem 14 Millionen Euro. 

Die Kapitalkonzentration ist in der 
Milchwirtschaft gleichwohl nicht so 
hoch wie in vielen anderen Produktions¬ 
sparten: 20 Großbetriebe besaßen 2011 
34 Prozent der Produktion. Die aktuelle 
Entwicklung zeigt nun den aggressive¬ 
ren Konzentrationsprozess der Zukunft, 
was den Druck auf die Beschäftigten 
deutlich erhöhen wird. Durch die Ex¬ 
portorientierung der beiden „Großen“ 
FAGE und DEFTA drängen interna¬ 
tionale Monopole, insbesondere aus 
Frankreich und Deutschland, auf den 
griechischen Markt, und verstärken den 
Konkurrenzdruck. Das erhöht die Aus¬ 
beutung im Produktionsprozess durch 
Arbeitsplatzvernichtung, Fohnsenkung 
und den Abbau betrieblicher Rechte 
der abhängig Arbeitenden. MEVGAF 
beschäftigt noch 800 Arbeiterinnen, 
FAGE 550 und DEFTA 600. MEV¬ 
GAF lässt gewerkschaftsfeindliche Be¬ 
triebsvereinbarungen unterschreiben 
und erhöht den Druck, um die Niveaus 
der Tarifverträge zu senken. Bei DEF¬ 
TA wird nur noch für einen Teil der Ar¬ 
beiterinnen nach Tarifvertrag entlohnt, 
der Rest hat ungeregelte Föhne durch 
Subunternehmer. All das ist dem ver¬ 
schärften Konkurrenzkampf in der Kri¬ 
se geschuldet. 

Für die Beschäftigten hat die Verteidi¬ 
gung der Spartentarifverträge zentrale 
Bedeutung; denn daneben existieren 16 
Tarifverträge, die in den einzelnen Be¬ 
trieben ausgehandelt wurden, woran elf 
Basisgewerkschaften beteiligt waren. 
Gewerkschaftsorganisationen, auf einen 
Betrieb beschränkt, können zwar punk¬ 
tuelle Aktivitäten des Widerstandes ent¬ 
wickeln, wie die Streiks bei MEVGAF 
im April und Mai 2013 demonstrierten. 
Bleiben sie allerdings isoliert und ge¬ 
lingt eine Bündelung (Aktionseinheit) 
der zahlreichen betrieblichen Basisge¬ 
werkschaften zum gemeinsamen Kampf 
nicht, sind Niederlagen programmiert. 
Ein Bewusstsein der eigenen Stärke 
kann sich so wohl nicht entwickeln, eher 
machen sich Ohnmachtsgefühle breit. 
Die Gewerkschaftsfront PAME arbeitet 
seit vielen Jahren mit Geduld und Aus¬ 
dauer am Aufbau der Aktionseinheit al¬ 
ler abhängig Arbeitenden und Arbeits¬ 
losen, um das Kräfteverhältnis zwischen 
Fohnarbeit und Kapital zugunsten der 
Arbeiterklasse zu verschieben, stets 
mit dem Blick auf die Veränderung der 
monopolkapitalistischen Eigentumsver¬ 
hältnisse. Im größten Regionalverband 
der Gewerkschaften - in Athen - ge¬ 
lang es PAME unlängst, die Mehrheit 
der Stimmen zu gewinnen. Ein vielver¬ 
sprechendes Signal im Klassenkampf! 

Udo Paulus 



Muslimbrüder und Militär 

Die ägyptische Armee ist strukturell dieselbe wie unter Mubarak 

auf. Seit über 
drei Wochen 
kann ich mei¬ 
ne Mutter nicht 
mehr besuchen, 
da ich nicht an 
der Sitzblocka¬ 
de der Islamis¬ 
ten vorbeikom¬ 
me. Es ist zu ge¬ 
fährlich.“ 

Deshalb ist 
Ramsis aber 
keinesfalls zu 
einer naiven 
Anhängerin des 

ägyptischen Militärs zu rechnen. Auf 
die Frage, wie sie zu deren Machter¬ 
greifung stehe, antwortete sie sehr aus¬ 
gewogen. „Viele sagen, dass wir hier ei¬ 
nen Militärputsch erleben. Ich glaube 
das nicht. Vielmehr handelt es sich um 
den Willen der gesamten Bevölkerung 
gegen eine Minderheit, die das Fand 
ein Jahr lang im Würgegriff gehalten 
hat. In dem einen Jahr unter Mursi ist 
der reformunwillige Flügel der Muslim¬ 
brüder zu einer sektenartigen Splitter¬ 
partei verkommen. Ich gehöre nicht zu 
den Feuten die irgendeiner Armee viel 
Vertrauen schenken würde, aber in bald 
drei Jahren habe ich gelernt, den Men¬ 
schen auf der Straße zu vertrauen. 

Strukturell ist es dieselbe Armee ge¬ 
blieben. Aber spätestens seit Mubarak 
wissen wir, dass die Armee kein einheit¬ 
licher Block ist, sondern unterschiedli¬ 
che Ideologien beherbergt. Ich denke, 
die Generäle haben einfach ihre Fekti- 
onen gelernt. Sie wissen, dass sie nicht 
wie eine südamerikanische Junta durch¬ 
regieren können und dass ohne zivilge¬ 
sellschaftlichen Schulterschluss mit der 
Bevölkerung derzeit keine Regierung 
eine Chance hätte. Wenn eine ganze Be¬ 


völkerung aufsteht, ist eine Armee eben 
zu Kompromissen bereit.“ 

Sicher muss sehr nüchtern gesehen wer¬ 
den, dass die oberen Militärs Teil der ka¬ 
pitalistischen Eigentümer der wichtigs¬ 
ten ägyptischen Industrie- und Dienst¬ 
leistungsunternehmen sind. Sie bilden 
eine militärbürokratische, staatskapita¬ 
listische Fraktion der ägyptischen Bour¬ 
geoisie und verfolgen ihre eigenen Klas¬ 
seninteressen. Dass die von ihr installier¬ 
te „Zivilregierung“ als eine der ersten 
Maßnahmen ein einjähriges Streikver¬ 
bot und einen einjährigen Fohnstopp 
verhängte, spricht für sich selbst. 

Das ist keine „Nationale Volksarmee“ 
und auch nicht vergleichbar mit den 
fortschrittlichen Militärs der portugiesi¬ 
schen antifaschistischen Revolution von 
1974, die sich in dem „Movimento das 
Forcas Armadas“ organisiert hatte. 

Und es ist keineswegs sicher, dass das 
Militär nicht unter dem Vorwand der 
Jagd auf „islamische Terroristen“ wie¬ 
derum ihr eigenes brutales Regime er¬ 
richtet und linke Organisationen und 
Gewerkschaften ebenfalls schnell in die 
Ecke des Terrorismus abgedrängt wer¬ 
den. Hans-Peter Brenner 


Konkurrenz in der Krise 

Das Beispiel der griechischen Milchindustrie 
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Gastkolummne von Ulla Jelpke 

Verfassungsschutz als 
Hauptverantwortlicher 


ii. September 1973 - 
40 Jahre Putsch in Chile 

Aufruf zur Demonstration am 11.9.2013 in Düsseldorf 


Der parlamentarische Untersu¬ 
chungsausschuss des Bundestages 
zum „Nationalsozialistischen Un¬ 
tergrund“ (NSU) hat zum Ende sei¬ 
ner Arbeit am 22. August einen 1357 
Seiten dicken Abschlussbericht vor¬ 
gelegt. Der Ausschuss war nach Auf¬ 
deckung der für zehn Morde an Mi¬ 
granten und einer Polizistin, zwei 
Rohrbombenanschläge und über ein 
Dutzend Banküberfälle verantwort¬ 
lichen NSU-Neonazizelle Anfang 
2012 einmütig von allen im Bundes¬ 
tag vertretenen Parteien eingesetzt 
worden, um herauszufinden „ob Feh¬ 
ler oder Versäumnisse von Bundes¬ 
behörden die Bildung und die Taten 
der Terrorgruppe NSU begünstigt 
haben“. 

Dass die Taten weder verhindert 
noch die Täter ermittelt werden 
konnten, wird im Abschlussbericht 
als „Staatsversagen“ eingestan¬ 
den. Dokumentiert werden rassisti¬ 
scher Korpsgeist, schlichte Ignoranz, 
strukturelle Mängel und gegenseiti¬ 
ge Blockaden von Justiz, Polizei und 
Geheimdiensten. So wurde bei den 
lange in rassistischer Weise als „Dö¬ 
ner-Morden“ bezeichneten Bluttaten 
nicht in eine rechtsextreme Richtung 
ermittelt, sondern die Opfer und ihre 
Familien aufgrund angeblicher Ver¬ 
bindungen ins Mafia-Milieu krimi¬ 
nalisiert. 

Viele Fragen insbesondere zur Rol¬ 
le der Geheimdienste bleiben wei¬ 
ter offen und werden womöglich 
aufgrund der Vernichtung von Ak¬ 
ten über die Rolle von V-Feuten im 
Nazisumpf durch die Verfassungs¬ 
schutzämter niemals ganz geklärt 
werden. Belege dafür, „dass irgend¬ 
eine Behörde den NSU dabei un¬ 
terstützt hätte, sich dem Zugriff der 
Ermittlungsbehörden zu entziehen“, 
seien nicht gefunden worden. Doch 
Hinweise darauf gibt es sehr wohl. 


Natürlich weiß man es hinterher bes¬ 
ser. Aber war die 2007 vorgebrachte 
Initiative der ecuadorianischen Re¬ 
gierung, ein Ölvorkommen mit zwi¬ 
schen 850 und 920 Millionen Bar¬ 
rel, gelegen dicht am Nationalpark 
Yasunf, nicht anzutasten und dafür 
50 Prozent des entgehenden Ge¬ 
winns von zu erwartenden 7,2 Milli¬ 
arden US-Dollar von der Öl konsu¬ 
mierenden Weltgemeinschaft zu be¬ 
kommen, nicht von vornherein zum 
Scheitern verurteilt? 

Mit der Ankündigung der Regierung 
von Präsident Correa, das ITT-Feld 
nun doch auszubeuten, ist der Yasunf 
bedroht, eines der Gebiete der Erde 
mit so genannter Megadiversität. 
Grund ist, dass von den erhofften 3,6 
Milliarden US-Dollar ganze 13 Mil¬ 
lionen eingegangen sind - 0,36 Pro¬ 
zent. Damit ist die ecuadorianische 
Regierung konsequent bei der An¬ 
kündigung geblieben, die sie schon 
zu Beginn gemacht hatte: Im Notfall 
wird das Feld ausgebeutet. 

Damit hatte sie nonverbal auch an¬ 
gekündigt gegen die neue Verfassung 
zu verstoßen, die damals gerade de¬ 
battiert und kurz darauf verabschie¬ 
det wurde. Durch deren ökologische 
Mandate sind Biosphären-Reserven 
wie der Yasunf an der Grenze zu 
Peru, schon 1998 vom später gestürz¬ 
ten Präsidenten Mahuad als „unbe- 
rührbar“ erklärt, zu schützen. Geld 
aus dem unterirdischen Reichtum 
machen zu können, war nur noch 
mit dem Vorschlag der kompensier¬ 
ten Nichtausbeutung zu machen. 
Das ist nicht unehrenhaft, und die 
Reaktion der Umweltfreunde in aller 
Welt war entsprechend euphorisch, 
sah es doch nach einer Möglichkeit 


So war jeder fünfte der 129 im Be¬ 
richt verzeichneten „Kontaktperso¬ 
nen“ des NSU V-Mann eines bundes¬ 
deutschen Geheimdienstes. Über V- 
Leute kamen die drei Neonazis Uwe 



Bönhardt, Uwe Mundlos und Beate 
Zschäpe zu ihrer ersten Waffe, zu 
Sprengstoff und einer konspirativen 
Wohnung. Wo sich der parteiüber- 
greifende Abschlussbericht vor den 
Konsequenzen solcher Erkenntnisse 
scheut, spricht die Finksfraktion in 
einem Sondervotum Klartext. „Das 
Bundesamt für Verfassungsschutz 
trägt sowohl die Verantwortung für 
die zwei Jahrzehnte währende Ver¬ 
harmlosung der Neonazibewegung, 
ihrer militanten Organisationen 
und Netzwerke als auch für die Un¬ 
terstützung eben jener Netzwerke 
durch vom BfV als V-Feute bezahl¬ 
te Neonazis.“ 

Die Auflösung des Verfassungsschut¬ 
zes und seine Ersetzung durch eine 
offen und wissenschaftlich arbeiten¬ 
de Informations- und Dokumentati¬ 
onsstelle gegen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemi¬ 
tismus sollte die Fehre aus dem nun 
schriftlich vorliegenden „Staatsver¬ 
sagen“ sein. 


aus, Umweltprobleme vernünftig 
angehen zu können. Vergessen hat¬ 
ten sie jedoch, dass man wohl kaum 
einen Staat davon überzeugen kann 
ein anderes Fand dafür zu bezahlen, 
dass es seine Verfassung einhält. 
Auch dass Präsident Correa am 
15. August ausgerechnet die Unter¬ 
stützung der Armen als eines der 
Argumente für die Ausbeutung des 
Feldes heranzieht, entbehrt nicht ei¬ 
ner gewissen Tragik: Ist doch die ecu¬ 
adorianische Regierung ursprünglich 
auch gegen die Gegenüberstellung 
von gesellschaftlicher Entwicklung 
und Umweltschutz angetreten. Und 
zwar wohl wissend, dass Industriali¬ 
sierung eben nicht automatisch einer 
Sozialpolitik zugute kommt - dafür 
kommt es vor allem auf den politi¬ 
schen Willen an, und Geld ließe sich 
auch in Ecuador bei denen holen, die 
es im Überfluss haben. 

Wohl aber gibt es einen Zusammen¬ 
hang zwischen Ölbohrung und Um¬ 
weltschäden: Gerade Ecuador ist 
Opfer der aggressiven Ölförderung 
im Amazonasbecken und hat letzt¬ 
lich erfolgreich gegen Texaco/Chev¬ 
ron geklagt, deren Bohrungen zwi¬ 
schen 1964 und 1990 zahllose Tecks 
hinterlassen haben, aus denen teils 
bis heute Öl in den Urwaldboden 
eindringt. 

Nun kann es sogar sein, dass die gut 
gemeinte Sache richtig nach hinten 
losgeht: Denn wenn wieder Sozial- 
gegen Umweltpolitik gerechnet wird, 
statt beide Probleme integral anzuge¬ 
hen, dann wird andernorts gern auf 
Correa Bezug genommen werden. 

Günter Pohl 


Vor 40 Jahren, am 11. September 1973, 
putschte in Chile das Militär unter 
Führung des Generals Augusto Pino¬ 
chet gegen die gewählte Regierung 
des Sozialisten Salvador Allende. Der 
Putsch wurde von der CIA vorberei¬ 
tet und von den NATO-Staaten unter¬ 
stützt und begrüßt, die Militärdiktatur 
konnte erst 1990 überwunden werden. 
Doch noch heute ist eine erstaunlich 
große Kontinuität zu den Jahren unter 
Pinochet auszumachen - unter ande¬ 
rem dagegen richten sich die aktuellen 
Kämpfe in Chile. 

Der Putsch von 1973 bedeutete nicht 
nur das Ende von drei Jahren sozia¬ 
listischem Aufbruch in Chile, sondern 
leitete eine politische und wirtschaft¬ 
liche Phase ein, die wir seitdem als 
Neoliberalismus bezeichnen. Die Mi¬ 
litärs gaben die Macht nicht nur an die 
ehemaligen Eliten zurück, sondern sie 
übertrugen sie auch an junge Ökono¬ 
men, die für ihre marktwirtschaftlichen 
Experimente ideale Voraussetzungen 
vorfanden: Die Gewerkschaften wa¬ 
ren zerschlagen, politische Verbände 
und Parteien aufgerieben, Universitä¬ 
ten, Schulen, Presse und Medien stan¬ 
den unter militärischer Kontrolle. Die 
jungen Technokraten waren die Jahre 
zuvor als zukünftige Elite an der Uni¬ 
versität von Chicago (USA) von Milton 
Friedman ausgebildet worden. Sie wur¬ 
den als „Chicago-Boys“ bekannt und 
feilten mit der Deregulierung des Kapi¬ 
talmarktes, des Abbaus von Schutzzöl¬ 
len oder der Streichung von Subventio¬ 
nen an ersten neoliberalen Konzepten. 
Die staatliche Grundversorgung von 
Gesundheit, Bildung, Rente etc wur¬ 
de zerschlagen und vollständig priva¬ 
tisiert, der Einfluss des Staates auf die 
Wirtschaft minimiert. Die soziale Un¬ 
gleichheit nahm rasant zu, die Mehrheit 
der Bevölkerung litt nach dem Putsch 
unter Armut und Ausbeutung. 

„Jetzt hat die Armee nicht mehr länger 
stillgehalten. Drei Jahre Marxismus sind 
ihr genug.“ Bild- Zeitung am 12.09.1973 
1970 war der Sozialist Salvador Allende 
mit Unterstützung des Linksbündnis¬ 
ses Unidad Populär (Einheit des Vol¬ 
kes) ins Präsidentenamt gewählt wor¬ 
den. Die Linksregierung führte zahl¬ 
reiche Reformen zugunsten der armen 
und arbeitenden Bevölkerung Chiles 
ein: Um die latente Unterversorgung 
von Kindern und Jugendlichen gerade 
in den Elendsvierteln zu bekämpfen, 
wurde eine kostenlose Versorgung mit 
Milch und Essen organisiert. Parallel 
wurde eine breit angelegte Kampagne 
gegen Analphabetismus gestartet und 
das Gesundheitssystem erstmals auch 
armen Menschen zugänglich gemacht. 
Begleitet wurden diese Sozialmaßnah¬ 
men von einer ökonomischen Umge¬ 
staltung. Die wichtigsten Punkte waren 
die Verstaatlichung der Bodenschätze 
(vorher zu 80% in US- amerikani¬ 
scher Hand), die Enteignung von Ban¬ 
ken, sowie eine Agrarreform (4,2 % der 
Grundeigentümer verfügten vorher 
über 80 Prozent des Grundbesitzes), 
die binnen eines Jahres 3,5 Millionen 
Hektar Land aus dem Eigentum von 
Großgrundbesitzern in das Eigentum 
von über 50 000 Bauern überführte. 
Ab 1972 intensivierten die Unterneh¬ 
merinnen ihren Widerstand gegen die 
Wirtschaftspolitik - es kam zu Aussper¬ 
rungen, Betriebsschließungen und Sa¬ 
botageaktionen. Das Ausland, vor al¬ 
lem die USA und die US-Konzerne, 
boykottierten Chile: Kredite wurden 
gesperrt, Entwicklungshilfe gestri¬ 
chen, Ersatzteillieferungen verweigert 
und US-Konzerne versuchten sogar, 
chilenische Kupferlieferungen als Ex¬ 
portware beschlagnahmen zu lassen. 
Die chilenische Oberschicht beteiligte 
sich an dieser „unsichtbaren Blocka¬ 
de“ durch Investitionsverweigerung, 
was den anfänglichen Wirtschaftsauf¬ 
schwung dämpfte. 

Nach einer Welle von faschistischen 
Anschlägen und Morden an Anhän¬ 
gern Allendes putschte am 11. Sep¬ 
tember 1973 das Militär gegen die 


verfassungsgemäße Regierung. Zehn¬ 
tausende Gewerkschafterlnnen, Kom¬ 
munistinnen, Sozialistlnnen und linke 
Christinnen wurden verhaftet und ge¬ 
foltert. Tausende wurden in Sportstadi¬ 
en zusammengetrieben und ermordet, 
3 000 ließ die Diktatur verschwinden, 
hunderttausende wurden zur Flucht ins 
Exil gezwungen. 

„Angesichts des Chaos, das in Chile ge¬ 
herrscht hat, erhält das Wort Ordnung 
für die Chilenen plötzlich wieder ei¬ 
nen süßen Klang.“ Franz-Josef Strauß 
führender CSU-Politiker und späterer 
Kanzlerkandidat, im Bayernkurier am 
22.09.1973 

Gleichzeitig wurden die antichileni¬ 
schen Embargos der USA und der 
westeuropäischen Länder 58 (ein¬ 
schließlich Westdeutschlands) wieder 
aufgehoben. Aufbauhilfe floss auch 
von internationalen Organisationen 
wie dem IWF oder multinationalen 
Konzernen. Chile nahm wieder seinen 
Platz in der kapitalistischen Weltöko¬ 
nomie als Exporteur preiswerter Roh¬ 
stoffe und Anbieter kostengünstiger 
menschlicher Arbeitskraft ein. Nur 
zehn Tage nach dem Putsch erschien 
in der Frankfurter Allgemeinen Zei¬ 
tung eine Anzeige mit dem Titel „Chi¬ 
le: Jetzt investieren!“ Am neoliberalen 
Konzept Chile orientierten sich kurze 
Zeit später Thatcher (Großbritanni¬ 
en) 1979 und Reagan (USA) 1981, die 
dem Neoliberalismus den weltweiten 
Durchbruch ermöglichten. 

..] Der so lang erwartete Eingriff der 
Militärs hat endlich stattgefunden [...] 
Säuberungsaktion ist immer noch im 
Gange [...] Wir sind der Ansicht, dass 
das Vorgehen der Militärs und der Po¬ 
lizei nicht intelligenter geplant und ko¬ 
ordiniert werden konnte, und dass es 
sich um eine Aktion handelte, die bis 
ins letzte Detail vorbereitet war und 
glänzend ausgeführt wurde [...] Chile 
wird in Zukunft ein für Hoechster Pro¬ 
dukte zunehmend interessanter Markt 
sein [...] Die Regierung Allende hat das 
Ende gefunden, das sie verdient [...]“ 
Siebenseitiger Brief der chilenischen 
Tochtergesellschaft an die Zentrale der 
Farbwerke Hoechst AG in Frankfurt 
Erst 1990 wurde die Militärjunta 
durch eine zivile Regierung abgelöst. 
Die Diktatur hinterließ eine sozial 
wie wirtschaftlich polarisierte Gesell¬ 
schaft, deren soziale Bewegungen trau- 
matisiert und beinahe vollständig zer¬ 
schlagen wurden. Die Verfassung des 
Landes wurde seit der Diktatur nur 
minimal verändert. Privatisierungen 
im Bildungs- und Gesundheitsbereich, 
die Arbeitsgesetze und die Rücknah¬ 
me der Landreformen sowie das Wahl¬ 
system stammen noch aus Diktaturzeit 
und sind bis heute fast unangetastet. 
Die Privatisierung des Bildungssys¬ 
tems, unter Pinochet eingeführt, be¬ 
stärkt die soziale Polarisierung und 
war Anlass für große landesweite De¬ 
monstrationen, Streiks, Besetzungen 
von Schülerinnen und Studentinnen 
in den letzten Jahren. Diese größten 
Demonstrationen seit 1973 werden von 
staatlicher Seite mit massiver Gewalt 
beantwortet: Tränengasgranaten, Was¬ 
serwerfer, Gummigeschosse kommen 
auf fast jeder Demonstration zum Ein¬ 
satz, es gibt bereits Tote. Die Bewegung 
der Studierenden richtet sich zugleich 
gegen den Neoliberalismus in anderen 
Bereichen der Gesellschaft und führt 
einen Kampf für dessen Überwindung. 
„Die Proteste waren die Kumulation 
eines Prozesses kollektiver Mobilisie¬ 
rung mit tiefer gehenden Forderungen 
nach einem strukturellen Wandel. Den 
Anfang machte zwar die Studierenden¬ 
bewegung, aber sie schaffte es, Sektoren 
der gesamten Gesellschaft zu einem lan¬ 
desweiten sozialen Protest zu vereinen, 
der schließlich die aktuelle Bewegung 
hervorbrachte.“ Karol Cariola, Aktivis¬ 
tin und Generalsekretärin der Kommu¬ 
nistischen Jugend Chiles (JJCC) 
Während der Diktatur waren die Ma- 
puche massiv von Landenteignung 
und staatlicher Repression betroffen. 


Pinochet negierte die Existenz indi- 
gener Gruppen und sprach ihnen kei¬ 
ne Rechte zu, die Mapuche gehörten 
ebenfalls zu den von Verfolgung, Folter 
und Repression betroffenen Gruppen. 
Bis heute sind die Mapuche in Chiles 
Verfassung nicht anerkannt. Land- und 
Ressourcenkonflikte im Süden von 
Chile bestimmen immer noch die sozi¬ 
alen Kämpfe der Menschen. Das noch 
aus Diktaturzeit stammende Anti-Ter- 
ror-Gesetz wird heute noch gegen die 
Mapuche angewandt. Alltägliche Poli¬ 
zeigewalt in den Gemeinden, außeror¬ 
dentliche juristische Härte sowie Er¬ 
mordung von Gemeindemitglieder sind 
ganz aktuelle staatliche Repressionen, 
mit denen sie konfrontiert sind. 

Mit der Demonstration vom 11. Sep¬ 
tember 2013 gedenken wir der Opfer 
des Putsches und der Diktatur in Chile. 
Wir zeigen unsere Solidarität mit den 
damaligen Aktivistinnen, die Opfer der 
brutalen Repression wurden, und mit 
den heutigen Aktivistinnen in Chile, 
die gegen die Folgen der neoliberalen 
Diktatur, für eine Aufklärung der Ver¬ 
brechen und die Veränderung der chi¬ 
lenischen Gesellschaft kämpfen. 

Wir fordern von der deutschen Regie¬ 
rung eine historische Aufarbeitung der 
deutschen Beteiligung an den Verbre¬ 
chen. Wir fordern die sofortige Auslie¬ 
ferung Hartmut Hopps an Chile! Hopp 
ist ein in Chile verurteilter Verbrecher 
der Diktatur, der trotz chilenischem 
Auslieferungsantrag in Krefeld lebt, 
weil die deutsche Regierung seine Aus¬ 
lieferung verweigert. 

Die Abwälzung der Folgen der kapi¬ 
talistischen Krise auf die Mehrheit der 
Bevölkerung - hierfür war das Chile 
der Diktatur ein Forschungslabor - 
findet weltweit statt, mittlerweile auch 
in europäischen Ländern, u.a. in Grie¬ 
chenland und Portugal. Unsere Solida¬ 
rität gehört auch den Menschen dort 
und überall auf der Welt, die sich ge¬ 
gen Ausbeutung, Unterdrückung und 
Krieg auflehnen, die für eine solidari¬ 
sche Welt kämpfen. In diesem Sinne er¬ 
neuern wir die alte chilenische Parole: 

El Pueblo unido, jamäs serä vencido! 


Diskussionsveranstaltung in 
Hamburg am 2. September 

Hamburg: „Der andere 11. Septem¬ 
ber - 40 Jahre Militärputsch in Chi¬ 
le.“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP Langenhorn/Fuhlsbüttel über 
Ursachen und Nachwirkungen des 
Putsches mit Berichten aus ers¬ 
ter Hand. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41, gegen¬ 
über U-Bhf. Langenhorn Markt, 
19.00 Uhr. 

Tageskonferenz in 
Berlin am 7. September 
Berlin: Tageskonferenz zum 40. Jah¬ 
restag des faschistischen Putsches 
in Chile, veranstaltet von DKP, jun¬ 
ge Welt, GBM und Marx-Engels-Stif- 
tung. „Das Verhältnis beider deut¬ 
scher Staaten zum Chile der Unidad 
Populär“ mit Karlheinz Möbus und 
Carsten Söder.„Chile-der parlamen¬ 
tarische Weg zum Sozialismus-Kon¬ 
sequenzen für die neue Bewegung 
in Lateinamerika“,Jorge Insunza Be¬ 
cker, Mitglied der politischen Kom¬ 
mission der KP Chiles.„Grundfragen 
der Revolutionstheorie: Volksfront 
und/oder sozialistische Revolution: 
Linke Kritik am Projekt der Unidad 
Populär“, Werner Röhr. Ladenga¬ 
lerie der jungen Welt, Torstraße 6, 
10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Solidaritätsveranstaltung am 
14. September in Hamburg 

Hamburg: „Chile-der andere 11. Sep¬ 
tember.“ Veranstaltung anlässlich 
des 40. Jahrestages des Militärput¬ 
sches in Chile. Es sprechen Vertre¬ 
terinnen der Solidarität mit Chile 
in Hamburg. Resistencia und Sindi- 
cato Latino. Salvador-Allende-Platz, 
13.00 Uhr bis 15.00 Uhr. 
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Kein Krieg gegen Syrien 
Keine Waffenexporte 
Keine Kampfdrohnen 
Keine Geheimdienstschnüffelei 

Bundesausschuss Friedensratschlag zum Antikriegstag (Weltfriedenstag) 2013 


Vor 74 Jahren, am 1. September 1939, 
begann mit dem deutschen Überfall 
auf Polen der schrecklichste Krieg in 
der Geschichte der Menschheit. Die 
faschistische Wehrmacht und ihre 
Verbündeten (v.a. Japan in Ostasien) 
tragen die Verantwortung für rund 
60 Millionen Kriegstote; allein sechs 
Millionen Juden, Sinti und Roma wur¬ 
den in den nationalsozialistischen Ver¬ 
nichtungslagern systematisch ermor¬ 
det. 

Die Lehre aus den beiden Weltkrie¬ 
gen des 20. Jahrhunderts lautete: Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschismus! 
Daran erinnern auch in diesem Jahr 
wieder Gewerkschaften und Friedens¬ 
bewegung, die im ganzen Land über 
200 Veranstaltungen in mehr als 120 
Orten durchführen - häufig auch ge¬ 
meinsam. Die häufigsten Themen, die 
bei den zahlreichen Veranstaltungen, 
Mahnwachen, Demonstrationen und 
Kundgebungen angesprochen werden, 
sind die bedrohlichen Konflikte im Na¬ 
hen Osten und im arabischen Raum, 
die Rüstungspolitik der Bundesregie¬ 
rung, die Militarisierung des gesell¬ 
schaftlichen Lebens sowie generell die 
Rückkehr des Krieges in die Politik. 
Nach Berechnungen des Stockholmer 
Friedensforschungsinstituts SIPRI 
ist Deutschland weiterhin hinter den 
USA und Russland der drittgrößte 
Waffenexporteur weltweit. Rüstungs¬ 
güter gehen von hier in etwa 80 Staa¬ 
ten der Erde, darunter viele Entwick¬ 
lungsländer. Besonders beliebt sind 
Waffen Made in Germany im Nahen 
und Mittleren Osten: Geliefert wird 
unterschiedslos an Saudi-Arabien, Is¬ 
rael, die Vereinigten Arabischen Emi¬ 
rate, Katar und Kuwait - Staaten, die 
entweder wegen ihrer Missachtung 
der Menschenrechte oder wegen ihrer 
Verstrickung in regionale Dauerkon- 
flikte nie und nimmer deutsche Waffen 
erhalten dürften. Bis vor kurzem wur¬ 
de auch noch an das Ägypten von Prä¬ 
sident Mursi geliefert. Die Einhaltung 
der eigenen Rüstungsexportrichtlinien 
aus dem Jahr 2000 oder des europäi¬ 
schen „Code of Conduct“ ist der Bun¬ 
desregierung keinen Pfifferling wert. 
Im DGB-Aufruf zum Antikriegstag 
sowie in fast allen lokalen Aufrufen 
der Friedensbewegung steht das Rüs¬ 
tungsthema obenan auf der Agenda. 
Gedanken machen sich die Gewerk¬ 
schaften auch über die Zukunft der 
deutschen Rüstungsindustrie. „Zivi¬ 
le Produktion statt Rüstungsexporte“, 
heißt es im DGB-Aufruf. Konkret wird 
ein Konversionsprogramm für die be¬ 
troffenen Unternehmen verlangt. Sie 
müssen „ihre Produktpalette diversi¬ 
fizieren“ und „den Anteil an zivilen 
Produkten ausbauen“. Vor allem an 
den bedeutenden Standorten der Rüs¬ 
tungsindustrie wie in Kiel, Hamburg, 
Bremen und Kassel ist das Thema zen¬ 
traler Bestandteil der Aktionen zum 
diesjährigen Antikriegstag. 

Nach dem Drohnen-Debakel des Ver¬ 
teidigungsministeriums, das den Steu¬ 
erzahler eine halbe Milliarde EUR 
gekostet hat, hat auch die Kritik an 
der Drohnenpolitik der Regierungs¬ 
koalition zugenommen. Die feste Ab¬ 
sicht des Verteidigungsministers und 
der Regierungskoalition, bewaffnete 
Drohnen für die Bundeswehr zu be¬ 


stellen oder hersteilen zu lassen, ern¬ 
tet entschiedenen Widerspruch sowohl 
in der Friedensbewegung als auch in 
der Öffentlichkeit. Auch wenn aus Re¬ 
gierungskreisen verlautbart, die Ent¬ 
scheidung über Kampfdrohnen erst 
im kommenden Jahr fällen zu wollen: 
Für die Friedensbewegung bedeutet 
das, den Druck auf Berlin so weit zu 
erhöhen, dass die Regierung auf die¬ 
sen neuen Aufrüstungsschritt verzich¬ 
ten muss. Kampfdrohnen sind verfas¬ 
sungsrechtlich und völkerrechtlich au¬ 
ßerordentlich umstritten und würden 
die Schwelle zum Kriegführen weiter 
senken. Die Friedensbewegung wird 
ihre Unterschriftensammlung unter 
den Appell der Anti-Drohnen-Kam- 
pagne fortsetzen. 

Der Umbau der Bundeswehr zu ei¬ 
ner weltweit einsetzbaren Interventi¬ 
onsarmee („Armee im Einsatz“) wird 
unter Verteidigungsminister de Mai¬ 
ziere zügig vorangetrieben. Ziel der 
„Reform“ ist es, über 10.000 Soldaten 
an zwei bis drei Kriegsschauplätzen 
gleichzeitig kämpfen zu lassen. Die 
offenkundigen Rekrutierungsengpäs¬ 
se der Bundeswehr will das Ministe¬ 
rium durch eine offensive Werbung 
unter Minderjährigen auf Volksfesten 
oder in Schulen wettmachen. Dagegen 
regt sich Widerstand unter Schülern 
und Eltern. Im DGB-Aufruf heißt es 
klipp und klar: „Wir fordern die Bun¬ 
deswehr auf, ihre Werbung in Schulen 
sofort zu beenden.“ 

Der erbittert geführte Bürgerkrieg in 
Syrien, an dem längst auch auswärtige 
Mächte direkt oder indirekt beteiligt 
sind, rührt zu Recht an das Gewissen 
der Menschen auch in unserem Land. 
Der vermutete Einsatz von Giftgas 
in diesem Krieg darf indessen weder 
zu voreiligen einseitigen Schuldzu¬ 
weisungen an die Adresse der Regie¬ 
rung in Damaskus noch zu militäri¬ 
schen „Antworten“ der „internatio¬ 
nalen Gemeinschaft“ führen. Bisher 
stehen Aussagen der „Rebellen“ ge¬ 
gen Aussagen der Regierung: Beide 
Seiten sind fest entschlossen, den be¬ 
waffneten Konflikt, der bereits über 
100.000 Menschen das Leben gekos¬ 
tet hat, für sich zu entscheiden. Nach¬ 
dem gerade in den letzten Wochen die 
Regierungskräfte an Boden gewonnen 
und manche Rebellen-Stellung zu¬ 
rückerobert haben, stellt sich die Fra¬ 
ge, welchen Sinn ein Giftgasangriff 
machen würde. Doch von wem auch 
immer diese Verbrechen gegen das hu¬ 
manitäre Kriegsvölkerrecht begangen 
wurden, eine bewaffnete Intervention 
des Westens in Syrien würde zu einer 
unkontrollierten Eskalation des Krie¬ 
ges führen mit einer Vielzahl von Op¬ 
fern unter der Zivilbevölkerung. Ein 
verheerender Flächenbrand im Na¬ 
hen Osten wäre dann kaum noch auf¬ 
zuhalten. Der Bundesausschuss Frie¬ 
densratschlag fordert daher weiterhin: 
Unabhängige Untersuchung der Gift¬ 
gasvorwürfe - sofortige Einberufung 
einer schon länger geplanten interna¬ 
tionalen Konferenz - Keine Militärin¬ 
tervention in Syrien! 

In allen Aufrufen zum Antikriegs¬ 
tag 2013 werden die Auslandseinsät¬ 
ze der Bundeswehr (von Afghanistan 
bis Mali) verurteilt und Regierung und 
Bundestag an den Grundgesetz-Auf¬ 
trag erinnert, wonach die Bundeswehr 


nur der Landesverteidigung zu dienen 
habe. Bundesregierung und NATO 
sollten sich von allen Planungen ver¬ 
abschieden, über das Jahr 2014 hinaus 
Streitkräfte in Afghanistan zu belas¬ 
sen. Im DGB-Aufruf heißt es deutlich: 
„Die Bundeswehr soll vollständig aus 
Afghanistan abgezogen werden.“ 
Neben den friedenspolitischen The¬ 
men der „großen Politik“ werden die 
Aktionen zum 1. September auch 
Konflikte und Probleme „vor Ort“ 
aufgreifen. Dazu zählen die Zurück¬ 
weisung von Rüstungsforschung an 
den Hochschulen bzw. die Einführung 
von „Zivilklauseln“ in die Grundord¬ 
nungen der Hochschulen, der Pro¬ 
test gegen besonders markante Mili¬ 
täreinrichtungen wie etwa die in Bü¬ 
chel gelagerten US-Atomwaffen, das 
Drehkreuz Ramstein für die Interven¬ 
tionskriege der USA, die NATO-Kom- 
mandozentrale in Kalkar oder das im 
Aufbau befindliche Ausbildungszen¬ 
trum der Bundeswehr für den Städ¬ 
te- und Guerillakampf in der Colbitz- 
Letzlinger Heide (bei Magdeburg). In 
verschiedenen Städten (z.B. Kassel, 
Berlin) wird es Aktionen gegen Rüs¬ 
tungskonzerne geben. 
Friedensbewegung und Gewerkschaf¬ 
ten fordern eine Kehrtwende der deut¬ 
schen Außen- und Sicherheitspolitik. 
Sie muss beginnen mit der Abkehr von 
der allgegenwärtigen Bespitzelung 
der Bevölkerung durch ausländische 
oder inländische Geheimdienste. Der 
vom Whistleblower Edward Snow- 
den enthüllte NSA-Skandal ist kaum 
noch in Worte zu fassen. Ins Visier der 
US-Geheimdienste geraten nicht nur 
mutmaßliche „Feinde“, sondern auch 
befreundete Regierungen und - wie 
zuletzt bekannt geworden - die Ver¬ 
einten Nationen. Diesem Geheim¬ 
dienstspuk und der Kumpanei von 
NSA und BND muss ein Ende berei¬ 
tet werden! Unsere Solidarität gehört 
Bradley Manning, der Kriegsverbre¬ 
chen der USA in Irak und Afghanis¬ 
tan öffentlich gemacht hat und dafür 
zu 35 Jahren Haft verurteilt wurde. 
„Unsere Geschichte verpflichtet uns 
zum entschiedenen Widerstand gegen 
jede Form von Rassismus, Fremden¬ 
feindlichkeit und Antisemitismus“, 
heißt es im DGB-Aufruf 2013. Den 
Ideologen und Mitläufern der Neo¬ 
naziszene, den „freien Kameradschaf¬ 
ten“, der NPD, der fremdenfeindlichen 
„Pro Deutschland“ und allen anderen 
rechtsradikalen Vereinigungen müs¬ 
sen wir entschieden entgegentreten. 
Wie in Dresden und anderen Orten, 
in denen es gelungen ist, Aufmärsche 
der rechten Szene nachhaltig zu ver¬ 
hindern. „Faschismus ist keine Mei¬ 
nung sondern ein Verbrechen.“ Das 
Verbot aller neonazistischen Organi¬ 
sationen ist ebenfalls ein Vermächtnis 
des Sieges der Alliierten über den Hit¬ 
ler-Faschismus. 

Die Friedensbewegung kämpft für 
eine Bundesrepublik, von deren Bo¬ 
den kein Krieg, sondern, wie es im 
2+4-Einigungsvertrag heißt, „nur noch 
Frieden ausgeht“. 

Kassel, Berlin, 27. August 2013 

Lühr Henken, Berlin ; Peter Strutynski, 
Kassel (Sprecher des Bundesausschus¬ 
ses Friedensratschlag) 



Bild oben: Antikriegskundgebung im Berliner Lustgarten 1922.Trotz des Kampfes 
der Arbeiterbewegung und anderer Kräfte der Friedensbewegung gegen den 
Krieg war es 1914 nicht gelungen diesen zu verhindern. 

Bild unten: Noch zeigt man sich siegessicher... 





Bild unten: Zerstörungen durch den Bürgerkrieg in Syrien.,,... eine bewaffnete 
Intervention des Westens in Syrien würde zu einer unkontrollierten Eskalation 
des Krieges führen mit einer Vielzahl von Opfern unter der Zivilbevölkerung. 
Ein verheerender Flächenbrand im Nahen Osten wäre dann kaum noch 
aufzuhalten.“,, 
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Bild oben: 1. September 1939, Überfall auf Polen. 
Bild unten: Die ersten Opfer... 
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Politisches Buch / Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


G eht das, den Vietnamkrieg auf wenig mehr, 
als 100 Seiten aufzuarbeiten? Viele His¬ 
toriker und Fachautoren brauchen schon 
für einzelne Aspekte des Vietnamkriegs das 3 bis 
5fache. Gerhard Feldbauer, einst Pressekorres¬ 
pondent aus der DDR in Vietnam, versucht es. 
Feldbauer beginnt mit der Kolonialisierung Viet¬ 
nams durch Frankreich im Jahr 1858. Er zieht den 
roten Faden der Aggression gegen Vietnam über 
die koloniale Unterdrückung durch Frankreich, 
das Joch der japanischen Gewaltherrschaft im 
Jahr 1945 hin zur Rückkehr der französischen Ko¬ 
lonialmacht. Ihre Niederlage 1954 in Dien Bien 
Phu brachten die Teilung des Landes am 17. Brei¬ 
tengrad und nachfolgend die Kriegsmaschinerie 
der USA. 

Natürlich kann Feldbauer dabei keine umfas¬ 
sende und tiefgreifende politische und militär¬ 
theoretische Aufbereitung von über 100 Jahren 
Krieg leisten. Er pickt vielmehr wichtige Episo¬ 
den aus der Zeit des Amerikanischen Krieges 4 
heraus, um den Charakter dieses Kriegs und sei¬ 
ne Verflechtung im kalten Krieg zu beschreiben. 
Anders als viele andere Autoren konzentriert er 
sich nicht allein auf die Kriegsführung der USA 
in Südvietnam und die Auseineinadersetzungen 
mit der vietnamesischen Befreiungsfront, die im 
Westen als Vietcong bezeichnet wurden. In einem 
äußerst spannenden Kapitel beschreibt er zum 


Spannende Geschichtsstunde 

Zu Gerhard Feldbauers Buch über den Vietnamkrieg 


Beispiel den Bombenterror der US Air Force ge¬ 
gen Nordvietnam und seine Hauptstadt Hanoi 
sowie die Erfolge der Luftabwehr der Demo¬ 
kratischen Republik Vietnam (DRV). Ebenfalls 
eher unbekannt sind die Fakten aus dem Kapitel 
„Die US-amerikanische Friedensbewegung und 
der Widerstand in der US Armee 44 . 

Für Lehrer, die das Thema Vietnamkrieg aufbe¬ 
reiten wollen oder für Schüler, die das Thema in 
einem Referat erörtern sollen, ist Gerhard Feld¬ 
bauers Büchlein, bestens geeignet. Nicht zuletzt, 
weil das Buch richtig spannend geschrieben ist. 
Aber dies darf man von einem Journalisten ja er¬ 
warten. 

Um es klar zu sagen: Gerhard Feldbauer stand 
und steht auf der Seite der Vietnamesen - der 
DRV (Nordvietnam) sowie der Befreiungsfront 
im Süden (FNL). Seine Ausführungen beziehen 
klar Stellung gegen die Aggression der US-Regie- 
rungen. Er beschreibt allerdings auch an mehre¬ 
ren Stellen, warum die UdSSR die DRV und FNL 
mit modernsten Waffen unterstützen, ohne aber 
den Befreiungskampf des vietnamesischen Vol¬ 
kes als Stellvertreterkrieg umzudeuten. 

Stefan Kühner 



Gerhard Feldbauer, Vietnamkrieg, PapyRossa Ver¬ 
lag, Köln 2013,9,90 Euro, ISBN: 9783894385323, Ein Museum in Vietnam: Abgeschossene US-Flugzeuge. 


Zur Krisendebatte 


In der marxistischen Tradition 

Diskussionsbeitrag von Hermann Jacobs, Berlin 


Die Aufnahme einer Debatte über den Charak¬ 
ter der gegenwärtigen Krise - in der UZ, seitens 
der DKP - finde ich an sich gut, weil sie sich in 
der Tradition des Marxismus bewegt: Probleme/ 
Widersprüche des Kapitalismus nicht schlecht¬ 
hin, sondern unter dem Gesichtspunkt ihrer ge¬ 
sellschaftlichen Form zu analysieren. Frage sollte 
immer sein, ob sie historisch spezifisch sind, ob 
sie sie nur unter der Bedingung auftreten, dass 
ein kapitalistisches Verhältnis des Eigentums zu 
den Produktivkräften bzw. zur Arbeit im Allge¬ 
meinen besteht? 

Damit ergibt sich die Frage nach einer anderen, 
alternativen Gesellschaft automatisch. Diese Art 
der Fragestellung kennzeichnet ja den Marxismus, 
er bleibt also angewendet nicht nur auf den ver¬ 
gangenen Kapitalismus, sondern auch auf den ge¬ 
genwärtigen, zukünftigen. 

Man hat manchmal den Eindruck, dieser Ge¬ 
sichtspunkt würde - auch aufgrund der Aufgabe 
der sozialistischen Alternative - in den Hinter¬ 
grund getreten sein oder gar nicht mehr bedient 


werden. Insofern ergibt sich ein Wert der Debatte 
an sich unabhängig davon, zu welchen konkreten 
Ergebnissen wir schon gelangen. 

Aber auch dazu kurz eine - auch wieder allge¬ 
meine - Überlegung: „Normale zyklische Krise 
(aus Gründen einer Überproduktion)“ oder „Zy¬ 
klische Überproduktionskrise plus Überakkumu¬ 
lation“ sollte kein Unterschied sein, sondern ein 
Zusammenhang. Überakkumulation muß immer 
einer Überproduktion vorangehen bzw. die eine 
Erscheinung ist nur die Folge der anderen Form. 
Die Frage sehe ich mehr darin, ob das so genann¬ 
te Finanzkapital (also Kapital in der Form des 
Geldes) nicht an sich die Form einer Überpro¬ 
duktion angenommen hat - Überproduktion von 
zur Kapitalisierung bereitem Geld. Sparvolumen 
oder allgemeines Kapital; also Geld-Kapital, das 
bereit steht, in jedes Kapital in Warenform zu 
strömen, gab es schon immer; es ist eine Bedin¬ 
gung, die ökonomische Aneignung, die zunächst 
nach dem Äquivalenzprinzip erfolgt, mit der kon¬ 
kreten Form der ökonomischen Bewegung aus¬ 


zusöhnen, die vom Prinzip der proportionalen, 
also unterschiedlichen Entwicklung geleitet ist. 
Die Entstehung eines allgemeinen Kreditfonds 
ist Bedingung, dass dieser Wechsel vom Geld, wie 
es angeeignet, und Geld, wie es ausgegeben wird, 
stattfinden kann. Aber das ist nicht Überproduk¬ 
tion von allgemeinem Geld-Kapital. 
Überproduktion des freien Geld-Kapitals tritt erst 
ein, wenn seine Menge jene Menge übersteigt, 
die als notwendig gilt, die proportionale Produk¬ 
tion von Kapital in der Warenform zu vermitteln. 
Dann lagert es dem Waren vermittelnden Kapital 
in einer übermäßigen Menge auf und übt einen 
permanenten, ungehörigen Druck auf die Akku¬ 
mulationsmöglichkeit aller Kapitale an sich aus. 
Denn jedes Kapital verlangt seinen Anteil am ge¬ 
sellschaftlichen Mehrwert, auch das überflüssige. 
Da die Übermenge an freiem Kapital inzwischen 
permanent geworden ist, haben wir von einem 
permanenten Widerspruch zwischen den beiden 
Kapitalformen zu sprechen - mit der Folge, dass 
die Überproduktionskrisen (d.h. die „normalen 


zyklischen Krisen“) bei dem Kapital, welches un¬ 
mittelbar in Waren involviert ist (wenn sie dann 
auftreten), allgemeiner, tiefgreifender, längerfris¬ 
tig auftreten. Die Dauer/Permanenz der einen 
Krise macht die Länge der anderen, die des Gel¬ 
des vertieft die der Waren - und das ist „jetzt“ neu, 
zusätzlich zum gewohnten Kapitalismus. 

Der Umstand, dass immer zuviel Geld-Kapital im 
Angebot ist, dass Kapital in Waren ja im Grunde 
gegen sein eigenes Geld expandieren kann (denn 
es nimmt die Kreditform an), drängt jedem Wa- 
ren-Kapital eine permanent-latente Form der 
Überproduktion auf, oder drängt es zu immer 
neuen Anlagen resp. zu immer neuen Märkten, 
zur Ausdehnung der Märkte über die Binnen¬ 
märkte hinaus. Außenmärkte beginnen, Binnen¬ 
märkte zu dominieren (oder Außenmärkte wer¬ 
den im Verhältnis zu Binnenmärkten „überprodu¬ 
ziert“). Was, wie wir sehen, bis zur Zerstörung der 
Außenmärkte gehen kann - wenn es zur Über¬ 
produktion der Kreditform des Kapitals kommt. 
Immer ist „zu viel Kapitalismus“ der Grund, die 
Ursache der Krise im/des Kapitalismus. Und die 
Frage nur: Wann hört das auf, und: Wie kann das 
aufhören? D.h. welche andere Gesellschaft muss 
her, um an keine „Krise aus Überproduktion“ 
mehr zu geraten? 


Krisentheorie 

Viel Wind um eine Selbstverständlichkeit: 
Diskussionsbeitrag von Hans-Peter Brenner 


Hat der 20. Parteitag einer „verflachten Krisen¬ 
theorie“ das Wort geredet und sich mit Allgemein¬ 
heiten begnügt, weil die Delegierten die Zeilen 
15-36 des Antragsentwurfs (und um diese 21 
Zeilen geht es eigentlich nur) durch einen Ände¬ 
rungsantrag aus Krefeld ersetzt haben? 

Und ist damit „bewiesen“ worden, dass eine zum 
Linksradikalismus neigende neue Führung einen 
„Bruch“ mit der qualitativ hochstehenden Kri¬ 
senanalyse der alten Mehrheit im Parteivorstand 
vollzogen hat? 

Um diese beiden Mythen - und es sind Mythen - 
geht es bei der derzeitigen „Krisendebatte“ im 
Prinzip. 

Ich gehörte bereits dem alten Parteivorstand an 
und habe auf der entsprechenden PV-Tagung den 
Antragsentwurf begrüßt und sogar vorgeschlagen, 
dass man ihn ohne weitere Debatte in die Partei 
geben sollte. 

Und in meiner Kreisorganisation habe ich auch 
auf Basis dieses Entwurfs die Diskussion geführt. 
Sie war gründlich und sachlich. 

Zu dieser jetzt zur Debatte stehenden Passage 
hatten wir keine besonderen Einwände. 

Dennoch habe ich auf dem Parteitag - dann als 
neugewähltes Mitglied der Antragskommission - 
für den Antrag aus Krefeld und damit gegen die 
Empfehlung der Antragskommission gestimmt; ja 
ich hatte ihn am Morgen des Eröffnungstages so¬ 
gar mit unterschrieben. Ein Widerspruch? Nur auf 
den ersten Blick. 


„Das Bessere ist der Feind des Guten 44 - so sagt 
der französische Philosoph und Humanist Voltaire 
(1694-1778) und der Volksmund stimmt ihm zu. 
Der Antrag aus Krefeld war schlicht der analy¬ 
tisch bessere und präzisere. Vergleichen wir: 

Der Text der Antragskommission und des Partei¬ 
vorstands lautete in den Zeile 15 bis 22 so: „Vieles 
deutet darauf hin, dass es sich bei der augenblickli¬ 
chen Krise aller Wahrscheinlichkeit nach um eine 
Übergangs- oder Große Krise handelt. 
Grundlegende Umbrüche bahnen sich an - in den 
Formen der Produktion, der Machtausübung, im 
Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit, im inter¬ 
nationalen Kräfteverhältnis usw. Offen ist jedoch 
dabei heute unter anderem immer noch, ob der 
wirtschaftliche Aufschwung der BRICS-Staa- 
ten, allen voran der VR China, künftig zu einer 
grundsätzlichen Verschiebung der ökonomischen 
Machtverhältnisse führt und welche politischen 
Auswirkungen dies haben wird.“ 

Also, sehr präzise ist das wirklich nicht. „Vieles 
deutet darauf hin...“ - ist das exakt? Und „al¬ 
ler Wahrscheinlichkeit“ nach - ist das theoretisch 
„hochstehend“? Und weiter die „präzisen“ Begrif¬ 
fe „Übergangskrise“ - Übergang wohin, mit wem, 
bis wann? - oder „Große Krise“ - Ist das exakt 
oder ist das nicht eher eine „Weisheit“ für die man 
nicht viel Hirnschmalz verwenden muss. Denn wer 
möchte schon von „Kleiner Krise“ sprechen? 
Deshalb habe ich auch zunächst den Einwand von 
Fred Schmidt, es handele sich um eine „banale 44 


Allgemeinheit“ auch so verstanden, dass er damit 
den Ursprungstext kritisieren wollte. 

Aber nein - er meint doch tatsächlich den verab¬ 
schiedeten neuen Passus, der in Anlehnung an die 
Marxsche Krisendefinition sich tatsächlich darum 
bemüht die strukturellen Auslöser dieser Krise 
zuverdeutlichen, nämlich: 

„Die Krise zeigt sich als besonders heftige zykli¬ 
sche Überproduktionskrise und findet ihren Aus¬ 
druck in Wirtschaft, Politik, Kultur - in allen Be¬ 
reichen der bürgerlichen Gesellschaft. Als chro¬ 
nische Überakkumulationskrise hat sie zu einer 
Verschiebung von Kapital zu Gunsten der Finanz¬ 
wirtschaft und zu einem deutlichen Ausbau ihrer 
Internationalisierung geführt.“ 

Nun soll mir einer weismachen, dass die Ur¬ 
sprungsformeln vom „wahrscheinlichen“ „Über¬ 
gangs-“ oder „großen Krise“ die exaktere und 
analytische Erklärung sei. 

(...) 

(Jürgen Lloyds) Änderungsantrag beruht (...) auf 
einem UZ-Bericht über den letzten (19.) Partei¬ 
tag der Portugiesischen Kommunistischen Par¬ 
tei - PCP von Ende 2012. Die „UZ“ zitierte deren 
Einschätzungen zur Krisenanalyse und Genosse 
Llyod ließ sich davon inspirieren. 

Genosse Angelo Alves, Mitglied der Politischen 
Kommission und der Internationalen Abteilung 
der PCP hatte in seinem Diskussionsbeitrag - laut 
„UZ“ vom 21.12.12 gesagt: „„Die internationale 
Situation ist geprägt durch eine tiefe Krise. Eine 


Krise, die weder rein zwangsläufig ist noch das 
Ergebnis eines Fehlers beim Management oder 
der Steuerung dieses Systems. 

Nein! Diese Krise hat ein Identitätsmerkmal: Sie 
ist eine sich rasch vertiefende strukturelle Kri¬ 
se des Kapitalismus. Das kommt zum Ausdruck 
unter anderem in den Bereichen der Wirtschaft 
und des Sozialen, der Umwelt, der Nahrungsmit¬ 
tel und der Energie. Sie entwickelt eine vielfältige 
Offensive des Imperialismus der einen zivilisato¬ 
rischen Rückschritt von historischer Dimension 
zeigt. 

Diese Krise hat Ursachen - im Wesen und in den 
Widersprüchen des Kapitalismus - und sie hat 
während der letzten vier Jahre als ihr wesentliches 
Merkmal und Ausdruck die Explosion einer der 
heftigsten zyklischen Überproduktionskrisen in 
der Geschichte des Kapitalismus. Eine Überpro¬ 
duktionskrise, die in der gegenwärtigen imperia¬ 
listischen Entwicklungsphase des Kapitalismus 
auch als Überakkumulationskrise zum Ausdruck 
kommt, bedingt durch die starke Finanzmarkt¬ 
orientierung der kapitalistischen Wirtschaft und 
dessen Internationalisierung.“ 

Ich finde - im Unterschied zu Fred Schmidt 
(...) -, dass der 20. Parteitag, der seine Krisen¬ 
einschätzung exakt aus dem Parteiprogramm ab¬ 
geleitet und aktualisiert hat, mit seiner Krisenaus¬ 
sage sich in keiner schlechten Gesellschaft befin¬ 
det und sich international sehr gut damit sehen 
lassen kann. 
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„Ich wollte Geschichten 
von Menschen erzählen“ 

Zum Tode des Schriftstellers Erik Neutsch am 20. August 2013 


M an wusste, dass Erik Neutsch 
schwer krank war. Es war 
aber auch bekannt: Trotzdem 
arbeitete er, schrieb am 5. Band des Zy¬ 
klus „Der Friede im Osten“ und sorgte 
sich um den literarischen Nachwuchs. 
2010 erlebte er, durch die mit Klaus 
Walther geschriebene Biografie „Spur 
des Lebens“nochmals w 
gefüllte Säle; große | 

Teile seines Publi¬ 
kums waren ihm treu • 
geblieben. Nun lebt 
Neutsch nicht mehr; | 
er starb am 20. August 
2013 in Halle (Saale). 

Das ist eine Wahrheit, 
die andere ist: Neutsch 
lebt. Er lebt durch ein 
eigenwilliges und ex¬ 
emplarisches Werk, 
das sich nicht auf den 
Roman „Spur der 
Steine“ beschränken 
lässt, obwohl der ein 
Bestseller der deut¬ 
schen Literatur blei¬ 
ben wird - er bekam 
allein nach 1989 acht 
Auflagen - und im¬ 
mer ein Beweis dafür, 
dass es einen Realis¬ 
mus gibt, der eine andere Welt als die 
bürgerliche abbildet; es ist ein Realis¬ 
mus, der eine menschenwürdige Gesell¬ 
schaft entwirft, in der die Arbeit aller 
allen dient. 

Menschenwürdige Arbeit, die einem 
menschlichen Leben dient, war Erik 
Neutschs Grundthema. Diesem The¬ 
ma blieb er auch treu, als ihn 1989 die 
schwerste Niederlage seines Lebens 
traf. Vieles in der DDR hatte ihn irri¬ 
tiert und er hatte es öffentlich gemacht; 
zuletzt wollte er „das Widerbild“ sei¬ 
ner Hoffnungen und Ideale in seinem 
Staat nicht mehr erkennen. Aber den 
Grundgedanken, dass gesellschaftlich 
Produziertes auch gesellschaftlich ver¬ 
teilt wird, das allen gehört, womit alle 
arbeiten und dass alle die gleichen An¬ 
sprüche haben, wenn sie arbeiten, die¬ 
sen Grundgedanken hat er zum Inhalt 
seines Denkens und seiner Literatur 
gemacht: Sie wollte „der Umgestaltung 
der Gesellschaft in eine der Mensch¬ 
lichkeit“ („Spur des Lebens“) dienen. 
An diesem „Grundprinzip des sozialis¬ 
tischen Versuchs aber zweifele ich bis 
heute nicht“, sagte er 2010 bei einem 
Auftritt in Erfurt. 

Millionäre oder gar Milliardäre hatten 
in seinem Gesellschaftsentwurf keinen 
Platz, auch nicht deren oft parasitäres 
Leben. Das bedeutete für Neutschs Ge¬ 
sellschaftsentwurf weder Armut noch 
Entsagung; Neutsch war viel zu vital, 
um nicht selbst das Leben zu genießen 
und dabei Grenzen zu überschreiten. 
Über kaum einen Gegenwartsautoren 
gibt es mehr Anekdoten als über ihn. 
Er war immer gut für Eskapaden: Er 
war Balla und Horrath in einem, wie 
überhaupt das Geheimnis dieses Paa¬ 
res in seiner inneren Übereinstimmung 
besteht. Sie lebten in der Spannung 
zwischen einem individuellen Glücks¬ 
sucher und einem sein persönliches 
Glück missachtenden Funktionär; bei¬ 
des musste verändert werden. - Der 
Roman „Totschlag“ bildete 1994 den 
Gegenentwurf zu „Spur der Steine“. 
„Totschlag“ leistete für die sozialen 
Verhältnisse nach 1989 das, was „Spur 
der Steine“ für die schwierige sozialis¬ 
tische Entwicklung bieten wollte: eine 
literarisch vorgetragene Analyse der 
gesellschaftlichen Verhältnisse und 
des entsprechenden Bewusstseins. Mit 
zupackender Geradlinigkeit erzählte 
„Totschlag“ vom Schicksal eines ost¬ 
deutschen Hausbesitzers, dessen Le¬ 
benswerk zerstört wurde: Mit 56 war 
er zu alt für die Arbeit und wurde zum 
„alten Eisen“ geworfen, gleichzeitig 
sollte er Grund und Boden seines Hau¬ 
ses als Eigentum zu neuen Konditionen 
teuer erwerben. Das war die Rückkehr 
in die alte Welt, aus der Balla und Hor¬ 


rath 1964 aufgebrochen waren, um eine 
neue Welt zu bauen. 

1964 lag „Spur der Steine“ auf den Plät¬ 
zen der Teilnehmer der II. Bitterfelder 
Konferenz und war ein Beispiel dafür, 
was der Bitterfelder Weg bedeutete. 
Neutsch wollte sich davon abheben, 
war jedoch sein bedeutendster Ver¬ 



Erik Neutsch auf dem UZ-Pressefest 1995 


treter. In der Beziehung des tüchtigen, 
aber schwer zu zügelnden Arbeiters 
Balla und des widerspruchsvollen Hor¬ 
rath, der als Parteisekretär nicht nur die 
gesellschaftliche Entwicklung, sondern 
auch die private Entscheidung verlang¬ 
te, lag eine Spannung, die Zukunft be¬ 
deutete. 1989 war Erik Neutschs Zu¬ 
kunftsentwurf gescheitert, an den er 
fest geglaubt und den er in großen Ro¬ 
manen wie „Auf der Suche nach Gatt“ 
(1973) beschrieben hatte, ein Roman, 
über den schon gestritten wurde, als 
er noch nicht zu lesen war, und der zu 
Neutschs bleibenden Titeln zählt. 

Dass Neutsch mit Romanen und Er¬ 
zählungen bleibende Meisterwerke 
schreiben konnte, hatte mehrere Grün¬ 
de. Zuerst hatte er eine ausgesprochene 
Begabung für ungewöhnliche Situati¬ 
onen: Ein Parteisekretär, der eine Ge¬ 
liebte hatte, war in der Gegenwartsli¬ 
teratur damals ebenso ungewöhnlich 
wie seine Methoden, die Arbeit auf 
einer Baustelle effektiv zu gestalten. 
Aber Neutsch wusste um die Wirklich¬ 
keit, in der es anders war und die er 
in seine Werke einbrachte. Dabei war 
ein geradezu naiver Zugriff zu außerge¬ 
wöhnlichen Situationen im besten Sinn 
sein Merkmal. Seine Schreibmethode: 
Am spannend gebotenen Einzelfall 
wurde Unbequemes und Tabuisiertes, 
Widersprüchliches und Misslungenes 
beschrieben, nicht um des Sensatio¬ 
nellen willen, sondern in Hinsicht auf 
Veränderung. Das Theoretisieren, das 
Neutsch dabei gern versuchte, lag ihm 
nicht. Dafür brachte er viel Selbster¬ 
fahrung ein: Sein Journalistik-Studium 
(1950-53), seine Tätigkeit als Kultur- 
und Wirtschaftsredakteur (1953-60) 
und seine politische Arbeit, zu der 
auch Parteiverfahren gehörten, ließen 
ihn zu einem typischen Schriftsteller 
der DDR werden und gaben seinen 
Werken ihren eigenwilligen Zuschnitt. 
Erik Neutsch war einer der meistgele¬ 
senen Autoren der DDR. Höchste Eh¬ 
ren wurden ihm zuteil; er war Mitglied 
der Akademie der Künste der DDR. 
Die Reihe seiner Auszeichnungen ist 
lang. Streitgespräche in überfüllten Sä¬ 
len mit Hunderten von Lesern - etwa 
bei der Novelle „Claus und Claudia“ 
(1989) - waren keine Seltenheit. Die¬ 
se Novelle zeigte einen verzweifelten 
Kampf ums Recht in der Gegenwart, 
wie ihn einst Kleists „Michael Kohl- 
haas“ geführt hatte. Zu seinen schöns¬ 
ten Büchern gehören die Erzählungen 
„Zwei leere Stühle“ (1979), „Förster in 
Paris“ (1981) und „Der Hirt“ (1998 neu 
aufgelegt). Da wurde auch sichtbar, wie 
still und sensibel Neutsch in der Litera¬ 
tur mit menschlichen Schicksalen um¬ 
gehen konnte und es bestätigte sich: 


Erik Neutsch war ein bedeutender Er¬ 
zähler. Er war auch Erzähler für Kinder 
(„Olaf und der gelbe Vogel“, 1972). Den 
schriftstellerischen Nachwuchs wollte 
er mit seiner Erik-Neutsch-Stiftung 
fördern und schrieb dazu 2012 einen 
Autorenwettbewerb aus. 

Schwere persönliche Schicksalsschlä¬ 
ge führten im Spät¬ 
werk zu neuen Tönen, 
| besonders in dem Ge- 
m dichtband „Die Liebe 
| und der Tod“ (1999) 
und dem Erzählband 
„Verdämmerung“ 
(2003). Es war ein stil¬ 
ler und sensibler Erik 
Neutsch, der Leid 
erfahren hatte, der 
Verluste verarbeiten 
musste und zur Selbst¬ 
besinnung gedrängt 
wurde. Kritischer wur- 

/ de das seit den siebzi¬ 
ger Jahren verfolgte 
Romanprojekt „Der 
Friede im Osten“ auf- 
genommen. Im vier- 
, ten Band „Nahe der 

f Grenze“ (1988) war 

die geistige Spannung 
zwischen den Prota¬ 
gonisten - Neutschs besonderes Ver¬ 
mögen bestand immer darin, solche 
Spannungen aufzubauen - verloren ge¬ 
gangen; eine veräußerlichte temporei¬ 
che Handlung konnte den Verlust der 
Konflikte nicht ausgleichen. Neutsch 
zog diesen 4. Band öffentlich zurück; 
das beschädigte die poetische Glaub¬ 
würdigkeit des Zyklus. 

Über Jahrzehnte bezeichnete Erik 
Neutsch den Maler des Isenheimer Al¬ 
tars Matthias Grünewald, der in Halle 
verstorben sein soll, als seine heimliche 
Liebe, den er wie Georg Förster als ei¬ 
nen Revolutionär für Gerechtigkeit 
sah. Von einem Roman „Mathis nach 
dem groszen Uffstand“ sprach er seit 
mehr als zwanzig Jahren. Er hätte den 
Roman lieber unter anderen Umstän¬ 
den geschrieben, als Beispiel des Sie¬ 
ges. Nun entstand er unter dem Titel 
„Nach dem großen Aufstand“ (2003): 
Am Beispiel des Malers machte er 
deutlich, wie sich der Konflikt zwischen 
Kunst und Macht unaufhörlich neu or¬ 
ganisiert. Er wollte auch abrechnen mit 
jenen, die nach dem Zusammenbruch 
der DDR die Ideale der Schriftsteller 
und Künstler nicht nur beschädigen, 
sondern in den Dreck zogen. So wur¬ 
de der Roman aus der Zeit um 1500 
zu einem aktuellen Meisterwerk. Seine 
politischen Gegner blieben gegenüber 
solcher Konsequenz unversöhnlich; 
die Nachrufe zeigen es: „SED-fromm“ 
sei er gewesen, in „Schockschweigen“ 
(Die Welt) sei er nach 1989 verfallen, 
ein „umstrittener Künstler und ewiger 
Idealist“ (Leipziger Volkszeitung) sei er 
gewesen usw. usf. Wem gar nichts ein¬ 
fiel, teilte wenigstens mit, dass der nach 
„Spur der Steine“ gedrehte Film in der 
DDR verboten worden sei. Damit hat¬ 
te sich der Wert des Romans erledigt. 
Ein literarisches Werk von bleibendem 
Wert ist entstanden; es wurde zum wir¬ 
kungsmächtigen Beispiel sozialistisch¬ 
realistischer Literatur. Grünewald, 
Georg Büchner, Georg Förster, Erik 
Neutsch - das war eine geistige Ver¬ 
wandtschaft, die er entwickelte und auf 
die er Wert legte. Sie wird sein Werk 
in die Zukunft begleiten, ein Werk, das 
durchgehend des Autors lebenslanges 
politisches, ethisches und künstleri¬ 
sches Anliegen belegt. Er hat es seinen 
Gestalten in den Mund gelegt, auch 
seinem Matthias Grünewald: „Als der 
Sturm ausbrach, stand ich auf der Sei¬ 
te der Gerechten.“ 2014 erscheint der 
fünfte Band des Zyklus „Der Friede im 
Osten“ unter dem Titel „Plebejers Un¬ 
zeit oder Spiel zu dritt“. Erik Neutschs 
Leser werden dann sein Vermächtnis 
kennenzulernen; sie werden bestätigt 
bekommen: sein Werk lebt. 

Rüdiger Bernhardt 


Linke Kultur - preiswürdig 

Preis der Schallplattenkritik für „Keine Wahl“ 


In den 70er und 80er Jahren wurde 
Bernd Köhler alias „Schlauch“, der 
kämpferische Songschreiber und Sänger 
aus Mannheim, mit zahlreichen Schall¬ 
platten, noch mehr aber mit seinen en¬ 
gagierten Auftritten bei Streiks, Demon¬ 
strationen und Kundgebungen als politi¬ 
scher Liedermacher in der ganzen BRD 
bekannt und beliebt. 

Dann war es lange Zeit musikalisch 
still um ihn gewesen, er arbeitete in die¬ 
ser Zeit überwiegend als Grafiker. 2003 
waren es die Kolleginnen und Kollegen 
vom Turbinenbauer Aistom in Mann¬ 
heim, die für den Kampf um ihre Ar¬ 
beitsplätze seine Solidarität einforderten. 
Zusammen mit ihnen hat er nicht nur 
das „Resistance-Lied“ geschrieben und 
den Aistomchor gegründet, der in die¬ 
sem Jahrsein 10-jähriges Bestehen feiert, 
ab da war Bernd Köhler wieder mitten 
drin. Im März 2013 stellte er zusammen 
mit der Gruppe ewo2 (Das kleine elek¬ 
tronische Weltorchester) sein CD- und 
-Buchprojekt„Keine Wahl - Lieder, Bal¬ 
laden und Gesänge aus Arbeitskämpfen 
1971-2013“ im Mannheimer Technose- 
um vor - das Publikum im ausverkauf¬ 
ten Haus war begeistert. Schon bald da¬ 
rauf, im Mai 2013, wurde das Album von 
der Jury der deutschsprachigen Rund¬ 
funk-Liederbestenliste zur „ CD des Mo¬ 
nats“ gewählt und im August erhielt die 
Produktion den „Preis der deutschen 
Schallplattenkritik“ einen der renom¬ 
miertesten Kritikerpreise im deutsch¬ 
sprachigen Raum. 


Bernd Köhler 

UZ: Servus Bernd, herzliche Gratula¬ 
tion zum „Preis der deutschen Schall¬ 
plattenkritik!“ Da hatte die Jury wohl 
„Keine Wahl“? Viele UZ-Leser kennen 
und schätzen dich seit Jahrzehnten. Wie 
kommt es, dass du gerade jetzt mit dei¬ 
nen nach wie vor sehr gesellschaftskri¬ 
tischen, mitreißenden Liedern so mit 
Preisen bedacht wirst? 

Schlauch: Na ja, die Jury der „Schall¬ 
plattenkritik“ hat in der Vergangenheit 
neben musikalischer Qualität immer 
wieder auch gesellschaftskritisches 
Engagement gewürdigt, so zählen u. a. 
Franz Josef Degenhardt, Hannes Wa¬ 
der, der Ruhrgebietsbarde Frank Bai- 
er mit der Gruppe Grenzgänger oder 
Konstantin Wecker zu den Preisträ¬ 
gern. Das kommt also nicht ganz über¬ 
raschend. Neu ist aber, soweit ich das 
überblicke, dass ein Projekt prämiert 
wurde, das sich ausschließlich auf die 
heutige Arbeiterbewegung bezieht. 
Das finde ich nicht nur für mich, die 
Arbeit von ewo2 und unseren Verlag 
JumpUp ermutigend sondern sehe 
darin auch einen Anschub für die De¬ 
batte um den besonderen Wert einer 
Kultur der Arbeiterbewegung. Ein 
Rückbesinnen, das auch durch den 
150. Jahrestag der Gründung der or¬ 
ganisierten Arbeiterbewegung beför¬ 
dert wurde. 

UZ: Was ist mit so einem Preis verbun¬ 
den? 

Schlauch: Der Preis wird von einer un¬ 
abhängigen Jury vergeben. Man kann 
sich dafür nicht bewerben, das ist das 
Besondere an dieser Auszeichnung. 
Es gibt weder Geld noch eine größe¬ 
re Ehrung und doch, oder gerade des¬ 
halb, ist dieser Preis in allen Musikbe¬ 
reichen von einiger Bedeutung, von 
der Philharmonie über Theatermusik, 
Pop und Jazz bis eben hin zu Chanson 
und Lied. Mehr über den Preis findet 
man unter www.schallplattenkritik.de 


UZ: Du trittst mit deiner Musik seit über 
40 Jahren auf. Wie haben sich die Bedin¬ 
gungen in diesen Zeiten verändert? 

Schlauch: Wenn es zu einem harten Ar¬ 
beitskampf oder zu einer zugespitzten 
gesellschaftspolitischen Auseinander¬ 
setzung kommt, in der die Menschen 
KEINE WAHL haben, wenn es um 
das ENTWEDER - ODER geht, hat 
sich für eine Kunst, die in und mit die¬ 
sen Bewegungen wirkt, nichts geändert. 
Je konkreter man als Künstler bei den 
Menschen ist, umso wirkungsvoller 
werden auch die künstlerischen Ergeb¬ 
nisse sein. Im Buch und auf der CD gibt 
es dazu eine Reihe konkreter Beispiele. 
Das ist seit Jahrhunderten so und wird 
auch so bleiben. 

Immer wieder verändert haben sich 
über die Jahrzehnte aber die politi¬ 
schen Bedingungen und damit auch 
die Wirkungsmöglichkeit für politische 
Kunst. Das war auch für mich ein bitte¬ 
rer Lernprozess. Nach dem hohen Stel¬ 
lenwert, den die politische Kunst und 
Kultur im gewerkschaftlichen Kampf 
um die 35-Stunden-Woche hatte, hätte 
ich einen Einbruch wie in den neunzi¬ 
ger Jahren nicht für möglich gehalten. 
Gedreht hat sich das erst Anfang 2000 
mit den neuen sozialen Bewegungen, 
z.B. gegen Hatz IV - plötzlich ergab 
sich eine neue Sinnhaftigkeit. 

Generell blieb die Erkenntnis, dass 
auch um erreichte Terrains immer wie¬ 
der gerungen werden muss und dass 
jede Zeit ihren neuen, auch 
künstlerisch neuen Ansatz 
braucht. Links die Klap¬ 
pe aufreißen ist das eine, 
eine Sprache und Melodie 
zu finden, die die Massen 
erreicht, ist das sehr viel 
Kompliziertere. Das gilt 
übrigens für die ganze po¬ 
litische Rhetorik. 

UZ: Kann man als politi¬ 
scher Künstler in diesem 
unserem Land von seiner 
Kunst leben? 

Schlauch: Leben im Sinne 
von, dass man davon eine Familie er¬ 
nähren kann, ist nur für wenige mög¬ 
lich. Meine Mitmusikanten können als 
Profimusiker nur überleben, weil sie in 
unterschiedlichen Musikprojekten oder 
Jobs unterwegs sind. Hinzu kommt, dass 
heute für das politische Lied eine Sze¬ 
ne wie Anfang der siebziger Jahre fehlt. 
Zur Entwicklung und Bewahrung einer 
politischen Kultur gehören neben orga¬ 
nisatorischen Strukturen wie Verlage 
und Agenturen viele aus persönlichem 
kulturellem Interesse agierende Men¬ 
schen. Deshalb mein Appell: Habt den 
Mut wieder Veranstaltungen und Kon¬ 
zerte zu organisieren, es wird euch und 
der politischen Kultur gut tun. 

UZ: Deine neue CD kaufen geht klar. 
Du kennst die Tradition der UZ-Presse- 
feste. Die DKP prüft gerade, ob es dieses 
größte Fest der Linken, mit zehntausen¬ 
den von Besuchern auch 2014 wieder ge¬ 
ben wird. Ich fände es klasse, wenn wir 
dich da nächstes Jahr live auf dem UZ- 
Pressefest erleben könnten. Machst du 
mit? 

Schlauch: Die UZ-Volksfeste sind, so 
bizarr das klingt, tatsächlich noch im¬ 
mer die größten linken Kulturfeste im 
deutschsprachigen Raum. In den letz¬ 
ten Jahren hatten sie auch noch durch 
die kulturelle und linkspolitische Viel¬ 
falt und Breite an Attraktivität gewon¬ 
nen. Ich hoffe sehr, dass sich die Macher 
zusammenraufen und die Kraft finden, 
diesen Kurs fortzusetzen. Ich bin ger¬ 
ne bereit, dann auch dort wieder auf¬ 
zutreten. 

UZ: Bernd, ich danke dir für das Ge¬ 
spräch. Lotta continua und hoffentlich 
auf Wieder sehen auf dem UZ-Pressefest 
2014 in Dortmund. 

Das Gespräch führte Manfred Dietenberger. 

CD und Buch sind zu beziehen beim 
Neue Impulse Versand, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45172 Essen. 
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Voraussetzungen prüfen, aber sie auch schaffen 

Die Pressefestkommission hat die Arbeit aufgenommen - Parteivorstand entscheidet im November 



Die Casa Cuba - hier im Jahr 2005 - prägte die vergangenen UZ-Pressefeste. 


A m vergangenen Samstag nahm 
die Pressefestkommission für 
das geplante UZ-Pressefest 
2014 ihre Arbeit auf und verständigte 
sich über die Arbeitsweise. In die Kom¬ 
mission hat der Parteivorstand gewählt 
die Genossinnen Uli Abczynski (Or¬ 
ganisation), Michael Gerber (Bezirk 
Ruhr-Westfalen), Michael Grüß (Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit), Nina Hager (Pro¬ 
gramm), Patrik Köbele (Programm), 
Christian Koberg, Wera Richter (Or¬ 
ganisation), Werner Sarbok (Finanzen) 
sowie einen Vertreter der Kulturkom¬ 
mission und einen Vertreter der SDAJ. 
Für die Kulturkommission nahm deren 
Leiterin, Genossin Isa Paape, teil. 

Die Pressefestkommission wird künftig 
alle zwei Monate tagen. Eine kleine Ar¬ 
beitsgruppe der Kommission wird sich 
14-tägig treffen, um die Beratungen der 
Pressefestkommission vor- und nachzu¬ 
bereiten und organisatorische Aufga¬ 
ben zu erledigen. 

Festgezurrt ist noch nichts. Über die 
Konzeption des Festes wird der Partei¬ 
vorstand Ende September beraten. Die 
endgültige Entscheidung, ob das Fest 
stattfinden kann oder nicht, wird er im 
November treffen. 

Zu Beginn der Beratung umriss der 
DKP-Vorsitzende Patrik Köbele die 
politischen Rahmenbedingungen, un¬ 
ter denen das Fest voraussichtlich statt¬ 
finden wird. Heute sei noch nicht vor¬ 
aussehbar, wie die Entwicklung der 
aktuellen Krise verlaufe. Fest stehe, 
dass wir es bis dahin mit einer neuen 
Bundesregierung zu tun haben. Eben¬ 
so sicher sei, dass diese die Politik im 
Interesse der Banken und Konzerne 
fortführen werde. Ein Fest des Inter¬ 
nationalismus und des Antifaschismus 
könne und müsse dazu beitragen not¬ 
wendige Gegenwehr zu entwickeln. 
Dem entsprachen Vorschläge für das 
inhaltliche Programm, eingereicht von 
der stellvertretenden Parteivorsitzen¬ 
den Nina Hager. Neben Diskussions¬ 
runden zur Krisenanalyse und zu Kom¬ 
munisten und Einheitsgewerkschaften 
schlägt sie den Austausch über die 
Flüchtlingspolitik der BRD, den erstar¬ 
kenden Neofaschismus in Europa und 
den Ausbau des Überwachungsstaates 
vor. Wera Richter, Leiterin der Presse¬ 
festkommission, stellte erste Gedanken 
für die Konzeption des Festes vor. Es 


gehe darum, ein politisches und kul¬ 
turelles Programm mit dem Volksfest¬ 
charakter in Einklang zu bringen. So 
gehörten neben der Diskussion auch 
die Straße der Internationalen Solida¬ 
rität, das Kinderfest, die Tombola, die 
zahlreichen Beiträge der Bezirke, der 
Kunst- und Literaturmarkt und nicht 
zuletzt die Casa Kuba zum Fest. 

Einig waren sich die Teilnehmer dar¬ 
in, dass das Fest in einer für die Partei 
schwierigen Situation stattfindet und 
auch darüber, dass das Pressefest die 
interne Debatte und den Meinungs¬ 
streit nicht lösen könne. Dennoch sei 
ein gemeinsam organisiertes Erfolgs¬ 
erlebnis hilfreich und ein notwendiger 
Gewinn für die gesamte Partei - und 
darüber hinaus. 

Uli Abczynski informierte über das Er¬ 
gebnis seines Gespräches mit der Ver¬ 
waltung des Revierparks Wischlingen 
in Dortmund. Das Fest könne dort vom 
27. bis 29. Juni 2014 stattfinden. Es habe 
auch Anfragen an anderen Standorten 
gegeben, die aber nicht zu finanzieren 
seien. Als eine Voraussetzung nannte 
er die Beteiligung der ganzen Partei in 
Vorbereitung und Durchführung des 


Festes und eine entsprechende Stim¬ 
mung für das Fest. Dazu müssten die 
Kreise und Bezirke der DKP das Pres¬ 
sefest jetzt auf die Tagesordnung ihrer 
Sitzungen setzen. Er wie auch weitere 
Mitglieder der Kommission sind gerne 
bereit, zu den Sitzungen in die Bezir¬ 
ke zu kommen, um zu informieren und 
mitzudiskutieren. 

Um Finanzen, aber auch Kraft zu spa¬ 
ren sei es sinnvoll, über die stärkere 
Zusammenarbeit von Bezirken und 
gemeinsame Beiträge nachzudenken. 
So müsse es nicht sein, dass 22 Zapf¬ 
anlagen auf dem Platz verteilt seien 
und von Genossinnen und Genossen 
bedient werden müssten. Auch die zen¬ 
tralen Bereiche wie das Kinderfest, die 
Tombola und der Zeltplatz bräuchten 
Helferinnen. 

Werner Sarbok, zuständig für die Fi¬ 
nanzen, sieht ein Pressefest materiell 
für machbar, wenn Lehren aus den Er¬ 
fahrungen der vergangenen Jahre ge¬ 
zogen werden. Dazu gehört aus seiner 
Sicht - neben der positiven Stimmung 
in der Partei - ein zu schaffendes Fi¬ 
nanzpolster in Höhe von 35.000 Euro 
zum November 2013. Dazu werden 


jetzt die Buttons angeboten, auch ein 
Spendenkonto wurde eingerichtet. 
Spenden wie zuletzt 500 Euro von der 
DKP-Gruppe Wesel seien ein tolles 
Beispiel, das Mut mache. Eine Ver¬ 
schiebung auf 2015 würde für Planung 
und Durchführung keine Vorteile brin¬ 
gen. 

Isa Paape stellte die Frage, ob es jetzt 
und in ihrer jetzigen Verfasstheit der 
DKP ihre Aufgabe sei, dieses Fest zu 
veranstalten. Sie verwies auf Einschät¬ 
zungen nach dem letzten Pressefest, in 
denen auf die materielle und personel¬ 
le Überforderung hingewiesen wurde. 
Aus ihrer Sicht sollten zukünftig ande¬ 
re Mitveranstalter gesucht werden. 

Werner Sarbok 

★ Der weitere Fahrplan 

Am 20. Oktober findet die zweite Be¬ 
ratung mit den Bezirken zum Thema 
Pressefest statt. Dort geht es um die 
weitere Erkundung der Stimmungsla¬ 
ge, aber um auch die Diskussion über 
die Beiträge der Bezirke und die Absi¬ 
cherung der zentralen Bereiche. Am Er¬ 
scheinungsdatum dieser UZ erarbeitet 
die Finanzkommission eine Finanzrah¬ 


menplanung. Ende Sep¬ 
tember wird der Par¬ 
teivorstand auf sei¬ 
ner 4. Tagung die 
Konzeption des 
Festes und den Fi¬ 
nanzrahmenplan 
beschließen. Der 
Beschluss über 
die Durchführung 
wird auf der Tagung 
des Parteivorstandes im 
November gefasst werden. 

★ Helfer, Ideen, Anregungen 

Ab sofort ist die Internetadresse uz- 
pressefest@dkp.de erreichbar. Helfer 
werden gebeten, sich dort zu melden. 
Auch Ideen und Anregungen können 
dorthin geschickt werden. 

★ Button-Verkauf 

Die erste Auflage der Pressefest-But¬ 
tons kann jetzt von Kreisen und Be¬ 
zirken beim Parteivorstand bestellt 
werden. Sie kosten wie in der Vergan¬ 
genheit 5,00 Euro und dienen der Vor¬ 
finanzierung des Festes. Daher bitten 
wir um eine schnellstmögliche Ab¬ 
rechnung. Sollte das Pressefest nicht 
beschlossen werden, kommt der Erlös 
dem Kampffonds der DKP zugute - da¬ 
rauf muss beim Verkauf hingewiesen 
werden. 


★ Spendenkonto 

Als Spendenkonto des Festes dient ab 
sofort das folgende Konto: 

DKP Part ei Vorstand, 

Kt0.-Nr.400 248 7501 
bei der GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67. 

Sollte sich der Parteivorstand im No¬ 
vember gegen das Pressefest entschei¬ 
den, werde aufVerlangen des Spenders 
seine Spende zurücküberwiesen. 

★ Berichterstattung in der UZ 

In der UZ wird zukünftig regelmäßig 
über die weiteren Schritte berichtet. 
Dazu gehört ab Oktober ein Spenden¬ 
barometer, eine Übersicht über den 
Buttonverkauf und Zuschüsse aus den 
Bezirken. 


Solidarität bleibt unsere Kraft! 

Wasserturmfest der DKP Elmshorn stand im Zeichen des antifaschistischen Kampfes 



Die drei Zeitzeuginnen: Esther Bejarano; Peggy Parnass und Marianne Wilke 
prägten mit ihren eindrucksvollen Beiträgen die antifaschistische Talkrunde. 


„Für eine solidarische Gesellschaft - 
gegen Rassismus und Neofaschismus“ 
war das Thema der Talkrunde, die im 
Rahmen des diesjährigen Wasserturm¬ 
festes der DKP Elmshorn stattfand. 
Peggy Parnass, weit über die Grenzen 
Hamburgs bekannte Künstlerin, Re¬ 
porterin und linke Aktivistin resümier¬ 
te ihre bisherige Lebenserfahrung in 
der Feststellung, dass faschistische Po¬ 
sitionen und daraus resultierende Taten 
weiter existierten, nachdem die Macht 
der Nazis gebrochen war. Sie regte eine 
weitere Debatte an, was dies für ein zu¬ 
kunftsorientiertes Denken und Han¬ 
deln bedeutet. 

Esther Bejarano, die Auschwitz über¬ 
lebte, weil sie im Mädchenorchester 
des Vernichtungslagers spielen musste, 
benannte Beispiele, wie wirkungsvoll 
gehandelt und gekämpft werden kann. 
Ihre Zusammenarbeit mit der Köl¬ 
ner Hip Hop Band „Microphone Ma¬ 
fia“ sowie ihre zahlreichen Auftritte in 
Schulen und vor Jugendlichen fördern 
Nachdenken und Engagement. Sie be¬ 
tonte, dass die Ursache vieler Proble¬ 
me im kapitalistischen Gesellschafts¬ 
system hegt. 

Marianne Wilke, lange Jahre Vorsit¬ 
zende und jetzt Ehrenvorsitzende der 
VVN-BdA Schleswig-Holstein verwies 
ebenfalls auf viele anhaltende Proble¬ 
me und die Notwendigkeit, in Bündnis¬ 
sen Aktionen zu organisieren. Und sie 
berichtete von ihren positiven Erfah¬ 
rungen als Zeitzeugin besonders auch 
bei Jugendlichen. 


Allegra Tekleab von der Koordi¬ 
nierungsstelle Integration der Stadt 
Elmshorn öffnete das Thema Integra¬ 
tion und betonte, dass es nicht nur um 
Menschen mit Migrationshintergrund 
geht, sondern allgemein um Mitbür¬ 
ger, die uns fremd scheinen und daher 
oft als bedrohlich erlebt werden. Inte¬ 
gration sei eine Aufgabe für die ganze 
Gesellschaft. Sie benannte konkrete 
Erfahrungen in Elmshorn und verwies 
auf neue Initiativen zu verstärkten ge¬ 
sellschaftlichen Debatten, um diesen 
Herausforderungen gerecht zu werden. 
Stefan von der „Antifaschistischen Ini¬ 
tiative Elmshorn“ (aie) skizzierte die 
Situation der Neonazis in der Region, 
berichtete von antifaschistischen Ak¬ 
tionen und in diesem Zusammenhang 
auch vom Verhalten staatlicher Ein¬ 
richtungen wie der Polizei. Er beton¬ 
te die Notwendigkeit von Diskussio¬ 
nen mit jungen Menschen aus faschis¬ 
tischen Zusammenhängen und deren 
Umfeld. 

Hayri Öznarin konnte als Präsident des 
mitgliederstarken Einwandererbundes 
in Elmshorn viele praktische Bespiele 
für die Arbeit dieser Einrichtung hin¬ 
zufügen. 

Stefan Schmidt (genannt Schmidl) 
von der Oma Körner Band, bekannter 
Texter, Sänger und Musiker, berichte¬ 
te vom Engagement für Roma in Nor¬ 
derstedt. Wie auch bei den anderen 
Teilnehmern wurde deutlich, dass es 
auch immer Möglichkeiten für solida¬ 
risches Handeln gibt. 


Die spannende und bewegende Talk¬ 
runde, mit der eine neue Form der 
politischen Diskussion auf dem Was¬ 
serturmfest erprobt wurde, vermittel¬ 
te, dass viel getan werden muss und 
kann, um ein antifaschistisches Klima 
zu schaffen und zu sichern. Eine soli¬ 
darische Gesellschaft durchzusetzen 
bleibt eine ständige Herausforderung 
und fordert einen langen Atem. Da wa¬ 
ren sich alle einig. 


Ziel für die DKP bleibt, politische In¬ 
halte allgemeinverständlich darzustel¬ 
len in einer Form, die auch Jugendliche 
anspricht. 

Das Thema zog sich in unterschiedli¬ 
chen Varianten durch das Programm 
des Wasserturmfestes. So las Catharina 
im Rahmen des Kinderfestes Märchen 
aus aller Welt. Sie und Horst Marn, ein 
bekannter Aktivist aus der Friedens-, 
Umwelt- und Antifabewegung gestal¬ 


teten einen Tochter - Vater - Dialog als 
Theaterstück zum Thema. 

Dirk und Peter sowie ein Duo, das ge¬ 
rade aus Istanbul gekommen war, und 
später ein weiterer türkischer Musiker 
aus Hamburg gestalteten ein gelunge¬ 
nes Musikprogramm, das auch zum 
Mitsingen einlud. Das gut besuchte 
Wasserturmfest klang mit der Disco 
des DJ Andre aus. Es war wahrhaftig 
ein Fest der Solidarität. 

Es gab weitere attraktive Angebote, 
die auch von Nachbarn im Wohnge¬ 
biet wahrgenommen wurden: Tombola, 
Flohmarkt, Speisen und Getränke zu 
niedrigen Preisen. Kaffee und selbst¬ 
gebackener Kuchen, Spanferkel, türki¬ 
sche Spezialitäten, Salate, kubanischer 
Mojito, Bier vom Fass und der Wein¬ 
stand, gestaltet von der Partei „Die 
Linke“, sorgten auch für Zulauf von 
Menschen, die politisch noch manche 
Vorbehalte gegen die DKP haben. 

Die Bilanz für die DKP in Elmshorn 
und Kreis Pinneberg kann sich sehen 
lassen: Neue Kontakte, zahlreiche Pro¬ 
beleser der UZ und auch neue Abos. 
Es war informativ, spannend und hat 
Spaß gemacht. Das Wasserturmfest, 
jetzt schon mit über 40-jähriger Ge¬ 
schichte, bleibt das größte Fest einer 
Partei in Elmshorn. Dank der Hilfe 
und Unterstützung vieler Mitglieder, 
Freunde und Sympathisanten bleibt 
es möglich, dieses besondere Fest in 
Elmshorn auch in Zukunft durchzu¬ 
führen. 

Heinz Stehr 
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Das große Schachspiel 

Der Westen versucht Chinas Einfluss in Afrika unter Kontrolle zu bringen 


W as steckt hinter den Interven¬ 
tionen des Westens? Soll tat¬ 
sächlich Al-Kaida bekämpft 
werden oder geht es in Wirklichkeit um 
die Konkurrenz zwischen dem Westen 
und China in Bezug auf den Zugang zu 
den Rohstoffen Afrikas? 

Das militärische Eingreifen Frank¬ 
reichs in Mali scheint auf den ersten 
Blick unabhängig zu sein von der Au¬ 
ßenpolitik Washingtons, die sich neu 
auf Asien richtet. Aber die (militäri¬ 
sche) Kontrolle des Westens über Tei¬ 
le Afrikas sollte als zweite Klinge der 
Schere gesehen werden, die die chinesi¬ 
schen Entwicklungen beschneiden will. 
In Asien trachtet man danach, mit den 
Ländern, die in einem Disput mit Chi¬ 
na liegen, neue (militärische) Bande zu 
knüpfen, in Afrika wird versucht, China 
vom Zugang zu den Rohstoffen abzu¬ 
schneiden. 

Frankreich begründet sein Auftreten in 
Mali damit, dass es sich um eine von 
der UNO gedeckte Operation zusam¬ 
men mit den Nachbarn Malis handelt. 
Präsident Hollande warnte bereits, dass 
diese Intervention länger andauern 
könnte, da es darum gehe, das gesam¬ 
te Staatsgebiet Malis zu kontrollieren. 
Frankreich wird von seinen Freunden 
in EU und NATO unterstützt. Schließ¬ 
lich geht es im Mali-Konflikt um ge¬ 
waltige strategische Belange, um die 
Kontrolle der afrikanischen Rohstoffe 
und um den Erhalt der Hegemonie der 
USA und der früheren europäischen 
Kolonialmächte. Letztere (Frankreich 
und Großbritannien) haben Differen¬ 
zen untereinander, doch sie wollen in 
erster Linie gemeinsam dort der zu¬ 
künftig größten Wirtschaftsmacht der 
Welt den Weg abschneiden. 

Intervention ohne Grenzen? 

Auf den geopolitischen Aspekt der 
französischen Intervention in Mali 
legen auch London und Washington 
Wert. Der britische Premier Cameron 
erklärte, dass eine Lösung der Krise 
in Mali mehrere Jahre dauern werde. 
Großbritannien erklärt sich daher auch 
bereit, die französischen Kommandos 
mit Spionageflugzeugen zu unterstüt¬ 
zen. In Armee- und Regierungskreisen 
in Washington wird ebenfalls seit ge¬ 
raumer Zeit über einen langanhalten¬ 
den Krieg gesprochen, der sich über die 
gesamte Sahelzone ausbreiten könne. 
Ex-US-Außenministerin Hillary Clin¬ 
ton erklärte, dass der Konflikt zu ei¬ 
ner ernsthaften und lange andauern¬ 
den Bedrohung werden könne, da der 
Norden Malis sehr ausgedehnt ist, von 
seiner Topographie her aus Wüste be¬ 
steht, die reich an natürlichen Höhlen 
ist, die den Aufständischen als Versteck 
dienen können. Dies erinnert, so Clin¬ 
ton, an Afghanistan, „wo es sich erwie¬ 
sen hat, dass wir vor einem langwieri¬ 
gen und notwendigen Kampf standen“. 
Mali dürfe den verschiedenen US- 
Wortführern zufolge nicht zu einem si¬ 
cheren Hafen für Terroristen werden. 
Nach einem Beitrag in der „Los Ange¬ 
les Times“ ist der „sichere Hafen“ ein 
viel besprochenes Thema im Pentagon. 
Einige höhere Verantwortliche und Of¬ 
fiziere im Pentagon warnen, dass ohne 
massives Eingreifen der USA Mali zu 
einer Basis für die islamistischen Re¬ 
bellen würde, wie Afghanistan es zur 
Zeit der Anschläge vom 11. September 
2001 war. Mit solchen Behauptungen 
wollen sie die veröffentlichte Meinung 
der USA auf eine neue Front im „Krieg 
gegen den Terrorismus“ vorbereiten. 

Terrorismus 

Der „Washington Post“ zufolge haben 
die USA den Franzosen Luftbetan¬ 
kungsflugzeuge für deren Kampfjets 
sowie Transportflugzeuge zur Beför¬ 
derung von Truppen aus den Nach¬ 
barstaaten angeboten. Die CIA habe 
bereits entsprechende Pläne ausgear¬ 
beitet, wie die französischen Kampf¬ 
flugzeuge mit besserer und effiziente¬ 
rer Information für ihre Angriffe un¬ 
terstützt werden können. In der „New 
York Times“ war zu lesen, dass die US- 
Strategen überlegen, eine Drohnenba¬ 
sis in Nordwestafrika anzulegen, um 


die Al-Kaida vor Ort und andere ex¬ 
tremistische Gruppen besser kontrol¬ 
lieren zu können. Diese Basis könnte, 
so die „New York Times“, in Nigeria 
gebaut werden. Das Pentagon schließt 
auch den Einsatz bewaffneter Droh¬ 
nen nicht aus, wenn die Bedrohung 
zunimmt. Einem hohen Offizier des 
Pentagon zufolge steht der Entschluss 
in Nordwestafrika eine ständige Droh¬ 


nenbasis einzurichten, in direktem Zu¬ 
sammenhang mit dem Mali-Konflikt. 
Sie soll zugleich auch das Regional¬ 
kommando von Africom absichern. 
Ob die angeblichen „Al-Kaida“-Ak- 
tivitäten im Norden Malis tatsächlich 
so bedrohlich sind, dass sie ein mili¬ 
tärisches Eingreifen des Westens und 
eine dauerhafte Anwesenheit von 
US-Militär notwendig machen und 
rechtfertigen, ist nicht bewiesen. Bla¬ 
ke Hounshell, Chefredakteur des Ma¬ 
gazins „US Foreign Policy“, stellt fest, 
dass es noch nicht deutlich ist, wel¬ 
che Bedrohung die „Al-Kaida des is¬ 
lamischen Maghreb“ (AQIM) eigent¬ 
lich für die USA bilden. Der „Foreign 
Policy“-Mitarbeiter Stephen Walt stellt 
viele Fragen: „Ist die Furcht der USA, 
dass die Extremisten in Mali ihre Kräf¬ 
te vereinigen könnten, um Frankreich, 
die USA und andere westliche Mächte 
anzugreifen, wirklich realistisch? Ha¬ 
ben diese, sofern sie es tatsächlich be¬ 
absichtigen, die Kapazität und Mög¬ 
lichkeit, solche Angriffe auszuführen, 
nun, da Frankreich mit logistischer Un¬ 
terstützung befreundeter EU-Staaten 
und den USA versucht, diese potentiel¬ 
len Terroristen auszurotten? Wird hier 
das Gewicht vom inneren Kampf ge¬ 
gen die malische Regierung abgezogen 
und stattdessen mehr auf die französi¬ 
sche und ausländische Militärinvasion 
gerichtet?“ Eine Intervention hat im¬ 
mer vorhersehbare Folgen. Es entste¬ 
hen zusätzliche Probleme und Krisen, 
die dann als erneute Rechtfertigung für 
weitere umfangreichere Interventionen 
genutzt werden. Anders gesagt, eine In¬ 
tervention öffnet stets die Möglichkeit 
für eine nächste Intervention. 

Die nützliche Bedrohung 

Während sich die westlichen Politi¬ 
ker alle Mühe geben, ihr militärisches 
Eingreifen zu rechtfertigen, sind große 
Zweifel über die Kompetenz der mali¬ 
schen Truppen entstanden. Der „New 
York Times“ zufolge hat die malische 
Armee trotz umfangreicher Unterstüt¬ 
zung der Ausbilder aus den USA ge¬ 
zeigt, dass sie für die Lösung der Krise 
zu schwach und unbrauchbar ist. 

In der Zeitung „The Economist“ wird 
die Meinung vertreten, dass der Westen 
hofft, in Mali viele fanatische Dschi¬ 
had-Kämpfer zu töten und die Städte 
des Nordens mit Soldaten aus Mali und 
den Nachbarländern zu sichern und un¬ 
ter Kontrolle zu halten, bevor es den 
Aufständischen gelingt, sich erneut zu 
gruppieren oder sich mit neuen Rekru¬ 


ten zu verstärken. Mit ihrer Rhetorik 
der Hoffnung wollen sie die die westli¬ 
che Bevölkerung auf einen lang anhal¬ 
tenden Kampf mit hohen Kosten vor¬ 
bereiten. Zu Jahresanfang erklärte Ge¬ 
neral Carter Ham, Chef von Africom: 
„Bestenfalls können wir Al-Kaida zu¬ 
rückdrängen und ihren Aufstieg er¬ 
schweren, indem wir die Kämpfer in 
dem Gebiet daran hindern, intensive 


Operationen auszuführen.“ 

Es steht fest, dass Washington die so ge¬ 
nannte Bedrohung, die von Al-Kaida 
ausgeht, jetzt ganz oben auf die Tages¬ 
ordnung setzt. 2011 erklärte der dama¬ 
lige Verteidigungsminister Panetta je¬ 
doch, dass die USA kurz vor dem Sieg 
über Al-Kaida stünden. Doch nach 
dem guten Ergebnis der vom Westen 
unterstützten islamistischen Kämpfer 
in Libyen und Syrien darf das nützliche 
Gespenst Al-Kaida wieder herumspu¬ 
ken, damit die Bevölkerung des Wes¬ 
tens wieder um ihre Sicherheit bangt. 
Es ging den US-Eliten noch nie dar¬ 
um, Al-Kaida wirklich auszuschalten. 
Dafür ist diese zu nützlich. Sollte das 
terroristische Netzwerk tatsächlich be¬ 
siegt werden, wäre das für Washington 
ein strategischer Verlust. Die USA wür¬ 
den dann unersetzbare Infanteristen 
verlieren, die sie für ihre Kriege benö¬ 
tigen. Auch würde es ihnen die Recht¬ 
fertigung ihrer Interventionskriege er¬ 
schweren. Die vermeintliche Bedro¬ 
hung durch Al-Kaida ist für die USA 
ein Geschenk des Herrn, das zu nütz¬ 
lich ist, um es verschwinden zu lassen. 

Zurückdrängen Chinas 

Die scheinbar von Al-Kaida ausge¬ 
hende Bedrohung wird genutzt, um 
die westliche Militärintervention in 
jedem Land zu rechtfertigen. Die Be¬ 


kämpfung der terroristischen Grup¬ 
pen im Norden Malis ist eine perfek¬ 
te Verschleierung der strategischen 
Intention der USA und ihrer treuen 
europäischen Partner, die in Wahrheit 
darauf abzielt, China aus ganz Afrika 
zu verdrängen. Weil China auf dem af¬ 
rikanischen Kontinent ein ernsthafter 
Konkurrent zu werden beginnt, setzt 
der Westen alles daran, Afrika erneut 


zu kolonisieren, um so die afrikani¬ 
schen Rohstoffe in ihrem Griff halten 
zu können. 

Razia Khan, der Afrika-Verantwortli¬ 
che der britischen Standard Chartered 
Bank, teilte vor kurzem mit, dass der 
bilaterale Handel zwischen Afrika und 
China sich einem Gesamtwert von 200 
Milliarden Dollar im Jahr nähert. Die¬ 
ser Handel wuchs in der letzten De¬ 
kade um durchschnittlich 33,6 Prozent 
pro Jahr. In den kommenden Jahren 
kann China der größte Handelspart¬ 
ner Afrikas werden und die USA und 
die EU übertreffen. 

Washington ist sich dieser Entwicklung 
durchaus bewusst. Während einer An¬ 
hörung im US-Senat meinte Außenmi¬ 
nister John Kerry, dass die USA sich 
gegen die Entwicklung wehren müss¬ 
ten, da China schon in allen afrikani¬ 
schen Staaten vertreten sei. „China 
hat langfristige Verträge für den Ab¬ 
bau von Mineralien und andere Ab¬ 
kommen geschlossen“, erklärte Kerry. 
„Die USA haben in einigen Ländern 
noch die Hand auf dem Handel, aber 
wir müssen uns hier sicher mehr Mühe 
geben.“ 

In der von Wikileaks veröffentlichten 
diplomatischen Korrespondenz von 
2010 des US-Staatssekretärs für afri¬ 
kanische Angelegenheiten, Johnnie 
Carson, ergibt sich, dass China als sehr 


aggressiver und bösartiger wirtschaft¬ 
licher Konkurrent ohne Moral abge¬ 
stempelt wird, 

Den Ärger der USA über die wachsen¬ 
den chinesischen Investitionen in Af¬ 
rika unterstreicht auch eine Äußerung 
von Hillary Clinton im August letzten 
Jahres - es handle sich um eine Art 
Dolchstoß unter Wasser. Sie betonte, 
dass die USA mehr als andere Staaten 
ein Vorkämpfer von Demokratie und 
Menschenrechten seien, sogar wenn 
es einfacher sei, in die andere Rich¬ 
tung zu sehen. Die jüngsten Verletzun¬ 
gen der Menschenrechte seitens der 
in den USA ausgebildeten malischen 
Soldaten zeigen ein weiteres Mal, wie 
lügenhaft diese Erklärungen sind. Als 
Antwort auf Clintons „Dolchstoß un¬ 
ter Wasser“ gab die chinesische Presse¬ 
agentur Xinhua folgenden Kommentar 
ab: „Die Reise von Frau Clinton soll 
vor allem dazu dienen, das chinesische 
Engagement in Afrika in Misskredit zu 
bringen und seinen wachsenden Ein¬ 
fluss einzudämmen.“ 

China erwartet, dass noch mehr Ver¬ 
suche unternommen werden seinen 
Einfluss in Afrika zu beschränken. Es 
ist der Auffassung, dass das militäri¬ 
sche Auftreten Frankreichs in Mali 
das Vorspiel für weitere westliche In¬ 
terventionen ist. He Wenping von der 
chinesischen Akademie für soziale Wis¬ 
senschaften warnt, dass mit der militä¬ 


rischen Einmischung Frankreichs ein 
neuer Interventionismus in Afrika le¬ 
galisiert wird. Durch die westliche In¬ 
tervention in Libyen verlor China In¬ 
vestitionen in Höhe von 20 Milliarden 
Dollar. Zudem wurde so der Weg für 
die heutige Intervention in Mali frei¬ 
gemacht. 

Fazit 

Wenn die USA von einem dynami¬ 
schen asiatischen Wachstum profitie¬ 
ren wollen, um dieses Jahrhundert als 
das „amerikanische Jahrhundert“ im 
Pazifik zu gestalten, müssen sie auch 
das dynamische asiatische Wachstum 
in Afrika kontrollieren. Wenn die USA 
China aufhalten wollen, müssen sie sich 
auch für Afrika interessieren und müs¬ 
sen die Interventionen in Afrika unter 
dem Mantel des „Kriegs gegen den Ter¬ 
rorismus“ verdecken. Marcel de Jong 

Quellen: 

• Was steckt hinter den US-lnterventio- 
nen in Afrika? - Ben Schreiner 

• China Daily 

• UPI: Kerrry- relations China 

• Guardian (GB): Hillary Clinton - Afri- 
ca & China 

• News yahoo com: rights-group warns 
executions malian army 

•Wikileaks: US embassy documents 
250144 






14 Freitag, 30. August 2013 


Anzeigen 


unsere zeit m 



Ihr könnt stolz von dannen gehen, 
Ihr seid die Geschichte! 

La Pasionaria 
Barcelona, Oktober 1938 


Mit großer Dankbarkeit und voller Liebe nehmen wir Abschied. 
Inge hat sich immer für das Gute in dieser Welt eingesetzt. Dabei 
war sie immer optimistisch, mutig und hilfsbereit. 

Inge machte gern Parteiarbeit im Kreis: 

Wurden Unterschriften gebraucht, sie bekam sie, Spenden sam¬ 
meln, kein Problem. Kassierung, natürlich mindestens 100 Pro¬ 
zent. Sie war Zeit ihres Lebens eine aktive Friedenskämpferin 
und Kommunistin, eine nette Nachbarin, eine liebe Freundin, eine 
liebevolle Ehefrau, Mutter und Oma. 

Inge und Walter sind nach kurzer Trennung wieder vereint. 

Inge Abczynski 

06.09.1931 - 16.08.2013 
Wir vermissen Dich schmerzlich. 

Ulrike 

Ulrich und Erika 
Anna und Thomas 
Paul und Julia 
Christel 
Anverwandte, 
viele Freunde und Genossen 

Inge wird auf ihren Wunsch hin im engsten Familien- und 
Freundeskreis beigesetzt. 

Traueranschrift: 

Farn. Abczynski, Im Reitwinkel 58,45661 Recklinghausen 


Unsere Genossin 

Inge Abczynski 

ist am 16. August ihrer schweren Krankheit erlegen. Sie folgte 
nach nur einem halben Jahr ihrem Walter nach. 

Mit Inge verliert die DKP in Stadt und Landkreis Recklinghau¬ 
sen eine treue Kommunistin, die ihr ganzes Leben lang in un¬ 
seren Reihen kämpfte. Sie wirkte in der FDJ und KPD und ließ 
sich von den Verboten nicht einschüchtem. Nach der illegalen 
Arbeit war sie an erster Stelle, als sich 1968 in Recklinghausen 
die Kommunistische Partei neu konstituierte. 

Sie wird uns fehlen. 

Unser Mitgefühl gilt ihren Kindern, unseren Genossen 
Ulrike und Ulrich. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Recklinghausen 

Auf Wunsch von Inge findet die Trauerfeier im engsten 
Familienkreis statt. 


Wir trauern um unsere Genossin 

Gertrud Schwarz 

06.11.1921 - 18.08.2013 

In Stuttgart-Feuerbach geboren und aufgewachsen, war Gertrud 
zusammen mit ihrem Mann Otto nach 1945 Mitglied der KPD 
geworden. Sie war aktiv in der Bewegung gegen die Remilita¬ 
risierung und ließ sich auch durch das KPD-Verbot nicht von 
ihrer Überzeugung abhalten. Nach der Neukonstituierung der 
DKP wurde Gertrud eines ihrer ersten Mitglieder. Der Zusam¬ 
menbruch des ersten Sozialismus-Versuchs war ein schwerer 
Schlag für sie, aber auch das ließ sie nicht resignieren. 

Uns bleibt, von ihrer Warmherzigkeit und Beharrlichkeit zu ler¬ 
nen, damit ihr Traum von einer gerechten und friedlichen Welt 
Wirklichkeit werden kann. 


DKP-Gruppe Stuttgart Nord 
DKP Kreisvorstand Stuttgart 



BhimenBfür 
Stukenl 



Antikriegstag 2013 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 7. September 

14.00 Friedhofsführung 
15.00 Kranzniederlegung 
Gedenkansprachen: 

Dr. Silvie Peritore, Zentralrat der Sinti und Roma 
Lühr Henken, Kasseler Friedensratschlag 

Freitag, 6.9. - Sonntag 8.9.13 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 

www.antifa-workcamp.de 
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Mehr als die Vergangenheit interessiert uns die Zukunft, 
denn in ihr gedenken wir zu leben. 

(frei nach Einstein). 

Wir freuen uns über die Geburt von 

Jonte Frederik 

geboren am 3. Juli 2013 

Rainer Perschewski, Doreen Biermann 
Kolja und Wiebke 


Am 3. September 2013 wird unser Genosse 

Barthel Rankers 

85 Jahre alt 

Dazu, lieber Barthel, unsere herzlichen Glückwünsche und Dan¬ 
ke für alles, was Du in Deinem Feben für die Partei und für die 
Menschen in Deinem Umfeld getan hast. 

Vor allem wünschen wir Dir noch viel Kraft und Gesundheit. In 
den Jahrzehnten, welche Du der kommunistischen Bewegung 
angehörst, zuerst in der FDJ, dann in der KPD und seit 1968 in 
der DKP, hast Du immer für unsere gemeinsamen Ziele gestrit¬ 
ten. Schon in Deiner Jugend warst Du aktiv im Kampf gegen die 
Remilitarisierung und wurdest dafür von der Adenauer-Justiz ver¬ 
folgt. 

Als Delegierter der IG-Metall-Senioren bist Du immer noch 
gewerkschaftlich aktiv. 2003 wurdest Du mit der höchsten 
Auszeichnung des DGB, der „Hans-Böckler-Medaille“, aus¬ 
gezeichnet. 

Aus einem kommunistischen Eltemhause stammend, bist Du 
bis heute als Zeitzeuge und von allen geachtete kommunistische 
Persönlichkeit Teil der Dürener Öffentlichkeit. 

Nicht zuletzt Dein diesjähriger Auftritt im WDR-Femsehen an¬ 
lässlich der Zerschlagung der Gewerkschaften am 2. Mai 1933 
stellte dies unter Beweis. 

Wir wünschen Dir und uns noch viele Jahre des gemeinsamen 
Wirkens und der Freude an Erfolgen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Düren Rur - Erft - Kreis 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in derTOSCANA- 
SEGGIANO 

Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393381539818 


Paul Kirsch 

04 . 09.1923 

wird 90 

Oie herzlichsten Glückwünsche von 
deiner Frau Ilse, 
den Söhnen, Schwiegertöchtern, 
Enkelinnen, sowie von allen 
Verwandten und Freunden. 




Unser Fritz ist 80! 



Von Beginn an immer dabei, Solange er noch hier 
war, gab es quasi Keinen Infostand ohne ihn. Allseitig 
interessiert, immer einen flotten Spruch auf den 
Lippen. Ein echter Kommunist eben. Heute im Exil bei 
seinem Ecki und seiner Bärbel im wilden Osten, 


Vom Linken Niederrhein die herzlichsten 
Geburtstagsgrüße an unseren "alten Kämpfer!" 



Uri'vfif Itfedermein 


Lieber Heinz Hammer, 

es ist Deine persönliche Periodo Especial. 

Ein Kuba-Aktivist wie Du geht natürlich pragmatisch daran. 
Und mit dem Wissen, dass es zu schaffen ist. 

Alles Gute! 

F reundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
Bundesvorstand 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pera. 
ganzjährig in Kratzcburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info; www.trinogga.de 
Q331/S70796 (AB) 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Schöne Ferienwohnung 
in der Eifel 

im 3-Ländereck Luxemburg- 
Belgien-Deutschland. 
Ruhig gelegen am Waldrand, 
Nähe Prüm, für 2 Personen. 
Komplett eingerichtet, 

Tel 0211 -70 82 84 
(Walter Weber) 



MSITIIM 


DEIH KLASSEMSTAMDPUMKT- 

DE1M SOZIALISTISCHES 

JUGEMDMAGAZIM 

WWW.SDAJ.ORG 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Geschichte wird gemacht 

Historischer Materialismus 

Was brachten die Werk# von Marx und Engels 
für die Grachidilalwlractitung? Ernst Engel¬ 
berg* Vom hm» o*c^noniiciia, von der Ök c- 
nemie und von der Arbeit LucaaZeise*Dia Er- 
fiirKfcmgderIMitlefach«hl Geag Fdberth * Lese n 
Sie Childel Maja Kindler*Di& Manach-Nativ- 
Relalren Here-Peter Ehenner*Diie Kraft der 
selbstbewusst entscheidenden Menschen 
Nina Hager*Sprache ab praktische« WeHhe- 
wusstsein Thomas Matscher 
Wertere Beiträge: 

Wut und Widerstand Murat £akr- JUIer nafl W für 
wen? Philip Becher* Erst stirbt das Hecht, denn 
sterben Menschen Rolf GGssner * Wozu braucht die 
Bundeswehr Kampfdrchnen? Arno MaJaer* „Die 
Lust am Widerspruch konstruköv nutzend in¬ 
terview mit Raülk Kötiele -Zu den ftrttatischKlSr- 
sen £013 Woher Metzroth * Ohne organisierte Ar¬ 
beiterklasse wird das nichts rtardew mit Carolus 
Wimmer* Friedrich Engels und die Wohnung spoll- 
dk der Grazer KFG Rare Stephan Parfedar*Au& der 
Geschichte lernen? Regina Girod 



Einzelpreis 9,50€ 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Also 32 , 00 *. 


Neue knpuls« Verlag 

HcITnungstrafoe 19 
415127 Essen 
TelJ 0201-24 96 4U2 
InrcAncuä-kupuliä-verLagjdd 


www.marx lstlsche-blaetter.de 
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Kommunalpolitik / Termine/ Impressum 


Den Bürgern am nächsten, 
am meisten fremdbestimmt 

Kommunalpolitische Konferenz der DKP Niedersachsen 



A ngenehm überrascht konnte Ha¬ 
rald Neumann vom Sekretariat 
der DKP Niedersachsen 26 Ge¬ 
nossinnen und Genossen aus sieben 
Kreisen und Gruppen zur kommunal¬ 
politischen Konferenz im Freizeitheim 
Linden in Hannover begrüßen. 

★ 

Jörg Miehe leitete mit einem Referat 
„Zu den prinzipiellen Chancen linker 
Politik in den Kommunen“ eine an¬ 
geregte Diskussion ein. Er stellte u.a. 
fest: „Diejenige politische Ebene, die 
den Bürgern am nächsten ist, weil sie 
sich am Wohnort befindet und weil sie 
die alltäglichen und wesentlichen Be¬ 
dürfnisse der Lebensführung, die kom¬ 
munalen Dienste umfasst - die Kom¬ 
mune - ist mit ihren Kompetenzen am 
meisten von anderen politischen Ebe¬ 
nen fremdbestimmt und von den kom¬ 
pliziertesten finanziellen Regelungen 
abhängig, auf die sie nur den geringsten 
Einfluss hat. Hier kann man daher nicht 
mit sozialistischen Experimenten oder 
als sozialistische Enklave beginnen.“ 
Und: „Also Kommunalpolitik ist Klas¬ 
senpolitik - auf offene und mehr noch 
auf verdeckte Weise, aber im Rahmen 
eines klassenübergreifenden Arrange¬ 
ments des gesellschaftlichen Alltagsle¬ 


bens. Die Kom-Pol könnte also als auf¬ 
klärende Demonstration sowohl für das 
Eine wie für das Andere dienen, aber 
das erfordert, dass man das erst einmal 
kennt. Und die Aufklärung ist gerade 
in der Kompetenz- und der Finanzfra¬ 
ge sehr kompliziert. Diese muss man 
erst einmal verstanden haben und sich 
dann überlegen, in welche Richtung 
es zukunftsträchtige Entwicklungsper¬ 
spektiven für alle Aspekte der Kommu¬ 
nen geben könnte: vor allem in der Fi¬ 
nanzfrage und der Kompetenzfrage und 
das alles bei den gegebenen Strukturen 
und darin den Macht- und Klassenver¬ 
hältnissen.“ 

Jörg Miehe abschließend: „Aber solan¬ 
ge die ungeheure Produktivität der ma¬ 
teriellen Produktion vorrangig von der 
kapitalistischen Form in Kapitalgesell¬ 
schaften getragen wird, und die dorti¬ 
gen Lohn- und Kapitaleinkommen und 
damit die privaten Eigentumsverhält¬ 
nisse die allgemeinen Verhältnisse do¬ 
minieren, werden kommunale Verhält¬ 
nisse daraus nicht aussteigen können.“ 
Logisch, dass sich an diesen Aussagen 
eine lebhafte Diskussion entzündete. 
Die Äußerung eines Genossen „Hät¬ 
te ich gewusst, dass das ohne Revoluti¬ 
on sowieso keinen Zweck hat, wäre ich 


gleich ins Stadion gegangen“, sorgte erst 
mal für die nötige Lockerheit. Ernsthaft 
diskutierte man dann darüber, wie sich 
Klassengegensätze auf kommunaler 
Ebene darstellen. Über die Zielstellung 
unserer Kommunalpolitik, das Verhält¬ 
nis von Aufklärung/Bewusstseinsbil¬ 
dung und dem Kampf um reale Verän¬ 
derungen. „Eigentlich das gleiche wie 
im Betrieb“, meinte ein Genosse. 

Zwei Stunden Zeit nahm sich die Kon¬ 
ferenz für Berichte über Aktivitäten 
der Kreise und Gruppen. Hannover- 
Mitte stellte detailliert ihre Aktionstä¬ 
tigkeit für die Erhaltung des Stöckener 
Hallenbades vor. Auch für die Gruppe 
Hannover-Linden geht es um ein Hal¬ 
lenbad. „Wie können wir kommunalpo- 


Hätte ich gewusst , dass das ohne 
Revolution sowieso keinen Zweck 
hat , wäre ich gleich ins Stadion 
gegangen“ 


litische Aktivitäten entwickeln, wenn 
unsere Genossen nicht unmittelbar von 
Missständen betroffen sind?“, wurde als 
Frage aufgeworfen. 

Die Göttinger berichteten über den 
Kampf gegen das „Entschuldungs-Hil- 
fe-Programm“ und die Schuldenbremse, 
stellten die chronische Unterfinanzie¬ 
rung der Kommunen dar und schilder¬ 
ten ihre Erfahrungen mit der Bündnis- 
Kandidatur „Göttinger Linke“. 

Aus Braunschweig wurde über die Kan¬ 
didatur des Zusammenschlusses Braun¬ 
schweiger Bürgerinitiativen berichtet, 
auf deren Listen Genossen kandidier¬ 
ten und gewählt wurden. Diese Form 
von Einmischen in Kommunalpolitik 
stellt sicher, dass die Betroffenen selbst 
aktiv werden. 

Es wurde über Antifaschismus als Be¬ 
standteil von Kommunalpolitik disku¬ 
tiert, die Bedeutung der kollektiven 
Diskussion in der Parteigruppe für die 
„Einzelkämpfer“ u. v.m. Die Konferenz 
endete mit einer Verabredung für die 
Fortsetzung zum Thema „Mieten und 
Wohnungen“ im März 2014. 

Werner Hensel 
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FR ★ 30 . AUG 


Fellbach: Mahn-, Gedenk- und Frie¬ 
densaktion des DGB 0V Fellbach zum 
Antikriegstag. Rede: Sybille Stamm, 
langjährige Landesvorsitzende von ver.di. 
Am Friedensbaum zwischen Schwaben¬ 
landhalle und Schillerstraße 26,18.00 Uhr. 
„Einsatzbereit - jederzeit - weltweit! - 
,Neue‘ Rolle der Bundeswehr“, Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Tobias Pflüger, Vor¬ 
stand Informationsstelle Militarisierung IMI. 
AW0 Fellbach Gerhart-Hauptmann-Stra- 
ße 17,19.00 Uhr. 

München: „Drohnenkrieg! - Krieg mit 
dem Joystick!“ Veranstaltung des DGB, 
Münchner Friedensbündnis und attac 
München mit Thomas Mickan (Informati¬ 
onsstelle Militarisierung) und Jürgen Rose 
(Darmstädter Signal). DGB-Haus München, 
18,30 Uhr. 


SA ★ 31 . AUG 


Berlin: „Sommer, Sonne, Sozialismus“, 
internationalistisches Sommerfest der DKP 
Berlin. Es wird ein vielversprechendes 
Kulturprogramm geboten, u.a. mit Likede- 
eler und Erich Schaffner & Georg Klemp. 
Zahlreiche Diskussionsrunden finden statt. 
So stellt sich Tunia Erler, Direktkandidatin 
der DKP in Berlin-Mitte, vor. Jonasstraße 
(Neukölln), ab 14.00 Uhr. Das ganze Pro¬ 
gramm unter http://www.dkp-berlin.info. 

Frankfurt/Main: „Die Roten feiern im 
Grünen“ Sommerfest der DKP Frankfurt. 
DGB-Jugendclub, DGB-Haus Frankfurt, 
Untermainkai 68,13.00 Uhr. 

Frankfurt/Main: „NATO, Golfmonarchien, 
Israel: Hände weg von Syrien!“ Demons¬ 
tration des „Frankfurter Solidaritätskomi¬ 
tees für Syrien“ anlässlich des Antikriegs¬ 
tages. Auftaktkundgebung an der Alten 
Oper, 13.00 Uhr. 


SO ★ 1 .SEP 


Dresden: Kundgebung zum Weltfriedens¬ 
tag und Antikriegstag Kommunistisches 
Aktionsbündnis Dresden. Platz vor der 
Dreikönigskirche, Hauptstraße, 18.00 Uhr. 

Bad Salzuflen: Friedens- und Kulturfest 
des Lippischen Friedensbündnisses. 
„Roter Platz“ vor dem Kurpark. Eröffnung 
11.00 Uhr, umfangreiches kulturelles und 
politisches Programm, Auftritt von Kai De¬ 
genhardt gegen 16.00 Uhr. Näheres unter 
lippischesfriedensbuendnis.blogsport.de. 

Konstanz: „Nein zum Krieg! Keine 
Militäreinsätze in Syrien! Auslandseinsät¬ 
ze beenden, Rüstungsexporte verbie¬ 
ten!“ Kundgebung zum Antikriegstag 
2013. Marktstätte, 12.00 Uhr. 


Ml ★ 4. SEP 


Stadtlohn: „Wie weiter mit der DKP?“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP Borken 
mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP. 
Parteiraum in Stadtlohn, Vredenerstra- 
ße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


SA ★ 7 . SEP 


Stukenbrock: „Blumen für Stukenbrock“, 
Veranstaltung auf dem sowjetischen 
Soldatenfriedhof in Stukenbrock-Senne. 
Friedhofsführung um 14.00 Uhr, Kranz¬ 
niederlegung mit Redebeiträgen von Dr. 
Silvie Peritore (Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma) und Lühr Henken (Kasseler 
Friedensratschlag), 15.00 Uhr. 


MO ★ 9 . SEP 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim. Gaststätte „Tambo- 
si“, Promenadestraße 11,19.00 Uhr. 


FR ★ 13 . SEP 


Wetzlar: „Mehr Panzer und weniger Hirn - 
150 Jahre SPD-Geschichte“. Gemeinsame 
Veranstaltung von DKP und Linkspartei 
mit Patrick Köbele (Vorsitzender der DKP) 
und Hermann Schaus (Partei „Die Linke“, 
Abgeordneter im Hessischen Landtag). 
Kulturprogramm „Wenn dich deine Feinde 
loben“ mit Erich Schaffner und Georg 
Klemp. Nachbarschaftszentrum Niedergir¬ 
mes, Wiesenstraße 4, Einlass 18.30 Uhr. 
Eintritt: 8,00 Euro, ermäßigt: 4,00 Euro. 

Schweinfurt: Hauptversammlung der 
DKP Schweinfurt/Hassberge und der 
DKP Unterfranken. Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 14 . SEP 


Krefeld: 8. Fest ohne Grenzen des Krefel- 
der Bündnisses für Demokratie und Tole¬ 
ranz mit Straßeninfocafe, ab 13.00 Uhr. 


Ml ★ 18 . SEP 


Stadtlohn: „Verfolgung von Kommu¬ 
nisten und anderen Andersdenkenden 
in der BRD“ Filmveranstaltung der DKP 
Borken. Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 
19.15 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 17. bis 23. August 


Dienstag 

Die Schreckensmeldungen aus Fuku- 
shima reißen nicht ab. Wie auch: Ka¬ 
tastrophenmanagement und -aufsicht 
liegen nach wie vor in den Händen der 
internationalen Atom-Mafia. Was in Ja¬ 
pan wirklich passiert, bleibt trotz detail¬ 
verliebter Berichterstattung im Dunk¬ 
len. Bei tagesschau.de heißt es: 400 0001 
verstrahltes Wasser auf dem Gelände, 
300 t verstrahltes Wasser fließen täglich 
ins Meer, noch Jahrzehnte werden ver¬ 
gehen, ehe die Anlage fachgerecht ent¬ 
sorgt werden kann. Warum nicht im 
Klartext? In Fukushima werden auf 
Jahrzehnte v erstrahlte Arbeiter und An¬ 
wohner sterben, niemand weiß wieviele; 
die Verseuchung der Ozeane - Fauna, 
Flora, Nahrungskette - schreitet vor¬ 
an, Folgen unabsehbar; die Reaktoren 
schwelen, weitere Explosion nicht aus¬ 
geschlossen; die Atom-Mafia entsorgt 
nicht sach-, sondern kostengerecht. 

Wir werden der Katastrophen erst Herr, 
wenn das System der Profitorientierung 
beseitigt ist. 

Mittwoch 

Wer heute Abend den grottenschlech¬ 
ten Kick zwischen PAOK Saloniki und 
dem FC Schalke 04 verfolgt, wird Zeu¬ 
ge eines denkwürdigen Ereignisses. Die 
Polizei stürmt die legendäre Schalker 
Nordkurve, bei internationalen Spie¬ 
len mit etwa 8 000 Besuchern besetzt 
(Nur in Dortmunds Südkurve drängen 
sich noch mehr Fans). Anlass der Ak¬ 
tion laut Einsatzleitung: Volksverhet¬ 
zung. Schalker Fans haben ein Banner 
des „Komiti Skopje“gezeigt, eine Fan- 


Gruppe des mazedonischen Klubs Var- 
dar Skopje. Die Fans beider Klubs sind 
miteinander befreundet. 

Das Zeigen der Flagge wertet die Poli¬ 
zei als Provokation gegen die griechi¬ 
schen Fans. Bekanntlich hat die grie¬ 
chische Regierung Vorbehalte gegen 
die Republik Mazedonien, ob die Fans 
von PAOK diese teilen, darf allerdings 
bezweifelt werden. Provokationen zwi¬ 
schen Fangruppen sind üblich, auch 
heute gab es sie. Die etwa tausend grie¬ 
chischen Fans befinden sich aber auf 
der gegenüberliegenden Seite des Stadi¬ 
ons im „ Gästekäfig “ der - wie andern¬ 
orts auch - einem Hochsicherheitstrakt 
gleicht. Unmittelbar vor dem Polizei¬ 
einsatz kommt es dort zum Abbren¬ 
nen von Feuerwerkskörpern. Es wird 
befürchtet, dass die - als gewalttätig 
bekannten - griechischen Fans einen 
„Angriff auf das Schalker Fanlager “ 
(Die Welt vom 22. 8.) planen. 

Die Mühe will die Polizei den Grie¬ 
chen anscheinend ersparen und nimmt 
die Sache selbst in die Hand. Mehrere 
hundert deutsche Polizisten mit Pfef¬ 
ferspray und Gummiknüppel auf der 
Suche nach der Fanfahne, die allerdings 
nie gefunden wird. Am Ende bleiben 
Fragen. Warum wurde der Gästeblock 
im Vorfeld nicht ausreichend abgesi¬ 
chert? Stimmten Verhältnismäßigkeit 
und Zielrichtung? Was waren die tat¬ 
sächlichen Ziele des Einsatzes? Schal¬ 
ker Vereinsführung und Fan-Verbände 
haben jedenfalls massiv gegen das Vor¬ 
gehen protestiert. 

Wir erinnern uns an die monatelangen 
Auseinandersetzungen um neue Stadi¬ 
on-Richtlinien, die schließlich von der 


Politik gegen die Mehrzahl der Vereins¬ 
führungen und gegen die Fans durch¬ 
gesetzt wurden. Der Verdacht, dass im 
Stadion der Bürgerkrieg von oben ge¬ 
übt werden soll, scheint sich zu bestäti¬ 
gen. Mehr noch: Vor allem junge Men¬ 
schen sollen offensichtlich an gewalt¬ 
same Einsätze der Polizei „gewöhnt“ 
werden. „Nebenbei“ wird der Begriff 
Volksverhetzung missbraucht und ver¬ 
dreht. Es scheint so, dass deutsche Poli¬ 
zei deutlich schneller in Wallung gerät, 
wenn vermeintliche griechische Natio¬ 
nalinteressen berührt sind, als wenn der 
Hitlergruß gezeigt, rassistische Parolen 
gegrölt oder Asylbewerber angegriffen 
werden. 


Donnerstag 

Das Londoner Bankenviertel ist auf¬ 
gewühlt. Ein junger deutscher Prakti¬ 
kant ist nach wiederholten 24-Stunden- 
Schichten anscheinend an Erschöpfung 
gestorben. Er plante die große Banker- 
Karriere, nach sieben Wochen bei der 
Bank of America war alles vorbei. 
Hungeraufstände, Flüchtlings elend, 
Kriege um Öl, Massenarbeitslosigkeit, 
die große Krise; das alles geht vom 
Handeln an den großen Finanzplätzen 
aus, von denen der Londoner einer der 
größten ist. Wen hat das dort je gestört? 
Die aufgeregten Reaktionen in der Ban¬ 
kenszene angesichts des Todes eines der 
Ihren belegen wieder einmal die These, 
dass Selbstmitleid dort am stärksten ist, 
wo das Mitleid sich in überschaubaren 
Grenzen hält. 

Adi Reiher 
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Liebe Genossinnen und Genossen! 


Bis Jahresende wird die UZ mehrere Themen- 
sc h wo rp unkte auFyreifan. Diese UZ-Ausga¬ 
ben eignen sich besonders Für Verkaufs- oder 
Verteilakttonen vor Betrieben & Berufsschu¬ 
len, Schulen & Universitäten, für In Io stände & 
Demos. Vielleicht kann sogar eine thematisch 
passende MV oder eine öffentliche Vera nstaF 
tuiig organisiert werden ... die UZ hilft bei der 
Refe ren Le nauswa hl. 


UZ 13.09.13: Aktionswochenende 
UmFAlRteilen 

UZ 11 10.13: Bildung / Ausbildung. 

Schule & Universität 
UZ 06.11.13: Kommunale Haushalte i 

Antworten der DKP auf die Krise 
UZ 22,11.13: Arbeitszeitverkürzung / 

30-Std-Woche 

UZ 06.12,13: Energie & Ökologie 


Auf weitere zwanzig Jahre 

Ferienlager der Roten Peperoni 



D as Ferienlager 2013 der Roten 
Peperoni fand dieses Jahr in 
Babenhausen südlich von Ulm 
statt. Unter dem Motto „Unsere Rech¬ 
te - unsere Zukunft“ fanden sich an die 
50 Personen auf dem Zeltplatz „Fug¬ 
gerweiher“ ein, um gemeinsam ein ab¬ 
wechslungsreiches und spannendes Fe¬ 
rienlager zu erleben. 

Im Vorfeld wurde das Thema „Unsere 
Rechte - unsere Zukunft“ von den Be¬ 
treuerinnen und Betreuern vorbereitet, 
wobei die Schwerpunkte auf den Berei¬ 
chen „Privatisierung von Wasser“ und 
„Menschenrechte/Kinderrechte“ lagen. 
In verschiedenen Einheiten, die über 
die gesamte Ferienlagerzeit verteilt wa¬ 
ren, wurden Ursachen und Auswirkun¬ 
gen der Privatisierung von öffentlichen 
Wasserversorgern untersucht. Gemein¬ 
sam wurden von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen Forderungen formu¬ 
liert, die dann mit einer Unterschriften¬ 
aktion im nahen Illertissen den Bürgern 
und Bürgerinnen vor Ort präsentiert 
wurden. 

Der Infostand war sehr gut besucht und 
so konnten an die 150 Unterschriften 
für die Aktion „right2water“ gesammelt 
werden. Des Weiteren sammelten die 
Roten Peperoni am Stand Spenden für 
unser „Soliprojekt“ in Wiwili. Mit dem 
dort gesammelten Geld und anderen 
Aktionen im Ferienlager selbst, sowie 
auch bei anderen Aktionen über das Pe- 
peronijahr verteilt, werden wir in Nica¬ 
ragua ein Schulprojekt unterstützen. 
Die gesamte thematische Arbeit wur¬ 
de am „inhaltlichen Höhepunkt“ vor¬ 
gestellt, wo dann auch über das The¬ 
ma „Menschenrechte/Kinderrechte“ 
berichtet wurde. Was sind Menschen¬ 
rechte? Wie entstanden sie? Wo kann 
mensch die einfordern? Wie sieht das 
alles in anderen Ländern aus? Gibt es 
Kinderrechte, die wichtiger sind als an¬ 
dere? Das alles und noch viel mehr wur¬ 
de spielerisch, witzig und kindgerecht 
umgesetzt, wobei die Betreuer und Be¬ 
treuerinnen gegen Ende des Lagers in 
einer Auswertungsrunde feststellten, 
dass die inhaltliche Qualität extrem 
hoch war. Nicht zuletzt durch die Erfin¬ 
dung von „Rechteman“ der sich für die 
Rechte der Kinder auf der ganzen Welt 
einsetzt, konnte dieses wichtige Thema 
spannend und lustig aufbereitet und 
den Kindern nahe gebracht werden. 
Aber neben dem ganzen Thema, und 
der ganzen Gehirnakrobatik kam Spiel 
und Spaß natürlich nie zu kurz. Nur die 
Höhepunkte: Besuch einer Falknerei, 
Ausflug und Übernachtung unter frei¬ 
em Himmel, Nachtwanderung, Vampir¬ 
spiel, Sporttag und Turniere, das große 
„Pepo-Buffet“, Frühschwimmen und 
Frühjoggen, AG’s AG’s AG’s mit Bas¬ 
teln, Handwerkern und Theaterspielen, 
und und und ... 


In unserer Lagervollversammlung wur¬ 
den gemeinsam verschiedenste Dinge 
besprochen und entschieden. Da sich 
alle an die dort aufgestellten Regeln 
(wie ausreden lassen, dem/r anderen 
zuhören, nicht unterbrechen, nur eine/r 
spricht) hielten, waren diese sehr kurz¬ 
weilig und effektiv. 

Der Abschlussabend hat dann noch ein¬ 
mal gezeigt, dass das Ferienlager allen 
Beteiligten, Groß und Klein, Jung und 
Alt viel Spaß gemacht hat. Nach tollen 
Vorstellungen der Gruppen und Be¬ 
treuerinnen, viel Gesang und dem obli¬ 
gatorischen Lagerfeuer ging der Abend 
dann leider viel zu schnell vorüber, so- 
dass am nächsten Morgen das Packen, 
das Abbauen und die Abreise mit Bahn 
und Auto nochmal alle Kraftreserven 
abverlangte. 

Alle Beteiligten waren sich einig, dass 
das Ferienlager im zwanzigsten Jahr der 
Roten Peperoni ein großer Erfolg war, 
und sich in die Reihe toller Ferienlager 
nahtlos einfügt. Das Motto ist klar: „Auf 
weitere zwanzig Jahre! - Hell Yeah!“ 
Das nächste Ferienlager wird 2014 im 
Saarland vom 2.8. bis 16.8. stattfinden. 
Infos über die Roten Peperoni gibt es 
unter: www.rotepeperoni.de. 

Mit roten peperonischarfen Grüßen 
Die Landesleitung der Roten Peperoni 


Der rote Kanal 


Im Tal von Elah, USA 2007 

Den Irak hat US-Soldat Mike über¬ 
lebt. Doch kurz nach seiner Rück¬ 
kehr in die USA wird er ermordet. 
Die Handlung lehnt sich an das 
Schicksal des US-Soldaten Richard 
T. Davis an, der 2003 bei Colum- 
bus, Georgia, zerstückelt und ver¬ 
kohlt aufgefunden wurde und des¬ 
sen Überreste Spuren von mindes¬ 
tens 32 Messerstichen aufwiesen. 
Sa., 31.8., 23.30-1.20 Uhr, br3 

Birdwatchers - Das Land 
der roten Menschen, I/Bras 
2008 

Brasilianische Indios kämpfen ge¬ 
gen den Großgrundbesitzer Morei- 
ra um ihr Land. 

Mo., 2.9., 22.05-23.45 Uhr, arte 

Eine mörderische Entschei¬ 
dung, D 2013 

Am 4. 9. 2009 sterben bei ei¬ 
nem Luftangriff in Afghanistan 
130 Menschen. Den Befehl für den 
Einsatz gab der deutsche Oberst 
Klein. Tv-Dokudrama. Schaun wer 
mal. 

Mi., 4.9., 20.15-21.45 Uhr, ard 


















